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)er dynamische Prozeß der erfolgreichen Verwirklichung
ages der SED durch dieiil u s s e des VIII. Parte

klasse -und die anderen
die Arbeit des Ministe
tändig neue und höhere

Die zielstrebige Erhöhung der Qualität und Wirksamkeit 
der Anstrengungen des MdI und seiner Organe zur jederzeit 
zuverlässigen Gewährleistung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit ist von weittragender und zunehmender innen- 
und au.: unpolitischer Bedeutung.
Störun; n der öffentlichen Ordnung und Sicherheit geraten 
i e r  stärker in Widerspruch zu den bestimmenden Tendenzen 
d s sozialistischen Aufbaus ur.d beeinträchtigen die Stär­
kung der inneren und äußeren Positionen der DDR.
Zugleich über, sie einen nachteiligen Einfluß auf die 
weitere konsecuente und erfolgreiche Durchsetzung der 
Politik der friedlichen Koexistenz zwischen Staaten un­
terschiedlicher Gesellschaftsordnung aus.

; Die Ge. -er der Entspannung, die reaktionären und aggres­
siven ..reise des internationalen Monopolkapitals, leisten 
der weiteren erfolgreichen Verwirklichung des Friedens- 
p~cgr£~-is des XXIV. Parteitages der KPdSU, die auf der 
wachsenden politischen, ökonomischen und militärischen 
: t;'rke der Sowjetunion und der anderen Staaten der so- 
ziaiistischen Gemeinschaft beruht, erbitterten Widerstand.

Pie 13. Tagung des ZK der SED stellte fest, daß die Ten­
der.; zur Entspannung weiterhin die Haupttendenz in den 
i r.terr.rtionalen Beziehungen zwischen Sozialismus und

taiismus ist, der Gegner jedoch seine Aggressivität,
. .ie raffinierte Demagogie und seine Gefährlichkeit sowie 

seine Bestrebungen zur Rückgewinnung verlorengegangener 
Positionen nicht aufbegeben hat.»/ o

Kopie BStÜAR 3
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T)io Bestrebungen des Gegners konzentrieren sich insbe­
sondere auf die sich erv/eiternden Beziehungen und Kontakte 
zwischen sozialistischen und kapitalistischen Staaten mit 
dem Ziel der breiten Infi1tration feindlicher Ideologie in 
die sozialistischen Länder. einer systematischen subver­
siven Tdtigxcit und der Anstiftung der Bürger der DDR und 
anderer sozialistischer Staaten zu staatsfeindlichen Hand­
lungen .

Eine wesentliche Rolle spie-lt dabei'die Forcierung des 
ungesetzlichen Yerlassens der DDR. Sie hat sich, eingebettet 
in die Gesamtstrategie des Gegners, zu einer Hauptrichtung 
seines .kindlichen Vorgeht

• che: * andel,
h ~r ~ ' *' n r* V i

und Vereinbarungen eingeräumten Vergünstigungen und die 
großzügige Praxis in grenzüberschreitenden Reise- und im 
Transitverkehr.

& n f* *** di
eht der s
ren und ü
dlun Y'
die j. V«

%

Das ungesetzliche Verlassen der DDR und der staatsfeind­
liche Menschenhandel sind dem Klassengegner Instrumente, 
insbesc lere zur

- permanenten provokatorisch-demonstrativen Mißachtung 
und Verletzung der staatlichen Souveränität der DDR 
und i..res Staatsbürgerschaftsrechts,

- demagogischer., auf breite internationale öffentlich- 
keits1‘irkung ausgerichtete Bezichtigung der DDR, ein

■ nicht durch den Willen des Volkes legitimierter Staat 
zu sein und die Menschenrechte zu mißachten,

- A.. :'rechterhaltung und Rechtfertigung der These von
angeblichen Existenz einer einheitlichen deutschen
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- Diskriminierung, Belastung und Untergrabung der 
Politik und der internationalen Beziehungen der DDR.

Der Gegner verfolgt damit weiterhin das Ziel,

die DDR durch Abwerbung von Fachkräften auf öko­
nomischen .\ui wur snertliehen und anderen■he-

Gebieten zu schädigen sov.’ie

• •
die Spionageorganisationen durch Zuführung gehein-

snstlich interessierender Personen zu unt erstu. :en
und weitere Formen staatsverbrecherischer subver­
siver Tätigkeit zu fördern.

Ir. engen Zusammenhang damit werden im Rahmen der poli-
tiscn-i_eoiogischen Diversion sowi .\onta.<tpcIit ik

der
.c.tig.-;eit. oreite .vitaten entwickelt, um unter

vorers 
or ar.un

Bevölkerung der DDR Einfluß zu gewinnen, sie im 
Sinne ,.er bürgerlichen Ideologie zu manipulieren, eine

passive Haltung zur sozialistischen Gesellschafts- 
hervorzurufen und den Umschlag in eine neue 

Qualit.it - eine negative Haltung und Feindschaft zur DDR - 
zu erwirken. Damit sollen ideologische Voraussetzungen ge- 
schaff: . werden, um bei Bürgern der DDR die Entschlußfassung 
zum Verlassen der DDR hervorzurufen und sie zielgerichtet 

bzw. zu veranlassen, Forderungen an staatliche 
DDR zu stellen. Das betrifft insbesondere An- 
;bersiedlung nach nichtsozialistischen Staaten 

und Äestberlin, auf "Familienzusammenführung” und Ehe- 
schlie ur.g mit Bürgern nichtsozialistischer Staaten und

/oerlins sowie auf Entlassung is der Staats -
irgerschaft der DDR.

' r •» c.' , ae
. Kor.omiscner. unu 
Aufklärung ur

gesamtgesellschaftu.ichen politischen, 
militärischen Bedeutung der Vorbeugung, 

Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens

Kopie BStÜ
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der DD/ wurde die Tätigkeit der DVP and der anderer. Organe 
des MdI auf diese" Gebiet systematisch vervollkommnet und
beständig z:-:.streb CL . L v- vM,

samkeit der entsprechenden Maßnahmen gearbeitet. Insbe­
sondere in Durchsetzung des Befehls 0059/74 des Ministers 
des Innern und Chefs der DY? wurden in den Dienststellen 
vielfältige Anstrengungen unternommen, um höhere Ergebnisse 
zu erziele::.

Unbeschadet der erreichten Fortschritte wird jedoch die 
Xotwendi _,keit erhöhter Anstrengungen bei der Lösung dieser 
Aufgabe u.a. an folgendem sichtbar:

- 1974 st es noch eir.er größeren Anzahl von Personen 
gelungen, die DDR ungesetzlich zu verlassen;

- Die b'irksankeit der DY?. insbesondere bei der Auf­
deckung von Vorbereitungshandlungen, ist noch sehr 
unterschiedlich. In der Qualität der Arbeit und in 
den Ergebnissen gibt es zwischen einzelnen Dienst­
stellen noch immer zum Teil beträchtliche, objektiv 
nicht zu begründende Unterschiede;

- Der . .teil der Personen, die unter Ausnutzung von 
Reisen in kapitalistische Staaten, einschließlich 
Westberlin, die DDR ungesetzlich verlassen haben, 
ist ' ,'74 in Verhältnis zum Vorjahr angestiegen;

- Zur burchsetzung der bestehenden Befehle, Direktiven 
und "eisungen werden noch nicht alle real gegebenen 
Möglichkeiten allseitig, qualifiziert und rationell

O ̂  y c» m L •

Die Ergebnisse der im Rahmen des Forschungsvorhabens 
gef.4brten Untersuchungen lassen erkennen, daß es zur 
weiteren Erhöhung der Wirksamkeit der DY? und der anderen

Kopie
AR 3

BStÜ
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Orr.ar.o !es MdI bei clor Verbeugung, Aufklärung und Ver­
hinderung dos ungesetzlicher. Verlassens der DDR und der 
Lösung anteiliger Aufgaben zur Bekämpfung des staats­
feindlichen Menschenhandels notwendig ist, die Anstren­
gungen auf die nachstehend genannten Schwerpunktkomplexe 
zu konzentrieren:

- Gewährleistung einer höheren Wirksamkeit der DVP 
und der anderen Organe des Mul bei der Erarbeitung, 
Erfassung, Überprüfung und Verdichtung von Erst­
hinweisen auf einschlägige Handlungen,o V* c /

leistung der wirksamen Aufklärung und Unter-
einschlägiger Straftaten bzw. Verdachtshinweise;

Weitere Qualifizierung des Antrags-, Prüfungs- und 
Genehmigungsverfahrens der BV? bei Reisen in dringenden 
Familienangelegenheiten nach nichtsozialistischen 
Staaten und Westberlin zur Verhinderung des ungesetz­
licher. Verlassens der DDR;

Systematische Erhöhung der Wirksamkeit der Personen-
ntrolle der DVP zum rechtzeii

dächtigen Handlungen;

'.'eitere Qualifizierung der Kontrolle von Verhafteten 
und Strafgefangenen während der Untersuchungshaft 
sowie des Strafvollzuges zum rechtzeitigen Erkennen 
von .iandlungen, die auf Grenzdurchbrüche und andere 
Formen des ungesetzlichen Verlassens gerichtet sind;

Vervollkommnung der Maßnahmen, die sich in diesem 
Zusammenhang für die Tätigkeit der DVP und anderer 
Organe des MdI aus Staatsbür^erschaftsfraßen ergeben.
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Zugleich wurde deutlich, daß die erforderliche höhere 
Wirksamkeit nur herbeigeführt werden kann auf der Grund­
lage der richtigen Einordnung der auf die Lesung dieser 
Schwerpunktkomplexe bezogenen Aufgaben und Maßnahmen 
in die Verwirklichung der Cesamtaufgabenstellung für das 
MdI und seine Organe. Erst dadurch werden die Voraus­
setzungen geschaffen, die vorhandenen Potenzen und Reser­
ven vollständig auszuschöpfen.

Die Untersuchungen erbrachten den Nachweis, daß das Er­
reichen einer anhaltenden und stetigen höheren Wirksam­
keit der DVP und der anderen Organe des MdI bei der 
Lösung üer Aufgabenstellungen auf diesem Gebiet entschei­
dend beeinflußt wird von der Durchsetzung eines hohen 
Niveaus in der politisch-operativen Tätigkeit der Linie VII 
des MfS sowie anderer Linien des MfS, denen Verantwortungen 
für die politisch-operative Abwehrarbeit bzw. das opera­
tive Zusammenwirken in bezug auf die DVP und andere Organe 
des MdI übertragen wurden.

Deshalb ist es notwendig, die diesbezüglichen Konsequenzen 
für die politisch-operative Tätigkeit des HfS, insbesondere 
der Linie VII, herauszuarbeiten und im Zusammenhang damit 
die Erf rüernisse in einzelnen zu verdeutlichen, die sich 
für das MdI und seine Organe zur wirksamen Vorbeugung, 
Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens 
..:r DDR sowie Lösung von Aufgaben zur Bekämpfung des staats­
feindlichen Menschenhandels im Zusammenwirken mit dem MfS 
ergeben.
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Die Verantwortung der Linie VII (HA VII, Abteilungen VII 
der BV/Y, Arbeitsgruppen bzw. Mitarbeiter der Linie VII 
in den KD) bei der Erhöhung der Wirksamkeit der Volks­
polizei und anderer Organe des MdI zur wirksameren Vor­
beugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen 
Verlassens der DDR

Die zielstrebige Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksam­
keit des Kampfes gegen den staatsfeindlichen Menschenhandel 
sovie der Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung dos unge­
setzlichen Verlassens cer DDR stellt ständig größere An- - 
forderur.gen an die Qualität der operativen Tätigkeit des 
MfS und 1er Arbeit der anderen Sicherheits- und Staats­
organe. lese sind fester Bestandteil der zur umfassenden 
Durchsetzung des sozialistischen Rechts, zur Erhöhung der 
ges-cl 1 schaf11 ichen Wirksamkeit der Vorbeugung und Bekämpfung 
der Kriminalität insgesamt zu lösenden höheren Aufgaben.
Mit der Lösung dieser Aufgaben werden zugleich wesentliche 
Bedingungen für die Sicherung der Staatsgrenze der DDR ge­
schaffen .

t

Eine be ;niere Bedeutung hat in diesem Prozeß die Tätigkeit 
der Voi.--.poIi-ei und anderer Organe des MdI. Sie tragen mit 
eine Hau ptverantwortunp für das Erreichen der gesellschaft- 
liehen Ziel- und Aufgabenstellungen auf diesem Gebiet.

daraus * eiten sicn wes er. 1 :.iahen und Konsecuenzen
ab für die politisch-operative Abwehrarbeit in der Volks­
polizei und den anderen Organen des MdI sowie für das“■ ö
operative Zusamnenvirken mit diesen Organen. Entsprechend 
ihrer i:. den dienstlichen Bestimmungen des MfS konkret 
geregelten und inhaltlich ausgescalteten Zuständigkeit 
trä t die Linie VII für deren Verwirklichung die Hauptver-
■ » U I1« U i. L ̂4 < 1 •

Kopie BStÜ 
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1 . 1 .  Die politiseh-orserative Abwehrärbeit der Linie VII - 
ein wesentlicher Beitrag cur weiteren Erhöhung der 
Wirksamkeit der Volkspolizei und anderer Organe des MdI

Die grundlegende sicherheitspolitische Voraussetzung und 
zugleich der entscheidende Hebel für die weitere Qualifi­
zierung des operativen Zusammenwirkens r.it der Volkspolizei 
und anderen Organen des MdI sowie für eine anhaltend höhere 
Wirksamkeit dieses Prozesses, der auf die Lösung der noii- 
t_sch-operativen Grundaufgabe, den Feind aufzuspüren und zu 
liquidieren, gerichtet ist, bestehr in der jederzeit zuver­
lässiger. Durchsetzung der Schwerpunkt- und bereichsbezogenen 
Abwehrarb-.it der Linie VII in der Volkspolizei und anderen 
Organen des MdI.

dieser untrennbare Zusammenhang, der sich aus der Haupt­
vera r.tvortung des MfS für die allseitige Gewährleistung 
der staatlichen Sicherheit und damit auch im MdI und sei­
nen Organen ableitet, wurde durch den Genossen Minister 
auf der Dienstkonferenz vom Juli 1974 besonders hervorge­
hoben. Die gesetzten hohen Maßstäbe gelten auch für die 
qualifizierte Gestaltung der Prozesse zur Bekämpfung des 
staatsfeindlichen Menschenhandels sowie zur Vorbeugung,ö o /
Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens 
<- j r DDR.

Durch die politisch-operative Abwehrurbeit ist deshalb die 
vorbeugende Sicherung sowie die Aufdeckung, Aufklärung und 
Verhinderung aller feindlichen Angriffe und negativen so­
wie schcdensverursachenden Einflüsse in Bereichen und Pro- 
-essen sowie unter Personenkreisen zu gewährleisten, die 
Schwerpunkte für die Lösung der volkspolizeilichen Aufgaben 
zur .künpfung des staatsfeindlichen Menschenhandels und für 

Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetz­
lichen Verlassens der DDR darstellen. Bei der Bestimmung 
als Schwerpunkt ist sowohl die Gefährdung durch gegnerische
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Angriffe als auch die Bedeutung für das Erreichen einer 
hohen Wirksamkeit der Volkspolizei und anderer Organe des 
MdI auf diesem Gebiet zu beachten. Das erfordert, die Auf­
gabenstellung "Wer- ist wer ? 11 konsequent zu verwirklichen 
und sich bei der Lösung vorrangig auf diejenigen Kader bzw. 
Angehörigen des Personalbestandes zu konzentrieren, mit 
denen unmittelbar operativ zusammengewirkt wird bzw. die 
einbezogen werden oder anderweitig Einblick erhalten in 
politisch-operative Aufgabenstellungen und spezifische In­
formationsbedürfnisse des MfS. Die Ergebnisse dessen, ins­
besondere die Einschätzung“von Zuverlässigkeit und Ver­
schwiegenheit , der objektiven Möglichkeiten, Zweckmäßigkeit 
und Bereitschaft zum Zusammenwirken, bestimmen die Maßnahmen, 
durch die

- dem Gegner die Möglichkeit genommen wird, paralysieren- 
den Einfluß auf die Prozesse zur Bekämpfung des staats­
feindlichen Menschenhandels sowie zur Vorbeugung, Auf­
klärung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens 
cor DDR auszuüben und seine verbrecherischen Ziele durch­
zusetzen ,

- revolutionäre Wachsamkeit, Standhaftigkeit und Disziplin 
weiterentwickelt werden und die Geheimhaltung jederzeit 
gewährleistet wird;

- eine hohe Wirksamkeit bei der Realisierung der Aufgaber­
und Maßnahmekomplexe gesichert wird.

uas beginnt bereits mit der Einrluönahme auf die Auswahl 
, .d den Einsatz geeigneter Kader. Die periodisch bz;̂ . bei 
eingetretener Notwendigkeit durchzuführenden Sicherheits-

. y_'u- U er. gemäß DA 1/72 des 1. Stellvertreters des
Ministers haben dafür große Bedeutung. Entsprechend den 
Sicherheitsbedürfnissen betreffen diese vorrangig die 
politisch-operative Überprüfung der politisch-moralischer. 
Zuverlässigkeit und Standhaftigkeit sowie die vorbeugende

Kopie BStÜ
AR 3
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Sicherung operativ besonders bedeutsamer Personen vor
feindlichen Angriffen, wie:

- NVR- und Berechnungskader sowie GKdos-Berechtigte,

- Leitungskader unc Personen in Schlüsselstellungen 
niit GVS-Berechtigung,

- andere Kader, die Führungsentscheidungen vorbe- 
reiten und bei denen wichtige Staatsgeheimnisse 
konzentriert sind,

- operative Kräfte der Volkspolizei, die mit in­
offiziellen Mitarbeitern, speziellen Mitteln und 
Methoden arbeiten.

Im Rahmen der Gesamtaufgabenstellung für die politisch­
operative Abwehrarbeit sind in Hinblick auf das operative 
Zusammenwirken und das Erreichen einer hohen Wirksamkeit 
der Volkspolizei und anderer Organe des MdI bei der Lösung 
vor. Aufgaben zur Bekämpfung des staatsfeindlichen Menschen­
handels sowie zur Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassens insbesondere solche Bereiche 
zuverlässig zu sichern, wie

T TKriminalpolizei, besonders Arbeitsgebiete I, , 
VIII, Offiziere für Straftaten des ungesetzlichen
^renzuoerl tts

Pal— und Meldewesen, insbesondere Entscheidungs- 
befugte für Ausreisen in nichtsozialistische Staaten, 
'ffiziere für Reiseangelegenheiten und Ermittlungs­
kräfte ,

 ̂  ̂c h m  tts oe voj. -.m.äcn 1 1  gt e ,

- Kräfte der Verkehrspolizei auf den Transitstraßen, 
der Wasserschutzpolizei auf den Transitbinnenwasser-
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Straßen und Zughcgteitkräfte der Transportpolizei auf
den Transitstrecken,

- alle Kräfte der Volkspolizei und anderen Organe des Mul,
die ir. Grenzgebiet an der Staatsgrenze zur BRD/zu Westberlin 
eingesetzt werden, insbesondere A3V und Angehörige der 
Schutzpolizei an den Kontrollpunkten und -stellen, oder die 
Kenntnisse über das Grenzsicherungssystem besitzen,

- Stäbe, insbesondere Bereiche Operativ und Information,
- Kräfte der Abteilungen Innere Angelegenheiten.

Lei der inhaltlichen Bestimmung der Schwerpunktbereiche sowie 
der personellen und sachlichen politisch-operativen Schwerpunkte, 
auf die Hauptanstrengungen der Linie VII zu konzentrieren
sind, nu'i stets berücksichtigt werden, daß sie dynamischen Ver­
änderungen entsprechend den Anforderungen aus der politisch- 
operativen Lage bei der Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassens sowie im jeweiligen Dienstbereich 
unterliegen. Das stellt vor allem hohe objektive und subjektive 
Anforderungen an die Qualifizierung und Vervollkommnung der 
politisch-operativen Abwehrarbeit, insbesondere-an das Profil, 
die personengebundene und sachbezogene Auftragserteilung und 
Instruierung sowie den konzentrierten Einsatz der IM/GMS an den 
für die C -währleistung der Sicherheit, für die weitere Erhöhung 
der volkspolizeilichen Wirksamkeit und das operative Zusammen­
wirken auf diesem Cebiet entscheidenden Stellen. Peshalb ist 
ständig • ine hohe Qualität der inoffiziellen Basis von OibE,
IM in Schlüsselpositionen und weiteren IM/GMS zu gewährleisten, 
durch deren zielgerichteten Einsatz

- das operative Zusammenwirken und die mit dem MfS zusam­
menwirkenden, operativ überprüften Kräfte zuverlässig 
gegenüber den Aktivitäten feindlicher und negativer
Kr̂ . .'te gesichert werden, vor allem durch strikte Geheim­
hai tun;. und Konspiration;

- die notwendigen ideologischen, organisatorischen und 
sonstigen Voraussetzungen für ein wirkungsvolles opera-
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tives Zusammenwirken geschaffen werden;

in der Volkspolizei und anderen Organen ces MdI 
selbständig Initiativen zur Verwirklichung der 
Aufgaben aus der. operativen Zusammenwirken sowie 
zum eigenverantwortlichen Aufgreifen sicherheits­
politischer Probleme und Einleiten entsprechender 
Maßnahmen zur Durchsetzung der gesetzlichen Pflichten, 
Befehle und Weisungen entwickelt und gefördert werden;

der jederzeit stabile und kontinuierliche Infor­
mationsfluß über alle für das MfS operativ-relevanten 
ErscheJiungen und Vorkommnisse gewährleistet und 
vervollkommnet wird;

'iie Qualität und Wirksamkeit cer Aktivitäten der 
Volkspolizei und anderen Organe des MdI zur Verwirk­
lichung der Aufgaben des operativen Zusammenwirkens 
unter Kontrolle gehalten werden.

*

Vor, der C-uaiirät und dem Wirkungsgrad der politisch-opera­
tiven Ab-, ohrarbeit in den angriffsgefährdeten und für das 
operative Zusammenwirken bedeutsamen Bereichen, insbeson­
dere von „er Qualität der inoffiziellen Basis, der Vor­
gangsarbeit , der operativen Personenaufklärung und -kontrolle, 
dem erreichten Stand bei der Gewährleistung einer hohen 
Kadersicherheit und des Geheimnisschutzes sind unmittelbar

- das jederzeit rechtzeitige Aufspüren, zielstrebige 
.-.ufklären und Verhindern von Feindeinwirkungen gegen 
rowia unter dom Personalbestand der Volkspolizei ur.d 
ein -.rer Organe des MdI, insbesondere der gegnerischen 
.C_aktpolitik/-tätigkeit und der politisch-ideolo­
gischen Diversion, sowie von Absichten und Vorberei­
tungen zum ungesetzlichen Verlassen durch Angehörige 
dieser Organe;

Kopie BStÜ
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- die Qualität und Wirksamkeit aller Arbeitsprozesse 
der Volkspolizei und anderer Organe des '-'dl, die der 
Vorbeugung, dem rechtzeitigen Erkennen, Aufklären sowie 
Verhindern von Absichten, Vorbereitungen und Versuchen­
des ungesetzlichen Verlassens, der allseitigen Unter­
suchung vollendeter Straftaten gemäß § 213 StGB sowie 
der Erforschung und Einflußnahme auf die Beseitigung 
begünstigender Bedingungen dienen bzw. für die Be­
kämpfung des staatsfeindlichen Menschenhandels genutzt 
werden;

- die rechtzeitige Aufdeckung, allseitige Aufklärung 
und zi Igerichtete Unterbindung jeglicher Versuche 
des Feindes, über das operative Zusammenwirken in
die Konspiration und Geheimhaltung des MfS einzudringen;

- die wirksame Verhinderung von Geheimnisabfluß über 
Proble.e, Prozesse und Tatsachen des operativen Zu­
sammenwirkens gegenüber Unbefugten, auch gegenüber 
Angehörigen des Personalbestandes, die nicht in Auf­
gaben des operativen Zusammenwirkens einbezogen sind;

- die Planmäßigkeit, Kontinuität, Aufgabenbezcgenheit 
und Er ; on i s wi r k samkeit des operativen Zusammenwirkens 
mit de. Volkspolizei und anderen Organen des MdI, 
seine h’ahtlcsigkeit generell bzw. die enge Verflech­
tung mit operativ besonders bedeutsamer. Bereichen.

In uer strikten Wahrung und Durchsetzung des Prinzips der 
untrennbaren Einheit vor. politisch-operativer Abwehrarbeit 
,.r.d operativem Zusammenwirken besteht daher eine wesent­
liche Voraussetzung für eine ständige wirksame Einflußnahme 
auf hie Gewährleistung eines hohen Niveaus in der Tätigkeit 
der olksoolizei und anderer Organe des MdI.
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1.2. Das operative Zusammenwirken - ein wichtiger Be­
standteil der politisch-operativen Arbeit der 
Linie VII zur Erhöhung der Wirksamkeit der Volks­
polizei und anderer Organe des MdI

1.2.1. Grundorobleme des operativen Zusammenwirkens

Zur weiteren Erhöhung der Wirksamkeit der Volkspolizei und. 
anderer Organe des MdI bei der Lösung der ihnen im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit übertragenen Verantwortung zur Vorbeu­
gung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlas­
sens der DDR sowie zur Bekämpfung des staatsfeindlichen 
Menschenhandels ist es notwendig, das operative Zusammenwirken 
mit ihn... entsprechend der. dafür allgemeinverbindlichen Zielen, 
Prinzipien und Formen, wie sie bereits im Entwurf der Dienst­
anweisung des Ministers für Staatssicherheit über ”die grund­
sätzlichen Aufgaben der Diensteinheiten des MfS im operativen 
Zusamme .wirken mit der Volkspolizei und den anderen Organen 
ces MdI" behandelt wurden, noch qualifizierter zu gestalten.

Die Prozesse zur Bekämpfung des staatsfeindlichen Menschen­
handels sowie zur Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassens der DDR sind eng und wechsel­
seitig miteinander sowie mit anderen Prozessen zur Gewähr­
leistung der inneren Sicherheit und Ordnung der DDR sowie 
der öffcetlichen Ordnung und Sicherheit verzahnt und be­
rühren deshalb die Verantwortung beider Organe. Die erfolg­
reiche Lösung der umfangreichen Aufgaben erfordert zwingend 
eie gemeinsame Lageeinschätzung sowie das abgestimmte und 
arbeitsteilige Vorgehen auf einer Reihe von Gebieten. Das 
o t  vor allem notwendig, um

- di.- oft raffiniert getarnte verbrecherische Tätigkeit 
d e - kriminellen Menschenhändlerbanden frühestmöglich 
zu erkennen und unwirksam zu machen;

- alle Hinweise auf beabsichtigtes ungesetzliches Ver-
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lassen, im frühestmöglieher. Stadium zu erfassen, 
die Realisierung solcher Absichten wirkungsvoll zu 
verhindern, begangene Handlungen aufzuklären sowie 
auf die Beseitigung begünstigender Bedingungen hin­
zuwirken ;

- die Einflüsse cer politisch-ideologischer. Diversion 
und der gegnerischen Kontakttätigkeit als wesentliche 
Grundlagen für die Bildung von Motiven und des Willens 
zu", ungesetzlichen Verlassen der DDR sowie der Be­
reitschaft zu." Hergeben für der. staatsfeindlichen 
Menschenhandel systematisch zurückzudrängen;

- eine hohe Sicherheit und Ordnung im Grenzgebiet an 
der Staatsgrenze der DDR zur BRD und zu Westberlin 
sowie an den Staatsgrenzen Küste sewie zur CSSR und 
VR Polen durchzusetzen;

- die Versuche feindlicher Kräfte, Angehörige der Volks­
polizei und der Organe des MdI, vor allem durch ideo­
logische Zersetzungsarbeit, zum ungesetzlichen Verlassen 
der DDR bzw. zur Fahnenflucht zu bewegen, vor. vorn­
herein zum Scheitern zu bringen.

Auf den Dienstkonferenzen vor. Juli 197U und Januar 1975 
hat der Genosse Minister nachdrücklich und wiederholt auf 
die hohe Bedeutung des wirksamen operativer. Zusammen­
wirkens mit der Volkspolizei und anderen Organen des Kdl 
hingewiesen und die Notwendigkeit unterstrichen, daB die 
Leiter der Diensteinheiren des '.'.£5 dieses jederzeit exakt

Durc . die weitere Qualifizierung des er.gen operativer. Zu- 
sa;:~.er.wirkens mit der Volkspolizei und anderen Organen des 
/.c.*. werden wichtige Voraussetzungen ges er arten,
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das abgestimmte, schwerpunktmäßige Vorgehen der 
Diensteinheiten des MfS und der Volkspolizei sowie 
anderer Organe des MdI bei der Vorbeugung, Auf­
klärung und Verhinderung des ungesetzlicher. Ver­
lassens bei strikter Wahrung ihrer spezifischen 
Verantwortung auf der Grundlage der gemeinsamen 
Lageeinschätzung ständig zu gewährleisten und die 
Kräfte und Mittel des MfS noch stärker auf die 
Bekämpfung des staatsfeindlichen Menschenhandels 
zu konzentrieren;

cie Volkspolizei und andere Organe des MdI bei der 
voller. Entfaltung ihrer Potenzen zur Lösung der 
ihnen übertragenen Aufgaben zur Vorbeugung, Auf­
klärung und Verhinderung des ungesetzlichen Ver­
lassens sowie zur Bekämpfung des staatsfeindlichen 
Menschenhandels zu unterstützen;

die Möglichkeiten der Volkspolizei und anderer 
Organe des Md! zur vorbeugenden Verhinderung und 
Aufdeckung des staatsfeindlichen Menschenhandels 
sowie feindlich-negativer Aktivitäten im Zusammen­
hang mit dem ungesetzlichen Verlassen der DDK 
weite, zu erschließen und optimal zu nutzen, be­
sonders für die operative Vorgangsbearbeitung, die 
operative Personenaufklärung und -Kontrolle;

ständig weitere günstige Bedingungen im MdI und 
seinen Organen für ein qualifiziertes, den Grund­
sätzen der Geheimhaltung und Konspiration ent­
sprechendes operatives Zusammenwirken herbeizuführer

Die; e allgemeinen inhaltlichen Grundrichtungen müssen im 
operativen Zusammenwirken stets als Einheit verwirklicht 
werden, wobei je nach Lage und Situation die eine oder­
andere stärker in den Vordergrund treten kann.

, Kopie BStÜ ] 
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Die konkrete Bestimmung des Inhalts des operativen Zusam­
menwirkens ~i ; der Volkspolizei und anderen Organen des 
MdI auf dem Gebiet der Verbeugung, Aufklärung und Verhin­
derung des ungesetzlicher. Verlassens der DDK sowie der 
Bekämpfung des staatsfeindlicher. Menschenhandels auf ier 
Grundlage der vor: Minister für* Staatssicherheit und seiner 
1. Stellvertreter dazu erteilter. Weisungen gehört zur 
Verantwortung des Leiters der HA VII, der Leiter der 5V/V 
sowie der Leiter der hreiscienststeller..

Entsprechend den Ergebnissen der Analyse der Wirksamkeit 
des MdI und seiner Organe bei der Vorbeugung. Aufklärung 
und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens der DDR 
im Jahre 1974, der: darin erkannten Problemen ur.d Mängeln 
sowie de.\ im bisherigen operativen Zusammenwirken ge­
sammelter. Erfahrungen sollten im Mittelpunkt des opera­
tiver. Zusammenwirkens insbesondere solche Frager, stehen, 
wie:

uoer cie :.ot- 
Z us amme r w i r k er. s 
Volkspolizei

die politisch-ideologische Klarheit 
wendigkeit css nahtlosen operativen 
mit dem MfS bei der. Angehörigen der 
ur.d der anderen Crgar.e des MdI, vor allem bei der. 
Leitern aller Ebenen, weiter zu vertiefen ur.d noch 
größeres Verständnis dafür herbeizuführen, daß dieses 
ine wesentliche Voraussetzung ist, um eer. Beitrag 

der Volkspolizei und anderen Organe des MdI im gesamt-
gesellschar t u  chen Kampr gege
ienschennande_ ur.c

Xi

las uns es e t z 1 1  er. e v
staatsfeindlichen

■'erlassen ent­
scheid erd zu

- her. auf Schwerpunkte (?ersoner.kreise, Bereiche) kon-
r.tnerter. Einsatz cir rer er. ziert bestimr

sr gene 
•=—

. f-\ «-? U U-« • • » • • C/ ^ < i Cü S

is entsprechend der Gesamtkonzeption für den
Kamp* gegen das ungesetzliche Verlassen und den 
staatsfeindlichen Menschenhandel im jeweiligen Ver­
antwortungsbereich abzustimmen;
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jederzeit die rechtzeitige Information des '-fS über 
alle Erscheinungen und Vorkommnisse zu sichern, die 
für die Einschätzung der politisch-operativen Lage 
auf der. Gebiet der Vorbeugung, Aufklärung und Verhin­
derung des ungesetzlichen Verlassens vichtig sind oder 
di~. Zuständigkeit des MfS berühren. Ls muß gewähr­
leistet sein, daß Informationen, di> einen Zusammen- 
hang r.it staats feindlichem Menschenhandel vermuten 
lassen, der zuständigen Diensteirheit des MfS sofort 
übermittelt werden. Deshalb hat ias ständige enge 
operative Zusammenwirken der Diensthabenden beider 
Organe und das reibungslose Funktionieren des Dienst­
haber.. :n Systems der Volkspolizei, besonders zur 
Nachtz it, hohe Bedeutung;

cie Möglichkeiten der Vc' -.spolizei ur.c der anderen 
Organe des MdI zum Erke- -.er. von Ersthinweisen und 
begi- »stigenden Bedingungen für das ungesetzliche 
Verlassen sowie zu ih jr gründlichen Überprüfung 
und Aut lärung restl--i auszuschöpfen und immer weiter 
zu erschließen- Es muß gesichert werden, daß diese 
Frager in aller, dienstlichen Prozessen des MdI und 
seine: -rgane beacntet, systemattscn Zusamrr.ennange 
mit i: en aufgedeckt (z.B. zwischen der Ablehnung 
vor. Anträgen auf Übersiedlung nach nichtsozialisti- 
screr. ' tagten/Westberlin und der Gefährdung für 
stiatsfeindlichen Menschenhandel bzw. ungesetzliches 
Verlassen) und die erforderlichen, allseitiger. Schluß­
folgerungen gezogen werden, um die Wirkungsmöglich­
keiten jeglicher gegnerischer Einflüsse - vor allem 
der . takttätigkeit und der politisch-ideologischen 
Diversion - immer weiter eir.zuer.ger. und letztlich 
au _scnaiter;

• .. -_r er-.cxsicnttgung cer kor..<reten Notwendigkeiten 
und der Ergebnisse der politisch-operativen Abwehr­
arbeit differenzierte Maßnahmen zur Befähigung der je-
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welligen Kräfte des operativer. Zusammenwirkens, ins­
besondere der Leiter, zu stärkerer, sicherheitspoliti­
schem Denken und zum Erkennen möglicher Aktivitäten 
der kriminellen Menschenhär.dlerbanden einzuleiten, z.B. 
im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des MfS, vor 
aller, durch Übermittlung geeigneter Informationen über 
die politischen Zielsetzungen, Angriffsrichtungen, 
Ziel^ruppen, die gefährlichen Verbrechens- und raffi­
nierten Abdeckungsmethoden der kriminellen Menschen­
händler sowie die von ihnen genutzten Lücken im 
Sicherungssystem der Volkspolizei und anderen Organe 
des MdI;

weitere Aufgaben, die für eine höhere Wirksamkeit der 
Volkspolizei und anderen Organe des MdI bei der Vor­
beugung, Aufklärung ur.d Verhinderung des ungesetzlichen 
Verlassens bzw. bei der Bekämpfung des staatsfeind­
licher. Menschenhandels bedeutsam sind, einer Lösung zu- 
zu rühren, wie z.B. das enge Zusammenwirken der einzelner 
operativen Dienstzweige und Organe, vor allem mit der
v-**■v* --- '  'J’ p i  "  lO T V*V- ?* ' V  * 1TI CT- ------- 5 V--. C -*• .. 'U.VA.iQ nüoerativita'
.\ompIsxi'c im Handeln der ooerativer. Kräfte der Volks­
polizei und anderen Organen des MdI u.a.m.

Entsprechend den gewonnenen Erkenntnissen kommt es darauf 
an, daÄ die Aktivitäten irr. operativer. Zusammenwirken, die 
speziell der wirkungsvolleren Vorbeugung, Aufklärung und 
Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens dienen, organisch 
ir. den Gesamtrahmen des operativen Zusammenwirkens mit der 
Volkspolizei ur.d den anderen Organen des MdI cir.georcr.et 
werden ur.d stets die notwendige Beachtung finden.

oraussetzurren ca-ur, cie -rczesse lcl. u j k .g  ̂_vt;. iuaa;. 
m_rwirkens optimal zu gestalten ur.d cie objektiv vorhandenen, 
realen Potenzen umfassend zu erschließen, sir.c die grüne-
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liehe Kenntnis der dienstlicher. Bestimmungen sowie der 
Führungsprinzipien dieser Organe. Die höchste Wirksamkeit 
ist dann gesichert, wenn es verstanden wird, die in­
offiziellen Potenzen allseitig für die zuverlässige 
politisch-operative Sicherung und für die Optimierung 
von Prozessen des operativen Zusammenwirkens einzusetzen.

Davon ausgehend ist es zur Sicherung einer hohen Qualität 
des operativen Zusammenwirkens und zu deren kontinuier­
lichen weiteren Verbesserung insbesondere erforderlich,

- durch den Einsatz von GibE, IM in leitenden Posi­
tionen _r.c anderen IM/GMS sowie die Auftragserteilung 
an dies, operativen Kräfte die Durchsetzung der opera­
tiven Interessen des MfS zu sichern. Das betrifft z.B. 
die Informationsbeziehungen, die Einschätzung der 
Lage unc Wirksamkeit sowie cie Einhaltung von Geheim­
haltung und Konspiration. Von besonderer Bedeutung 
ist es, daE über diese operativen Kräfte selbständige 
Maßnahmen der Volkspolizei und anderen Organe des MdI 
zur weiteren Erhöhung der Wirksamkeit dieser Organe 
bei der Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des. 
ungesetzlichen Verlassens inspiriert werden;

auf der Grundlage der Lösung der Aufgabenstellung 
"Wer ist wer?" planmäßig, aufgaben- und lagebezogen 
sowie ciffererziert mit den Leitern der Dienst­
stellen der Volkspolizei bzw. den Leitern der opera­
tiven Dienstzweige und Organe auf kameradschaftlicher 
prinzipiell-parteilicher Grundlage Zusammenwirken,
Entst; idüngen in operativen Fragen herbeizuführen, 
gemeinsam die Lage einzuschätzen, die Ergebnisse bei 
ca Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des ur.- 
ge- tzlichen Verlassens kritisch zu analysieren, die 
r.aehen von Erfolgen bzw. MiSständen herauszuarbeiten, 

Vereinbarungen für deren Auswertung bzw. Überwindung 
zu treffen und die Erteilung erforderlicher Weisungen 
auszulösen t
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- die Beratungen zwischen verantwortlichen Offizieren 
ces MfS, der Grenztruppen und der Volkspolizei in
.den Grenzbezirken und -kreisen, die Teilnahme an den 
Beratungen der nichtstrukturnäßigen Arbeitsgruppen 
gemäß Befehl 0053/7^ des Ministers des Innern und 
Chefs der DV? irr. MdI und ir. der. BDV?/im PdVP Berlin 
sowie andere Zusammenkünfte und Gegebenheiten (auch 
auf angrenzenden Gebieten, z.B. Arbeitsgruppen zur 
Bekämpfung der Jugendkriminalität) für cie operaxive 
Einflußnahme zu nutzen;

- die Ergebnisse des operativen Zusammenwirkens, vor 
allem mir operativen Kitteln und Methoden, unter 
Kontrolle ^u halten und dadurch die Einwirkung auf 
die strikte Durchsetzung getroffener Vereinbarungen 
ur.d die weitere Ausgestaltung des' operativen Zusammen 
wirkens zu ermöglichen.

Beim operativen Zusammenwirken müssen stets berücksichtigt 
werden:

- die enger wechselseitigen Verflechtungen der Aufgaben 
zur Vorbeugung-, Aufklärung und Verhinderung des un­
gesetzlichen Verlassens mix anderer. Aufgaben zur Ge­
währleistung der Öffentlichen Ordnung und Sicherheit, 
in^lesonccre mit der Vorbeugung ur.d Bekämpfung von

* ar.d j?cr. Strafiüten gegen die staatliche Ordnung ’̂r.d 
die allgemeine Sicherheit, mix der exakten Kontrolle 
über gefährliche und gefährdete Personenkreise, mit 
cor Gewährleistung von Ordnung ur.d Sicherheit bei der 
Ausgabe von Dokumenten für den grenzüberschreitenden 
Verkehr sowie mix der sicheren Verwahrung und strengen 
Kontrolle vor. Verhafteten ur.c Strafgefangenen;

- de.' daraus abzuleitende, sich immer stärker auspriger.de 
komplexe Charakter der Erfordernisse zur wirksamen Vor-
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heugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetz­
lichen Verlassens, auf Grund dessen alle operativen 
Dienstzweige der Volkspolizei und andere Organe des 
MdI einen differenzierten, ihrer Verantwortung ent­
sprechenden effektiven Beitrag zur Lösung der Auf­
gabenstellungen in dieser Hinsicht zu leisten haben. 
Das bedingt die konkrete Bestimmung der Dienstzweige 
und Organe, die Schwerpunkte für das operative Zu­
sammenwirken sind. Sie wurden bereits genannt 
(s iehe 1 .1 .);

- die Aufgaben, Funktionen, Strukturen, dienstlichen 
Bestimmungen, Mittel und Möglichkeiten der einzelnen 
Dienstzweige und Organe. Davon ausgehend und unter 
Berücksichtigung der Entscheidungsbefugnis des je­
weiligen Leitungskaders sind im konkreten Fall die 
Taktik, Mittel und Methoden des operativen Zusammen­
wirkens festzulecren.

1.2.2. Die Realisierung des operativen Zusammenwirkens
nach Schwerpunkten bei der Vorbeugung, Aufklärung 
und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens
der DDR

Ausgehend von den allgemeinen Grundproblemen des operativen 
Zusarr.r.er;wirkens mit der Volkspolizei und anderen Organen 
des MdI zur Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des un­
gesetzlichen Verlassens und zur Bekämpfung des staats­
feindlichen Menschenhandels kommt es darauf an, dieses vor 
alle auf die folgender. Aufgabenkomplexe und Arbeitsprozesse 
ies MdI und seiner Organe zu konzentrieren. Sie sind be­
sondere Schwerpunkte für eine wirksamere Aufgabenlösung auf 
den genannten Gebieten.

Kopie BStÜAR 3
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Aufgaben des operativen Zusammenwirkens zum Er­
reichen einer höheren Wirksamkeit der Volkspolizei 
und anderen Organe des MdI bei der zielgerichteten 
Erarbeitung, vollständigen Erfassung, qualifizierten 
Überprüfung und Verdichtung von Ersthinweisen auf 
Absichten, Pläne, Vorbereitungen und Versuche zum 
ungesetzlichen Verlassen der DDR sowie auf Erschei­
nungen, aus denen solche erwachsen können

Die - insbesondere in der Anlage 3 zum Befehl 0059/74 
des Ministers des Innern und Chefs der DVP festgelegten - 
Maßnahmen der operativen Dienstzweige der Volkspolizei 
und anderen Organe des MdI zur Erarbeitung, Erfassung, 
Überprüfung und Verdichtung von Ersthinweisen auf beab­
sichtigtes ungesetzliches Verlassen sowie auf Erschei­
nungen, aus denen Entschlüsse dazu erwachsen können, 
bilden einen wichtigen Gegenstand des operativen Zusam­
menwirkens. Damit wird Einfluß auf eine Reihe von Arbeits­
prozessen der Volkspolizei und anderen Organe des MdI 
genommen, durch deren qualifizierte Gestaltung bedeutsame 
Potenzen für die Bekämpfung des staatsfeindlichen Menschen­
handels, underer Staatsverbrechen und die Lösung weiterer, 
in die Zuständigkeit des MfS gehörender Aufgaben er­
schlossen werden.

Entsprechend den konkreten Aufgabenstellungen liegt der 
Schwerpunkt des operativen Zusammenwirkens auf der Ebene 
Kreisdic-nststelle - Volkspolizeikreisamt.

Vor all.-.~ geht es zunächst darum, im operativen Zusammen­
wirken mit den operativen Dienstzweigen der Volkspolizei 

anderen Organe des MdI darauf hinzuwirken, daß von 
jede:. Dienstzweig bzw. Organ ein seiner Verantwortung und 
seiner. Möglichkeiten entsprechender effektiver Beitrag 
zur Erarbeitung von Ersthinweisen geleistet wird.
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Die Untersuchungen ergaben die Notwendigkeit, die Leiter
der Dienststellen bzw. der Dienstzweige und Organe dabei
zu unterstützen, daß

- ständig und differenziert wirksame Maßnahmen zur 
politisch-ideologischen Erziehung der Angehörigen, 
insbesondere zur hohen Klassenwachsamkeit und ver­
antwortungsbewußten Einstellung gegenüber den Er­
fordernissen der konsequenten Vorbeugung und Ver­
hinderung des ungesetzlichen Veriassens durchgeführt 
werden;

- die einzelnen Arbeitsprozesse tiefgründig und immer 
aufs neue durchdrungen werden, um Zusammenhänge mit 
den Frager, des ungesetzlichen Verlassens sowie Mög­
lichkeiten zur Lösung der Aufgabenstellungen zu er­
kennen und diese qualifiziert auszuschöpfen;

- die Schwerpunkte für die Konzentration der Anstrengun­
gen in Abstimmung mit dem MfS konkret bestimmt werden 
und festgelegt wird, mit welchen Kräften und welchen 
Methoden eine hohe 'Wirksamkeit zu sichern ist;

- zielgerichtete Maßnahmen zur Befähigung der Angehörigen 
zum Erkennen und Bewerten von Ersthinweisen ergriffen 
werden, insbesondere durch Praxisverbundene Auswertung 
solcher Informationen, bei denen sich die Verdachts­
momente bestätigten, sowie cer erfolgreichen Aufdeckungs- 
methoden;

- vor. ihnen gesichert wird, daß keine einzige Information 
verloren geht, sondern unverzüglich dem Leiter der 
Kriminalpolizei übermittelt wird, damit rechtzeitig 
und ohne Verzögerung reagiert werden kann;

- die operative Wirksamkeit des betreffenden Dienst­
zweiges bzw. Organs kritisch eingeschätzt wird und 
Schlußfolgerungen für die weitere Erhöhung gezogen 
werden.
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Anhand der Ergebnisse der politisch-operativen Arbeit, 
insbesondere der Informationen von XM/GMS, sind ihnen da­
zu Hinweise auf Hemmnisse und Probleme, vor allem auf 
politisch-ideologischem Gebiet, im politisch-moralischen 
Zustand, hinsichtlich der Qualifikation und Organisation, 
unter Beachtung der Grundsätze der Geheimhaltung und 
Konspiration sowie der Taktik und Methodik des operativen 
Zusammenwirkens mitzuteilen.

In den Grenzbezirken und -kreisen ist ein enges opera­
tives Zusammenwirken mit den Grenzoffizieren der Stäbe 
^er BDVP bzw. VPKÄ erforderlich, un die Einflußnahme auf , 
die Gewährleistung des komplexen Zusammenwirkens der 
Dienstzv. ige der Volkspolizei und Organe des MdI bei der 
Sicherung der Staatsgrenze und des Grenzgebietes zu verstärken.

%

Differenziert nach den einzelner. Dienstzweigen und Organen 
richtet sich die konkrete inhaltliche Ausgestaltung des 
operati . er. Zusammenwirkens zur Erhöhung der Wirksamkeit beim 
Erkennen von Ersthinweisen nach den im folgenden herausge­
arbeitet n Schwerpunkten.

Es geht vor allem darum, daß

- die Xriminalnolizei ihre vielfältigen Möglichkeiten 
zur Erarbeitung von Ersthinweisen gründlich ausschöpft, 
speziell durch qualifizierte und differenzierte Arbeit 
mit Beschuldigten und Zeugen sowie Nutzung aller straf­
prozessualen und kriminalistischen Möglichkeiten im 
Ermittlungsverfahren, besonders bei Straftaten gemäß 
5 2'3 ;'tG3, anderen Straftaten gegen die staatliche 
Or. ”ur.", unbefugtem Waffen- und Sprengmittelbesitz 
u-.d de, gefährdeten Personen, durch zielgerichteten 
und schwerpur.ktmäßiger. Einsatz der Kräfte und Mittel 
des Arbeitsgebietes I sowie durch Nutzung ihrer Zusam--
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mcnarheit rr.it anderen Staatsorganen, gesel 1 schaft- 
lichen Organisationen und Bürgern;

- die Ahschnittscvoll"*.?:chtipten der Volkspolizei bei 
voller Frfüllung der ihnen gemäß Dienstvorschrift 11/74 
des Ministers des Innern und Chefs der DV? gestellten 
Aufgaben auf der Grundlage der vollständigen Nutzung 
und des weiteren Ausbaus ihrer Zusammenarbeit mit Frei­
willigen Helfern der Volkspolizei, Hausbuchbeauftragten, 
Wohnbezirksausschüssen der Nationalen Front und anderen 
gesellschaftlichen Kräften im Abschnitt die breite Ge­
winnung von Informationen über Ersthinweise und be­
günstigende Bedingungen einschließlich Konfliktsituationen, 
aus denen Entschlüsse zum ungesetzlichen Verlassen ent­
stehen können, organisieren, sich dabei auf die zielge­
richtete Kontrolle von gefährdeten Personen konzentrieren, 
in Abschnitten in der Nähe der Staatsgrenze zur BRD/zu 
Westberlin sowie an den Transitwegen wirksam zur Tiefen­
sicherung bzw. Durchsetzung der Grenzordnung beitragen;

- im scr.-.:tznolizoilicher. Posten- und Streifendienst 
die gezielte Kontrolle und Beobachtung gefährdeter 
Räume, vor allem in der Hauptbewegungsrichtung der 
Grenzverletzer, sowie der Zufahrten bzw. Zugänge zu 
den Transitwegen und ein wirksamer Beitrag zur Tiefen-ö  o

Sicherung in der Nähe der Staatsgrenze zur BRD/zu West­
berlin, vor allem die Durchsetzung der Bestimmungen 
für die Einreise in das Grenzgebiet durch die Kräfte 
an den Kontrollpunkten und -stellen, gewährleistet wird;

- die Hauptanstrengungen der Wasserschutzpolizei
auf den Transitbinnenwasserstraßen sowie den inneren 
Seegewässern auf die Aufdeckung und Verhinderung des 
ungesetzlichen Verlassens und des staatsfeindlichen 
Menschenhandels gerichtet werden, insbesondere durch 
Überprüfung verdächtiger Bewegungen von Personen,
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Wasserfahrzeugen u.a. schwimnJähigen Personentransport­
mitteln sowie durch Aufdeckung verdächtiger Kontakt- 
aufnahrnen zwischen DDR-Bürgern und Besatzungsmitgliedern 
von Transitschiffen. Schwerpunkte ihres Handelns sind 
Liegeplätze, Landgangorte, Leichter- und Koppelstellen, 
Schleusen und Sperrstellen;

- sich die Transrortnolizei im Rahmen ihrer Zuständigkeit* o

für die Gewährleistung der öffentlichen Ordnung und Sicher­
heit im Transit-, grenzüberschreitenden und sonstigen in 
■die Nähe der Staatsgrenze zur BRD/zu Westberlin führenden 
Eisenbahnverkehr im engen operativen Zusammenwirken mit 
den zuständigen Diensteinheiten des MfS auf die Feststellung 
und Verhinderung des staatsfeindlichen .Menschenhandels sowie 
die Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetz­
lichen Verlassens konzentriert;

- die Verkehrspolizei bei der Kontrolltätigkeit im. Straßen­
verkehr, insbesondere auf den Transitstraßen, allen Zu­
fahrten zu ihnen sowie auf den Straßen in der Nähe der 
Staatsgrenze zur 3RD/zu Westberlin, Anzeichen für die 
Tätigkeit krimineller Menschenhändler sowie ungesetzlicheso

Verlassen frühzeitig erkennt. Alle Maßnahmen auf den 
Transitstraßen müssen mit den zuständigen Diensteinheiten 
des MifS abgestimmt werden;

- die in den folgenden Abschnitten 1.2.2.2. bis 1.2.2.6 . 
genannten Schwerpunktaufgaben verwirklicht werden.

Ir. wesentlichen konzentrieren sich die weiteren Aktivi­
täten im operativen Zusammenwirken hinsichtlich der Prozesse 
der Erfassung, Überprüfung und Verdichtung der einschlägigen 
Informationen, die von den einzelnen Dienstzweigen bzw. Or­
ganen erarbeitet wurden, nunmehr auf die Kriminalpolizei.
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Vorrangig mui sichergestellt werden, daß ~,..Jo beim 
Leiter der rimi naipolize i eingegangene, operativ be­
deutsame Ir. -o-r.iti-r-r. rechtzeitig und aktuell der zu­
ständigen Diensteinha i t des M~~ ^:r Kenntnis gelangt. 
3ei Hinweisen, die staatsfeindlichen Menschenhandel 
vermuten lassen, hat das sofort zu geschehen.

Das erfordert, im operativen Zusammenwirken darauf Ei 
flui zu nehmen, daß

*

t

durch die Besetzung der Position ces Leiters der 
Kriminalpolizei Voraussetzungen für die Herstellung 
inoffiziellen bzw. zuverlässigen offiziellen Kontakts 
bestenen;

als Diensthabende der Kriminalpolizei, Kriminal­
dienste oder Leiter diensthabender Gruppen sowie 
als Operative Diensthabende des Stabes überprüfte 
und zuverlässige Kräfte eingesetzt werden, die über 
cas notwendige Emschätzur.gs- ur.d Entscheidunrsver- 
mögen verfügen und die unverzügliche Übermittlung 
solcher wichtiger Informationen auch außerhalb der 
Dienstzeit gewährleisten;

diese leitender. Angehörigen der Kriminalpolizei bzw. 
der Stäbe unter Beachtung der Geheimhaltung und 
Konspiration über den Informationsbedarf des MfS 
zur Bekämpfung des staatsfeindlichen Menschenhandels 
sowie der feindlich-negativen Aktivitäten bei der 
Organisierung des ungesetzlichen Verlassens der DDR 
instruiert werden.

Besonders hohe Anforderungen sir.c an die Auswahl der 
.-rü-te zu stellen, die als Offiziere für Straftaten des 

-sstzlier. .;n Grer.zübertritts (in der V? als Offiziere 
für Grenzsicherheit bezeichnet) in der Kriminalpolizei 
auf der Ebene V?KA eingesetzt werden. Ihnen obliegt die
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lückenlose Erfassung, Gewährleistung bzw. Durchführung
der Überprüfung sowie die Verdichtung aller Informationen 
zu Ersthinweisen auf beabsichtigtes ungesetzliches Verlassen 
bzw. begünstigende Bedingungen cder Gefährdungen dafür. Es 
kommt darauf an, daß diese Offiziere verwiegend operative 
Tätigkeit ausüben, indem sie komplizierte Überprüfungen, Er­
mittlungen, Befragungen, Vorbeugungsgespräche u.a. Maßnahmen 
selbst durchführen. Sie sind außerdem für Maßnahmen des 
ersten Angriffs (Erstvernehmung, Tatortarbeit) zuständig, so­
fern diese erforderlich werden, insbesondere bei Festnahme . 
Personen wegen Verdachts von Versuehshanclur.gen im grenznahen 
Gebiet. Auf Grund der ihnen übertragenen hohen Verantwortung 
und umr^ngreichen Aufgaben dürfen sie keinesfalls zweckfremd 
eingesetzt werden.
Sie führen über alle Verdächtige und Gefährdete auf diesem 
Gebiet eine Kartei, die ein wichtiges Auskunfts- und Arbeits­
mittel darstellt, insbesondere für die Prüfung von Anträgen 
auf Ausreise aus der DDR, vor allem in dringenden Familien­
angelegenheiten nach nichtsozialistischen Staaten//Westberlin, 
oder auf Einreise in das Grenzgebiet sowie für die Organi­
sierung der zielgerichteten Kontrolle über dieser. Perscnen- 
kreis. Es ist zweckmäßig, diese Kartei für die Lösung der 
Aufgaben des MfS allseitig zu nutzen.

Auf Grund dieser exponierten Stellung muß auf die Beset­
zung mit solchen überprüften und zuverlässigen Kadern ein­
gewirkt werden, bei denen selbst keinerlei Unsicherheits­
faktor--:'. bestehen. Der Einsatz von IM in. dieser Position 
rat si .h bewährt. Von großer Bedeutung ist es, daß sie 
üeer F. higkeiten zur umfassenden Einschätzung des opera­
tiven Werts der erhaltenen bzw. erarbeiteten Informationen 
verfügen bzw. ihnen solche anerzogen werden.
Deshalb ist es notwendig, beim operativer. Zusammenwirken 
n.i' di-ser. Offizieren sowie mit der. Arbeitsgruppen Grer.z-
■ n tf-ater. der Dezernate II der Abteilungen Kriminalpllizei 
der BDVP dafür zu sorgen, daß die Tendenzen der Straf­
taten des ungesetzlichen Verlasser.s ständig sorgsam ana­
lysiert werden. Besonders wichtig ist das Herausarbeiten 
der Anzeichen flr Absichten, Flär.e, 7orbereitungs- und
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Versuchshandlungen , der 5cgehur.gs wei s er., bei den ver­
schiedener. Arten des ungesetzlichen Verlassens, der 
Motive, Ursachen und begünstigenden Bedingungen, dif­
ferenziert nach den verschiedenen Täterkategorien. 
Eingeschlossen davon ist die Bestimmung der Schwerpunkt­
zeiten, -räume und Hauptbewegungsrichtunger. bei Grenz­
verletzungen .

bedeutsam sir.c
deckungs- und Aufklärungsnet ho der., auch b

e m e r  Angaben über erfolgreiche Auf­
ei vollendeten

Handlungen, bei der.er. Grenzübertrittscrt ur.d Tutnethoden 
zunächst unbekannt waren. Die rasche und kontinuierliche 
Verallgemeinerung derartiger Angaben unter Verantwortung 
der HA -Kriminalpolizei und der Abteilungen K der 3DV? 
versetzt die Offiziere für Straftaten ces ungesetzlichen 
Grenzübertritts in die Lage, sowohl ihre eigene Arbeit 
qualifizierter durchzuführen als auch Einfluß auf cie 
Erhöhung cer Wirksamkeit der operativen Kräfte der Volks­
polizei insgesamt auszuüben.

Zur Unterstützur.g dieser Offiziere besteht eine wesent­
liche Aufgabe im operativen Zusammenwirken darin, ihnen 
zusätzlich Erkenntnisse aus der Bekämpfung des staats­
feindlichen Menschenhandels zu vermitteln und sie mit 
dem Informationsbedarf des MfS auf diesem Gebiet vertraut 
zu macnen.

Ferner sind sie darauf zu orientieren, eng mit dem Ar­
beitsgebiet I cer Kriminalpolizei zusanmenzuwirken, um 
dessen Leiter durch Information über solche Ersthinweise 
bzw. C'berprüfungsergebnisse, bei denen der Verdacht auf 
konspirative Tatmethcden oder Gruppenstraftaten besteht, 
zu Entscheidungen zu veranlassen.

Ir. be ineere über die Offiziere für Straftaten des ur.ge-
- .-.zlichen Grenz Übertritts ist dahingehend Einfluß geltend 
zu machen, daß alle Möglichkeiten der Kriminalpolizei und 
der Abschnittsbevollmächtigten zur allseitigen Überprüfung 
der Informationen vollständig ausgenutzt werden.
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Innerhalb der Kriminalpolizei bezieht sich das neben 
den Zrmittlungspotenzer. der Offiziere für Straftaten 
des ungesetzlichen Grenzübertriets selbst sowie des Ar­
beitsgebietes I auf die der Kommissariate VIII bzw. 
der Offiziere für Personenkontrolle.
Zs ist zu sichern, dal Rück Verbindungen vor. Personen, 
welche die DDR ungesetzlich verlassen haben oder legal 
nach dem nichtsozialistischen Ausland/aestberlin über­
gesiedelt sind, gründlich allseitig sowie unter Wahrung 
des vertraulichen Charakters überprüf- werden, weitest­
gehend durch die Kriminalpolizei.

menwirker. mit den Offizieren für Straftaten js un sseiz-
liehen Grenz Übertritts zu lösen Ist, besteht darin, zu 
gewährleisten, daß in jeder Phase der weiteren Überprüfung 
bzw. Verdichtung die Abstimmung mit MfS bei vorliegender 
Kotwendigkeit erfolgt, bei Hinweisen auf das Wirken kri­
mineller Menschenhändlerbanden ist das bisher entstandene 
Material zu übernehmen.

r
Andererseits besteht die Möglichkeit, an diese Offiziere 
unter Nahrung der Geheimhaltung und Konspiration, vor 
allem uurch Absicherung der Quelle, solche Informationen 
des MfS zu übergeben, deren weitere Bearbeitung in di$ 
Zuständigkeit der Volkspolizei fällt, nachdem überprüft 
wurde, caß keine Zusammenhänge mit staatsfeindlichem 
Menschenhandel oder anderen Staatsverbrechen vorliegen, 
und keine Notwendigkeit zur weiteren Bearbeitung durch
Arne: ;gebiet _ gegeben ist.

Das opera-ivs "usammenwirken mit Arbeitsgebiet I , dessen 
IM üowie spezielle Mittel und Methoden eine bedeutsame 
Potenz -.ach für die Aufdeckung beabsichtigten ungesetz- 
iichen Verlassens sowie von Hinweisen auf die Tätigkeit 
der kriminellen Menschenhändlerbanden darstellen, hat
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gemäß den grundsätzlichen Festlegungen in der DA 1/7h des 
Ministers für Staatssicherheit zu erfolgen.

Entsprechend der. vorliegender. Erkenntnissen und Erfahrungen 
ist es zweckmäßig, durch das operative Zusammenwirken dafür 
zu sorgen, daß

%

- die gesamte operative Basis des Arbeitsgebietes I 
zur breiten Erarbeitung von Ersthinweisen auf Ver­
dächtige, Gefährdete und begünstigende Bedingungen

die Kräfte und Mittel des Arbeitsgebietes I in ab- 
gestinmten Schwerpunktbereichen sowie personellen 
Schwerpunkten eingesetzt werden. Solche können sein

•. bestimmte Betriebe, Einrichtungen, Schulen u.ä.,
. einschlägig oder wegen anderer Straftaten gegen 
die staatliche Ordnung, wegen unbefugten Waffen- 
unc Sprengmittelbesitzes, Zc-il- oder Beviser.- 
st aftaten vorbestrafte bzw. verdächtige Personen,

. Angehörige von Gruppen krimineller oder gefährdeter 
u^-ndiicner,

. zeitweilig vom paß- und visafreien Reiseverkehr 
ausgeschlossene bz*’. unter Reisesperre gestellte 
Personen,

. Rückverbindungen oder frühere er.ge Verbindungen 
vor. Personen, die ungesetzlich die DDR verlassen 
haben bzw. legal übersiedelten,

. kriminelle oder asoziale ?erscr.er. mit Verbindungen 
zu Bürgern des nichtsozialistischen Auslands/
»es“berlinern;

sich das Arbeitsgebiet I besonders auf die Aufdeckung
und Aufklärung solchcr Hinweise auf beabsichtigtes un-

Kopie BStÜ 
AR 3

2



VVS JMS 001 - 209/75 - Blatt 59

9

X

gesetzliches Verlassen konzentriert, wo der Verdacht 
auf Gruppenstraftaten bzw. konspirative Tatmethoden 
besteht;

Unterstützung bei der Auswahl, der. Einsatz und der 
Schulung geeigneter IM gewährt wird, insbesondere 
zur operativen Bearbeitung solcher Vcrdachtshinweise, 
bei denen die Möglichkeit des Zusammenhangs mit der 
Tätigkeit von kriminellen Menschenhändlern gesehen 
werden muß, dafür jedoch noch keine konkreten Anhalts­
punkte vorliegen;

jeder vor. Arbeitsgebiet I erarbeitete Ersthinweis 
und die zur Überprüfung sowie Aufklärung durchzu­
führenden Maßnahmen zwischen dem Leiter des Arbeits­
gebietes I und dem Leiter der zuständigen Dienstein- 
.heit des MfS abgestimmt werden;

die Leiter des Arbeitsgebietes I bei der Erziehung 
und Entwicklung ihrer Unterstellten zu klassenmäßig 
handelnden, operativ geschulten und erfahrenen 
Kriminalisten wirkungsvoll unterstützt werden, ins­
besondere durch persönliche Einflußnahme der Leiter 
der zuständigen Diensteinheit des MfS.

Durch das operative Zusammenwirken ist nach Abschluß der 
Oberpri'ungen zu operativ relevanten Informationen zu ge­
wahr leisten, daß die mit dem Ziel der wirksamen Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassens, der exakten Kontrolle über 
Gefährdete bzw. der Beseitigung begünstigender Bedingungen 
weiteren durchzuführenden Maßnahmen vor ihrer Einleitung 
mit der zuständigen Diensteinheit des MfS abgestimmt werden, 
z.B.
- Anicigenprüfur.gsmaßnahmcn,
- die Einleitung eines HV, ggf. eie Verh<
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Beschule! igten,
- cie Anlage einer Krininalakte des Arbeitsgebietes I,
- die Anordnung der Personenkontrolle gemäß DV 051/70 

des Ministers des Innern und Chefs der DVP,
- die Durchführung eines Vorbeugungsgespräches,
- die Einflußnahne auf die Beseitigung begünstigender 

Bedingungen,
- der Vorschlag zun zeitweiligen Ausschluß vom paß- 
und visafreien Verkehr bzw. zur Anordnung der Aus­
reisesperre .

Vorbeugungsgespräche sollten so frühzeitig als möglich 
mit solchen Personen durchgeführt werden, die keinen ver­
festigter. feindlich-negativen Standpunkt besitzen, auf 
Grund von Konfliktsituationen oder anderen Gründen das 
ungesetzliche Verlassen beabsichtigen und noch keine straf­
rechtlich relevanten Handlungen zur Durchsetzung ihrer 
Absicht begangen haben.
Gegenüber Jugendlichen sind bei festgestellten Entschlüssen 
zu ungesetzlichen Grenzübertritten verstärkt differenzierte 
operativ-vorbeugende Maßnahmen zur Verhinderung der Straf­
tat einu.leiten. Vorbeugungsgespräche sind rechtzeitig unter 
differenzierter Teilnahme der Erziehungsberechtigten, von 
Vertretern der Referate Jugendhilfe, der Schule, der Arbeits- 
oder Ausbildungsstätte bzw. anderen erziehungswirksamen 
Kräften zu führen. Diese 'laßnahmen sind auch dann anzuwenden, 
wenn Jugendliche, besonders im Alter bis zu 16 Jahren, Hand­
lungen begehen, die formal den Tatbestand der Vorbereitung 
erfüllen, jedoch Tatsachen festgestellt werden, die es er- 
r... .liehen, ohne Einleitung eines Ermittlungsverfahrens Vor­
beug -r.gsmaßnahr.en anzuwenden.
Solche Tatsachen können sein
- kein verfestigter negativer Standpunkt,o •. 7
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- schnell zu lösende Konfliktsituation
- oder andere Gründe, besonders längere Zeiträume 

zwischen der Vorbereitungshandiung und dem Zeitpunkt 
ihrer Feststellung, ohne daß ve itere ernsthafte 
Handlungen begangen wurden, die auf die Verwirklichung 
der Straftat .gerichtet waren.

Die kombinierte Anwendung bestimmter, einander ergänzender 
Maßnahmen ist möglich. Die Abstimmung muß so organisiert 
werden, daß dadurch die beschleunigte Durchführung der Maß­
nahmen zur rechtzeitigen Verhinderung bestehender Absichten 
gefördert wird. Sie hat mit dem Leiter der Kriminalpolizei 
zu erfolgen, weil dieser über den weiteren Fortgang der 
polizeilichen Maßnahmen entscheidet.

Dem Leiter der zuständigen Diensteinheit des MfS obliegt 
es, entsprechend den dienstlichen Bestimmungen zu entschei­
den, welche Maßnahmen zur Durchsetzung operativer Interessen 
des MfS erforderlich sind.
Eine Möglichkeit besteht z.B. in der Nutzung des Vorbeu- 
gungsgespräches.

Entsprechend den vorliegenden operativen Materialien bzw. 
Interessen kann z.B. vereinbart werden,

- daß die Aussprache nur durch Angehörige des MfS 
bzw. unter Teilnahme eines Vertreters des MfS er­
folgt bzw. durchgeführt wird;

- welche Tatsachen, Umstände, Bedingungen und sonstige 
Fragekomplexe Gegenstand der Aussprache sein sollen;

- ob und welche gesellschaftlichen Kräfte bzw. staat­
lichen Organe• hinzur'ezogen werden.o o c*
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*

Aus der. Dargelegten vlrd deutlich sichtbar, daß das opera­
tive Zusammenwirken aut deTi behandelten Gebiet weit über 
die SicherStellung des lückenlosen Informationsflusses an 
die zuständige Diensteinheit es MfS - so überaus bedeutsam 
diese Aufgabe auch ist - hinausgeht. Deshalb ist cs erfor­
derlich, daß die Leiter der zuständigen Diensteinheiten 
des MfS, vor allem in den Großstädten, Ballungsgebieten 
und in anderen bedeutsamen Schwerpunktbereichen ir.it umfang­
reichen Aufgaben im operativen Zusammenwirken zur Vorbeu­
gung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen Ver­
lassenes, durch persönliches enges Zusammenwirken mit den 
Leitern der Dienststellen der Volkspolizei und straffe 
Führung die Voraussetzungen für die umfassende Verwirk- 
lichung aller Seiten des operativen Zusammenwirkens 
schaffen -
Das gilt auch für die in den folgenden Abschnitten be­
handelten Aufgabenkomplexe für das operative Zusammenwirken

«»
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1.2.2.2. Aufgaben des operativen Zusammenwirkens während 
der Aufklärung und Untersuchung einschlägiger

- Straftaten bzw. Verdachtshinweise durch die Kri­
minalpolizei

Während der Aufklärung von Straftaten gemäß § 213 StGB, 
insbesondere des ungesetzlichen Verlassens, bzw. von 
Verdachtshinweisen auf solche Straftaten muß vor allem 
das operative Zusammenwirken mit den Arbeitsgebieten I 
und II der Kriminalpolizei gesichert sein, weil sie die 
Hauptverantwortung für dieses Stadium der Bearbeitung /- 
tragen. Hinsichtlich der Untersuchung liegt die Verant­
wortung ausschließlich beim Arbeitsgebiet II der Krimi­
nalpolizei .

Entsprechend den grundsätzlichen Festlegungen der DA 1/74 
des Ministers für Staatssicherheit hat das Arbeitsgebiet I 
der Kriminalpolizei die Bearbeitung von Verdächtigen in 
Kriminalakten mit den zuständigen Diensteinheiten des MfS 
abzustimmen.
Auf Grund ihrer politisch-operativen Bedeutung stellen 
die Kriminalakten wegen Verdachts von Straftaten gemäß 
§ 213 StGB dabei einen besonderen Schwerpunkt dar. Dies­
bezüglich geht es im operativen Zusammenwirken vor allem 
darum, Einfluß zu nehmen, daß

- Kriminalakten insbesondere zur Aufklärung des Verdachts 
der Anwendung konsnirativer Tatmethoden bzw. von Grup­
penstraftaten angelegt werden. Die Hauptanstrengungen 
sind darauf zu richten, in Kriminalakten Vorbereitungs­
handlungen zum ungesetzlichen Verlassen aufzuklären;

- die operative Bearbeitung von Personen in Kriminal­
akten erst aufgenommen wird, wenn die Abstimmung mit 
dem MfS in der in der Anlage 1 zur DA 1/74 vorge­
schriebenen Form erfolgte;
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Zusammenhänge mit der Tätigkeit krimineller Menschen- 
händler frühzeitig auf gedeckt werden unc das MfS über 
V erd achtsmoment e in dieser Richtung unverzüglich in- 
forr.i ert wi rd■,

die Verdachtshinweise durch offensiven Einsatz ge­
eigneter IM qualifiziert und beschleunigt aufgeklärt 
werden, ihre TatbestandsmäSigkeit geprüft wird, die 
beabsichtigten bzw. bereits angewandten Tatmethoden, 
die Motive, begünstigenden Bedingungen sowie die 
operativ relevanten Verbindungen des Verdächtigen 
herausgearbeitet werden.
Wenn erforderlich und möglich, sollte die zielstrebige 
und gründliche Klärung durch den Einsatz von IM oder 
die Einleitung anderer operativer Maßnahmen seitens 
der zuständigen Diensteinheit des MfS unterstützt 
werden;

die operative Bearbeitung entsprechend de.rr operativen 
Situation, dem Charakter der Verdachtshinweise und 
der Persönlichkeit des Verdächtigen differenziert vor­
genommen wird;

im Ergebnis der operativer. Maßnahmen die Fortführung 
der Tatbegehung im frühestmöglichen Stadium unter­
brochen und das ungesetzliche Verlassen zuverlässigi
verhindert wird;

während der Bearbeitung die Begehung anderer Straf­
taten, insbesondere des unbefugten Waffen- und Spreng­
mittelbesitzes , gründlich überprüft wird und bestehende 
Zusammenhänge mit dem beabsichtigten ungesetzlichen 
Verlassen aufgedeckt werden.
Zugleich ist es erforderlich, daß bei der Bearbeitung 
von Kriminalakter. wegen Verdachts anderer Straftaten, 
insbesondere gegen die staatliche Ordnung und die all­
gemeine Sicherheit, sorgfältig geprüft wird, ob Ver­
dachtsmomente für Verletzungen der §§ 105, 213 StGB 
vorliegen.
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Die Realisierung dieser Aufgaben erfordert, caß zwischen 
den Leitern der zuständigen Diensteinheiten des MfS und 
den Leitern des Arbeitsgebietes I der Kriminalpolizei 
ständig ein enger, kameradschaftlicher und vertrauens­
voller Kontakt besteht.
Die strikte Durchsetzung der Festlegungen in der DA 1/74 
zum Einsatz von OibF ur.d IM in Schlüsselpositionen als 
Leiter des Arbeitsgebietes I schafft dafür unerläßliche 
Bedingungen.
Die Beratung der zweckmäßigsten operativen Maßnahmen des 
Arbeitsgebietes I sowie der jeweils erforderlichen staat­
lichen Reaktion auf begangene Handlungen, das Auslösen 
von Sofortmaßnahmen, die Einleitung unterstützender Hand­
lungen des MfS bzw. bei Notwendigkeit die übernähme der 
weiteren Bearbeitung durch das MfS sind auf diese Weise 
jederzeit zu sichern.

Das operative Zusammenwirken mit cen Dezernaten bzw.
Ko-nissarlaten II der Abteilungen K der BDVP/des ?dV? 
Berlin, Arbeitsgruppen Grenzstraftaten, wird insbesondere 
von der Notwendigkeit bestimmt, in jeder Phase der Unter­
suchung in Ermittlungsverfahren wegen Straftaten gemäß 
§ 213 StGB die Durchsetzung der Interessen des MfS sicher- 
zustelien und Schlußfolgerungen für die Einschätzung der 
politisch-operativen Lage und der Wirksamkeit des Kampfes 
gegen l-̂r. staatsfeindlichen Menschenhandel ur.d das ungesetz 
liehe Verlassen zu ziehen.
Das ergibt sich vor allem daraus, daß in Verlauf der Unter­
suchungen und bei der Analyse der Ermittlungsverfahren zu 
ungesetzlichen Verlassen Umstände bekannt werden kennen, 
welche die Zuständigkeit des MfS berühren, insbesondere 
solche, die die Tätigkeit der krinir.eller. Menschenhär.dler- 
banden betroffen oder Schlußfolgerungen auf Pläne, Absichte 
Maßnahmen der Organisatoren ur.d Inspiratoren des staats­
feindlichen Menschenhandels sowie des ungesetzlicher. Ver­
lassens ermöglichen.
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• •

Zugleich ist es erforderlich, wirkungsvpll Einfluß auf 
eine hohe Qualität der Untersuchungen durch die Kriminal­
polizei entspreche..^ den Forderungen der Gemeinsamen 
Anweisung des Generalstaatsanwaltes sowie des Ministers 
des Innern und Chefs der DVP vom IS. 4. 1375 über die 
Bekämpfung von Angriffen gegen die Staatsgrenze der DDR 
auszuüben, insbesondere um

- die gründliche allseitige Aufklärung der Tatmethoden, 
der Täterpersönlichkeit, der Motive, Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen als Voraussetzungen für 
eine wirksame Vorbeugung, für die differenzierte 
Festlegung der zweckmäßigsten Maßnahmen zur wirksamen 
Reaktion gegenüber dem Täter entsprechend der kon­
kreten Gefährlichkeit seiner Handlung so\\rie für das 
Schließen von Lücken im Sicherungssystem zu gewähr­
leisten ;

- Beziehungspersonen des Täters festzustellen, insbe­
sondere solche, die Kenntnisse über das Grenzsiche- 
rungssystem besitzen (u.A. ehemalige Angehörige der 
Grenztruppen, Bewohner des Grenzgebietes, Personen, 
die in das Grenzgebiet zus dienstlichen oder privaten 
Gründen einreisen) und gegenüber diesen Personen sowie 
gegenüber Beschuldigten, denen die Straftat nicht be- • 
wiesen werden kann, entsprechende operativ-vorbeugende 
Maßnahmen einzuleiten bzw. den Antrag zu prüfen auf 
Aufenthaltsbeschränkung gemäß Verordnung über Aufent­
haltsbeschränkung vom 24. S. 1961 (i.e.F. des Ein­
führungsgesetzes zum StGB und zur StPO vom 12.1.63) 
oder gemäß Beschluß des Ministerrates vom 13. 4. 1975 
über Grundsätze zur Regelung von Fragen der h’ohnsitz- 
verlegung von Bürgern aus dem Grenzgebiet an der Staats­
grenze der DDR zur BRD und Westberlin in andere Orte 
sowie der 1 . Durchführungsanweisung des Ministers des 
Innern und Chefs der DVP zur Gemeinsamen Anweisung über 
die Anwendung von Arbeitserziehung und Aufenthaltsbe­
schränkung vom 11. 7. 1963;
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hei vollendeten ungesetzlichen Grenzübertritten zu 
sichern, daß alle Personen festgestellt und aufgeklärt 
werden, zu denen der Täter Kontakt unterhielt und die 
im Zusammenhang mit der Straftat stehen können bzw. 
hei denen die Aufnahne der 'iückverhindung durch den 
Täter möglich ist und deshalb differenziert Konzroll- 
maßnahmen erforderlich werden;

die Begehung weiterer gefährlicher Straftaten, vor 
allem des unbefugten Waffen- und Sprengmittelbesitzes, 
während des Verfahrens exakt zu prüfen;

auf die restlose Nutzung der strafprozessualen und 
kriminalistischen Au fk 1 ä r u n g s m ö g 1 i c h k e i t e n hinzu- 
virken, vor allem der Durchsuchung:

eine noch bessere Abstimmung der Notwendigkeit zuo o
strafprozessualen Zwangsmaßnahmen zwischen der 
Kriminalpolizei und dem Staatsanwalt sowie die volle 
Durchsetzung der Grundsätze für die Anwendung der 
Untersuchungshaft entsprechend der o.a. Gemeinsamen 
Anweisung zu erreichen;

auf das volle Au^chöpfen der rechtlichen Möglich­
keiten bei Abschluß Ermittlungsverfahrens hinzu­
arbeiten, insbesondere auf Vorschläge an den Staats­
anwalt zur Anwendung von Maßnahmen der Wiederein­
gliederung und Zusatzstrafen. Das betrifft vor allem 
die §5 47, 43 StGB beim Vorliegen der entsprechenden 
Voraussetzungen sowie die Aufenthaltsbeschränkung 
nach 5 51 StGB, insbesondere, wenn Beschuldigte im 
Grenz- oder grenznahem Gebiet wohnhaft sind oder 
Kenntnisse über das Grenzsicherungssystem besitzen 
(ehemalige Angehörige der Grenztruppen, Arbeits­
stelle im Grenzgebiet u.a.m.);
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ein engeres Zusammenwirken des Arbeitsgebietes II 
mit anderen Arbeitsgebieten der Kriminalpolizei 
herbeizuführen, vor allem mit den

. Arbeitsgebiet I bei der Realisierung von Kriminal­
akten sowie zur operativen ’vei terbearbei tung noch 
ungeklärter Verdachtshinweise bzw. zwecks '.\reiter- 
führung der Personenkontrolle nach Hinweisung des 
Verurteilten in den Strafvollzug. Ober die Sot- 
wer.digkeit von operativen Personenkontrollmaßnahnen

• muß in Abhängigkeit von der Persönlichkeit des
Täters und operativ-relevanten Feststellungen während 
der Untersuchung bei Abschluß des Ermittlungsver­
fahrens nach den unter 5. 2.2. 5. erläuterten Kriterien, 
differenziert entschieden werden;

. Arbeitsgebiet V zur unverzüglichen Einleitung und 
Realisierung notwendiger Fahndungen.

Untersuchungen ergaben, daß es zweckmäßig ist, die 
Hauptanstrengungen im operativen Zusammenwirken auf 
die folgenden Schwerpunkte zu konzentrieren:

Sicherstellen der lückenlosen Information des MfS 
über jedes beim Arbeitsgebiet II eingeleitete Er­
mittlungsverfahren wegen Straftaten gemäß § 215 
StGB und alle bei der Bearbeitung festgestellten 
Umstände, welche die Zuständigkeit des MfS berühren, 
vor allem Hinweise auf Aktivitäten der kriminellen 
Menschenhändler, auf der Grundlage des unter Wahrung 
der Konspiration und Geheimhaltung übermittelten 
Infornationsbedars des MfS;

frühestmögliche Abstimmung der Maßnahmen der Krimi­
nalpolizei zur Aufklärung vollendeter Straftaten 
des ungesetzlichen Verlassens, bei denen Tatmethoden
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und Grenzübcrtrittsort unbekannt sind (z.B. Ver­
gleich mit gesicherten Spuren unbekannter Grenz-c» ^

verletzcr in Richtung BRD/'Westberlin, Einleitung 
der Postbeschlagnahae gemäß § 115 StPOj , um störende 
Einflüsse und Überschneidungen in bezug auf Maß­
nahmen des MfS auszuschließen.
Im Zusammenhang damit muß dahingehend Einfluß auf 
die Arbeitsgruppen Volkspolizei der zentralen 
Aufnahmeheime genommen werden, daß sie durch quali­
fizierte Durchführung des Aufnahmeverfahrens bei 
Rückkehrern die Aufklärung von unbekannten Tatmethoden 
und GrenzÜbertrittsorten, Lücken im Grenzsic.herungs- 
system u.a. begünstigenden Bedingungen sichern sowie 
die Information darüber zur Einleitung der erforder­
lichen verändernden Maßnahmen gewährleisten;

gemeinsame Beratung und Festlegung differenzierter 
Maßnahmen des MfS und der Volkspolizei zur vorbeu­
genden Kontrolle von Personen, die als gefährdet 
für ungesetzliches Verlassen bzw. staatsfeindlichen 
Menschenhandel erkannt wurden, einschließlich dem 
Auslösen von staatlichen und gesellschaftlichen 
Aktivitäten zur Beseitigung von Bedingungen, aus 
denen Entschlußfassungen erwachsen können;

Auslösen der ständigen tiefgründigen Analyse der 
Erscheinungsformen und Entwicklungstendenzen des 
ungesetzlichen Verlassens durch das Arbeitsgebiet II 
und Sicherstellen der Information darüber gegenüber 
dem MfS, Einflußnahme auf die allseitige Auswertung 
der Analyse-Ergebnisse für die gesamte komplexe 
Tätigkeit der operativen Kräfte der Volkspolizei 
zur Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des 
ungesetzlichen Verlassens in der Xähe der Staats­
grenze zur BRD/zu Westberlin sowie in der Tiefe der 
DDR;
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Übermittlung konkreter Kenntnisse über die Tätig­
keit der kriminellen Mcnschenhäadlerbanden sowie 
über die feindlichen Aktivitäten zur Organisierung 
und Inspirierung des ungesetzlichen Verlassens unter 
Wahrung von Geheimhaltung und Konspiration an die 
Kriminalisten des Arbeitsgebietes II, welche solche 
für die qualifizierte Erfüllung sicherheitspoli­
tischer Aufgaben benötigt, vor allem an die Leiter 
im Arbeitsgebiet II, und die OibE sowie IM in diesem 
Bere ich;

Einwirken auf die Verstärkung und Qualifizierung 
der operativen Tätigkeit des Arbeitsgebietes II 
unter Verhafteten in den Untersuchungshaftanstalten 
mit dem Ziel, das Niveau der Aufklärung von Straf­
taten gemäß § 213 StGB weitet zu erhöhen - vor allem 
zum Aufspüren der tatsächlichen Grundeinstellung 
des Täters, feindlich-negativer Verbindungen und 
Einflüsse sowie der wahren Motive, Ursachen und be­
günstigenden Bedingungen - und in stärkerem Maße 
Ersthinweise auf ungesetzliches Verlassen zu erar­
beiten. Das erfordert, daß die zuständigen ^ienst- 
einheiten des MfS den für die Durchführung dieser 
Aufgaren bestätigten Kriminalisten noch mehr An­
leitung und Unterstützung gewähren.

besondere Aufmerksamkeit muß im operativen Zusammenwirken 
mit dem Arbeitsgebiet II den Ermittlungsverfahren wegen 
Straftaten des ungesetzlichen Verlassens ge’.vidmet werden, 
die durch Angehörige der Volkspolizei und anderer Organe
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des MdI \außer Wehrersatzdienst) begangen wurden.

In Koordinierung zwischen den Diensteinheiten der 
Linien VII und IX sollte konkret festgelegt werden, 
welche Diensteinheit die Anleitung derartiger Ermitt­
lungsverfahren übernimmt und welche Teilaufgaben von 
wem zu lösen sind. Von Übernahmen des Ermittlungsver­
fahrens durch die Abteilungen IX der 3V/V ist die 
jeweilige Abteilung VII zu informieren.

Auf der Grundlage der ständigen Einschätzung

- der politisch-operativen Lage auf dem Gebiet des 
ungesetzlichen Verlassens der DDR,

- der Wirksamkeit des Arbeitsgebietes II bei der 
Bearbeitung einschlägiger Ermittlungsverfahren,

- der Durchsetzung von vorbeugenden Maßnahmen der 
Volkspolizei und Schlußfolgerungen für die Unter­
suchungstätigkeit ,

- der bisherigen Ergebnisse des operativen Zusammen­
wirkens

sind in Koordinierung zwischen den Diensteinheiten 
der Linien VII und IX die Maßnahmen festzulegen, die 
der ständigen qualitativen Weiterentwicklung des 
operativen Zusammenwirkens zur wirksamen Untersuchung 
des ungesetzlichen Verlassens dienen.
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1.2.2.3. Auf;;aber, des operativen Zu sännenv irkens zur wei­
teren Qualifizierung des Antrags-, Prüfung?- und 
Genehmigungsverfahrens der Volkspolizei bei Reisen 
,in dringender. Familienangelegenheiten nach nicht- 
sozialistischer. Staaten und '.Westberlin zur Ver­
hinderung des ungesetzlichen Verlassens der DDR

Durch das operative Zusammenwirken zur v/eiteren Qualifi­
zierung des volkspolizeilichen Antrags-, Prüfunns- und Ge­
nehmigungsverfahrens bei Reisen in dringenden Familien­
angelegenheiten , durch die zielgerichtete Organisation 
der aliseitigen Nutzung und den schrittweisen Ausbau der 
in dieser. Verfahren liegenden Möglichkeiten und Potenzen 
werden wesentliche Faktoren erschlossen für die

- Erhöhung des Nutzeffektes bei der Lösung der an die 
Linie VII übertragenen politisch-operativen Haupt­
aufgaben ;

- Erhöhung der '.‘.'irksamkei t der DVP bei der allseitigen, 
jederzeit zuverlässigen Gewährleistung der öffent­
lichen Ordnung und Sicherheit im Zusammenhang mit der 
Ausstellung vor. Dokumenten für den grenzüberschrei­
tender. Reiseverkehr, insbesondere hei der Vorbeugung, 
Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen Ver­
lassens der DDR.

: nolitischc Zielstellur.c und zugleich nolitisch-onera-- - ____  - . 4.-

Lve Aufgabenstellung im operativen Zusammenwirken mit 
;r Volkspolizei, insbesondere mit dom Dienstzweig Paß- 
id Meldewesen, den Mißbrauch der Reisen in dringenden 
im; 1 ienar.gele -er.heiter.

:he Verlassen der DDR,
- für andere Formen, Mittel und Methoden des geg­

nerischen Vorgehens gegen die DDR und ihre Bürger
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weiter cir.zu.schr5r.ken bzw. vorbeugend zu verhindern, 
auizucecxen ur. c üu - f ' j u , ist daoei aussc n 1  ag g eb e n c 
für die V.’ahl der zveckmägs ter. Mittel und Methoden 
sowie für die Konzentration operativer Kräfte auf die-

Der Schwerpunkt des auf gab enbe zQSeneär. operativen Zusam­
menwirkens liegt entsprechend den dabei ablaufenden 
operativen Prozessen und Informationsbeziehungen bei 
den Kreisdienststellen.

Ausgehend vor. der unvermindert hohen Anzahl der Reisen 
in dringenden Familienangelegenheiten kann eine weitere 
Einschränkung und letztendlich gänzliche Verhinderung 
cos MilLrauchs erteilter Reisegenehmigungen zum ungeset: 
liehen Verlassen der DDR nicht dadurch erreicht werden, 
da-o die Zahl der Ablehnungen solcher Reisen ungerecht­
fertigt erhöht wird.

Entsprechend der. vorliegenden Erfahrungen sind Lösungen 
von Dauer grundsätzlich nur durch Qualifizierung des ab- 
gestimmten Handelns der Volkspolizei und des MfS sowie 
durch . olitisch-operative Einflußnahme auf die Erhöhung 
der Eigenverantwortlichkeit der Volkspolizei möglich.

ler darauf gerichtete Einsatz operativer Kräfte im 
operativen Zusammenwirken, insbesondere der Einsatz von 
I l n  Leit ;n.~ Funktionen >zw. OibZ, die auf 3rur.d ihrer 
Funktion und Stellung cbjextiv die günstigsten Möglich-

- \' e erforderlichen leitungsmääiger. Voraussetzungen
.r Qualifizierung des operativer. Zusammenwirkens 

weiter zu vervollkommnen;

- aufgabenbezogene Prozesse in der Volkspolizei im 
politisch-operativen Interesse des MfS wirksam
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zu unterst 11tz er. und zu kontrollieren ;

- notwendige Tnforrr.:ticr.sbeziehunger. zur Linie VII 
weiter ;;u verv-1 Ikor.:\nen sowie immer seUjstSndig-ei 
beizutr^.n, JaB sie unter allen Bedingungen der 
Lage zuverlässig und stabil funktionieren,

ist vor. unmitteibarer und entscheidender Bedeutung.

;jaoei i: iie unverzügliche Information des wfS über
jeden gestellten Antrag und eile in dinier:. Zusammenhang 
operativ bedeutsamen Umstände die erste und grundlegende 
Maüna; re und Voraussetzung des weiterer. operativen Zu­
sammenwirkens auf diesen Gebiet. Das reibungslose und 
~ed«rzeitige Funktionieren dieser Ir.fcrjr.atior.sbeziehunger 
bildet den Schlüssel für wirksaae Maßnahmen gemäß Befehl 
^5/72 des Ministers für Staatssicherheit.

e-as operative Zusammenwirken zur weiteren Qualifizierung
::~s vcll ~;~oli z ui li chen Antrags-.
~r." ~ .:rrahre:.: und der daraur gerichtete IK-Einsatz isJ 

v o r r ~ i g  auf die wesentliche Erhöhung des Niveaus der 
~■ 1 ur* des Antragstellers zu konzentrieren.

)ebei .<c~~,t es auf das durchgär.gie erreichen einer
.regesamt r.o.-.er Prüfungshandlungen zu
len tatsächlicher. Antrags grün den und Herausarbeitung 
und Prüfung von Verdachtshinweisen für den Mißbrauch der 
.ieisen zur. ungesetzlichen Verlassen der DDR an.

günstige Bedingungen dafür -.-.'erden dadurch geschaffen, 
wenn die Kreisdienststeilen entsprechend den ständig 
wachsenden Anforderungen den ProzeB zur notwendigen 
Q. ilifizierung der vclkspolizeilichen Ermittlungen, ir.s- 

andere durch die ABV und ihre freiwilligen Helfer, mit 
politisch-operativen 'As.'i~c.r.~cr: stärker unterstützens da­
mit ausreichend gesicherte Informationen über den Antrag-
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steiler gewonnen werden, auf derer. Grundlage

- differenzierte Entscheidungen über Reisen in 
dringenden Familienangelegenheiten getroffen 
werden können;

- rechtzeitig und weitestgehend die Möglichkeiten 
des Mi .1b rauch s von Reisen in dringender. Familien­
angelegenheiten zur. ungesetzlichen Verlassen der 
DDR erkannt und ausgeschlossen werden können.

Ir. operativer. Zusammenwirken ist nachdrücklich isfür zu 
sorgen, daß über den Antragsteller unabhängig von der 
Meinungsäußerung des MfS qualifizierte Ermittlungen durch­
geführt werden.

Ir. diesem Zusammenhang ist es zugleich erforderlich, 
den pclitiscn—operativen 11 r.~ 1 _.i cer Linie VII, insbe­
sondere der Kreisdienststeilen, auf die Qualifizierung der 
Sspräcr "tührung r.it der Antragsteller zur Erzielung einer 
hohen vorbeugenden Wirkung wesentlich zu verstärken.

"reler Ebene sind die dafür notwendigen grundsät: 
liehen -.utgaben- und Maßnahmekomplexe mit dem MdI abzu- 
stimr.er., die diese Prozesse inhaltlich, organisatorisch 
und materiell-technisch unterstützen.
las betrifft insbesondere
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sowie auf kriminaltechnischem Gebier zur wei-
I l C  V'G ' ^  " j . ■ '• V  2. ~ ^  r  ^ ^  _  S  ~ 3  21 ü. o ' ^  o "’**• ^

AntrPÄ^sDc-^r'-^dLzun^ ^csssr zu fB.2?x.6fjrincn j

. Vermittlung von Kenntnissen über Begehungsweisen 
zur Vorbereitung de- ungesetzlichen Verlassens 
der DDR durch die Offiziere für Straftaten des 
ungesetzlicher. Grenzübertritts der Kriminalpolizei;

- der. Erlaß von Grur.dsatzregelur.gen zur

. inhaltlichen Ausgestaltung der Informationsbe- 
ziehungen zur Linie VII, des benötigten Bedarfs 
ar. politisch-operativ bedeutsamer. Informationen, 
dî . im Antrags-, Prüfungs- ur.d Genehmigungsver­
fahren oder nach der Rückkehr der Person erarbeitet 
werden;

. 1 -ckenloser. Speicherung, Verdichtung und Fcrt- 
schreibung personenbezogener Informationen in 
Fcr:: einer einheitlichen. ?ersoner.a>te, auf deren 
Grundlage Entscheidungen sowohl über Reiseanträge 
als auch Maßnahmen bei nichtfristgemäßer Rückkehr 
getroffen oder eingeleitet werden.

Für die gr*Jh'..iche Prüfung solcher Antrags üe H u n g e n , bei
denen die CüBgrbhkeiten cer ABV objektiv nicht mehr aus- 
reicher», sind auf zentraler Ebene in Abstimmung mit dem 
MdI die weisungsmäßigen Voraussetzungen für den schritt­
weisen Aufbau und Einsatz sQ-zie Iler Erm.ittlergruppan 
im bier.stzweig Paß- und Keldewesen zu schaffen.

_m operativen Zusammenwirken ist es au.=>ercem notwencig, 
Volkspolizei bei ihren Anstrengungen zu unterstützen,

msb_samt eine höhere Verantwortlichkeit bei der 
Prüfung der Zustimmung durch die Betr: 2 he und Ein-

■

tl oo
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. 0 1 3 er, ir. dringender, r̂ rr.ilienar.-
gexcgenheiten zu erre-ch.cn;

irr. '-rer: " 1 t der. staatllc~-
schaf t s 1 e i t er.der. Or-.vinen ir. Kreis die Information:

v.* - l **• O- - v.

Beziehungen, insbesondere zwischen der. Großbe­
trieben und den Abteilungen PK, wesentlich zu ver­
bessern .

V .■• L  ̂̂ "CISC.
nehmen > Go.5
Abteil ur:ger. '
insbes dere
heiter, ces Paß- und Melcewcsens und der. Offizieren für
Straftaten des ungesetzlichen Grenz übertri 1 1 ; cer KriEinal-
ionzo: ;erativ wirk: gestaltet wird. Dar.it r.uß ge-
sicnert W Ci den, daß auf der Grundlage der exakten Analyse
und operativen Wertung der Prüfungsergebnisse allseitig 
gesicherte Entscheidungen bei Reisen ir. dringenden Fa- 
r.ili-.nangöleger.heiten getroffen und ir. notwendigen Umfange 
abgestir.r.te vorbeugende Xaßnahr.er. hinsichtlich der von 
Ablehnungen betroffenen Personen festgelegt werden.

Entsprechend der gesammelten Erfahrungen und vorliegenden 
Erkenntnisse gewinnt das operative Zusar.r.enwirken zur 
■eiteren Qualifizierung und Organisation der volkspolizei­
lichen .vc.3r. -.h~er. sowohl nach der Rück?--ihr als auch ir.

'• der nichtfrlstger "1 er. h;;w. .richtrückk :hr zunehmend 
an Bedeutung.
I utlich wird sichtbar, daß die darin liegender. Potenzen

ezioll für cie Aufklärung feindlicher Absichten, Pläne 
*:r.g änmer. r*ocr. r.ic.'t vo__ aus5 6 scr.op1 1  «crccn} wocurcr.
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wertvoi.c

9

— - . — w ~ ,..C*--w . . O . I

jl.s r.u.j ^6sr:dl» cir. vcsor.t ncr.*-An2.ccr. irr. 
Zusammenwirken sein, insbesondere auf ror

st6j_o /o ,"Cspo_tzez.-creisumt , s
Möglichkeiten zu mobilisieren und über 
ten Einsatz von CiLZ und IX zu organisiere

. iii-

n zielrjeri;

Eine bewährte Kathode ist dabei der Einsatz von !•'•• 
Offiziere für Feiseangelegenheiten. Hier kenne es

e 1 o 
türke'.

e e s - .als auf anderen Gebieten darauf an, 
und zu verallgemeinern, um vor allem bei een le ite;. 
Kadern der Volkspolizei das Verständnis für die öeeeuf 
der Mgusr. ahnen nach ’Jiedereinreise zu vertiefen, insbe­
sondere für

Erhöhung der Wirksamkeit der Volks?
cer ücWucneistunä einer nonen orrentiier.en üren; 
und Sicherheit im Zusammenhang mit Reisen in 
dringenden Familienangelegenheiten, speziell bei 
der Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung ccs • 
gesetzlicher. Verlassens und der Bekämpfung der 
politisch-ideologischen Diversion •,

"ntcrstützur.g der Aufgaber.erfüllun

-r eine r.cnere .irkse- •;< 
- ~ 0 -*11—~ cioen ur.c a.2>n.cm:ne}cojnpicxs zur* wsizcr in

;er für die

rfizi^re für Reisear. c* rp.r rp'
.r _ cirnc-en, cirrersnziert ausgev/̂ r.Inen _ 
.v-r.levar.te Informationen zu gewinnen , \:

— Z. • : ~ *<■ "* ’* >-v* *. ~  ̂v* rr 3 r* ~ c? m -- -* s*O v ‘ - — — * - r> ^ -> o “*•“ - -*• *•* u • *—•••-

u.i?cÄ̂0n _ -̂T ->Oj-i_*tiZ-Sc..~ 1.c c c scr.cn ujLVoirs^on 1 ov’i.e
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- der. d.r:.rit beauftragte - C» w t: . •ichend Zeir
und Gelegenheit zur Verfügung gestellt wird,

- die erforderlicher, materiellen Voraussetzungen, 
z.B. üie Bereitstellung geeigneter gesonderter 
Räumlichkeiten, geschaffen werden.
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- — * — -i — öo.— 3r.— r „■£en co-i' ci ̂  dvc r̂. *.> 1  e ri s~c ~ 
zweite cer .'clxspclizei, r er. lerne-.- ~cn Arbeitsweise r.
— — •■ • w>û w c.\— ver. . ürr.d. wer.3v.?e 1  ser; ? die 5 1 er; ir.ŝ t.oam,, 
’r. c:r. c auf die Z.f fek wivirät des operativen Zusarr.en-
v 1 r r.s üuö wi. r.<er.;

-v. T- -eilr.ahr.e an 7 a r,ur. ~en / 5 e ra t -
lunzer. ge'onstandsbezcser. zu:

- V» - f • • —
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1 7 ' ) A\i f" ~ 'tz ̂ n des operativen Zusammen
svs scher. Erhöhung der Wirk
soner.kontrolle der Volkspolizei
Vorbeugun rr ur.d zum rechtzeitigen
ungesetzlicher. Verlassens der DD

r. 5 hei MOn 4

• 7>0 ~A. U Uv . 1 C:
er stär‘eten

9

Aus der grundsätzl ichon Bedeutung der I ̂  rsonenkor.trolle 
der Volkspolizei für die Vorbeugung ur.d das rechtzeitige 
Erkennen des ungesetzlichen Verlassens und den daraus 
abgeleiteten Aufgabensteliungen ergeben sich hohe Anfor­
derungen an das darauf bezogene operative Iusammen wirken 
zwischen den Diensteinheiten des MfS und den Dienst­
stellen der Volkspolizei, vor allem auf der Ebene Kreis- 
dienststelle - Volkspolizeikreisamt.

Das operative Zusammenwirken auf diesen Gebiet ist be­
sonders deshalb von großer Wichtigkeit, weil

- die unter Kontrolle gestellten Personenkreise Schwer­
punkte für die Gewährleistung der inneren Sicherheit 
und Ordnung in jeweiligen Verantwortungsbereich sind 
und bc. ihnen die erhöhte Gefahr.besteht, daß sie 
sich ẑrr. ungesetzlichen Verlassen entschließen bzw. 
unter gegnerischen Einfluß dazu aktivieren lassen;

iraus die Notwendigkeit ergibt, abgestirnte 
n nahmen in bezug auf diesen Personenkreis durchzu-

- die exakte Information über die Kor.troiler;;ebnisse 
und ihre Analyse sichergestellt werden muß;

- d. *ch zielgerichtete operative Handlungen des MfS
. .fiuß auf die Erhöhung der Wirksamkeit der Volks­

polizei bei der Personenkontrolle genommen werden muß;

- sich für die Auf<abenerfüllun» des MfS aus der exakten

Kopie BStÜ
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iA -~ -V - -.ij l.r.ô c.. 1.-JS sc'.r.e oer von inr. gcnut z rei
Personenxrcise oei cer ■anisierung des staatsfeind­
licher. M e n s e h e n h a n d e 1 s ungesetzlichen Verlassens

:-lp.-rrr.r

Daraus leiten sich die grün31 epcn :er. Auf-rtben für das 
operative Zusannenwirken auf dieser. GeMet ab. Es ist zu 
beachten, daß es hei der praktischen Durchführung des 
operativen Zusammenwirkens keine starre Trennung dieser 
Aufgaben, vor. den ins'iesant in bezug auf die Perscnen- 
kontrolle zu lösenden "eben kann und sie sich anderer­
seits auch harmonisch in iis Gesamtkonzeption für das 
operative Zusammenwirken zur Vorbeugung, Aufklärung und 
Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens einfügen rsüssen.
wesentliche Aufgabenstellungen sind u.a.:

- die EinfluSnahr.e auf die nach Schwerpunkten orien­
tierte Auswahl der zu kontrollierender. Personen, ins­
besondere solcher rät feindlicher oder verfestigter 
negativer Einstellung, auf der Grundlage der operativen 
Lageeinschätzung zur. ungesetzlichen Verlassen und 
staats feindlichen Menschenhandel, vor allen der Analvse 
über die besonders gefährdeten Personenkreise (wie ein­
schlägig Vorbestrafte, Rückverbindungen und sonstige 
en~e Verbindungen von Vollendungstritern eäer f'bersied- 
lern, abschlägig beschiedene Antragsteller auf Ober-
^ i C v . * n a c .. ..iv.r*t.sczxt.̂ .j.swisc..cn btaav.e../ ••es«»>)erxin, 
auf Eheschließung mit Bürgern solcher Staaten/V.’est- 
berlinern bzw. auf Entlassung aus der Staatsbürger­
schaft der DDR, Rückkehrer und Zuziehende usw.);

- die Sicherstellung der 
'IfS entsprechend den Informationsbedarf, vor allen

Kopie BStÜ
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l \ \ ■'. S,«K^t53= 
üsish t i g t e ~. n u r; r; u ? ^ m S 5 Personen-cor. trolle

ge.T.«>i IV 0 21/70 des MdI und die beabsichtigten 
KontrolImaßnahmen bei Verurteilten gemäß 5 8̂ StGB,

wesentliche Kontrcllergelr.isse, vor aller, bei 
Hinweisen, die den Verdacht von Zusammenhängen

oder anderen staatsfeindlichen Handlungen sowie 
von beabsichtigter, ungesetzliche:' Verlassen be­
gründen ,

di. abschließenden Entscheidungen zur Persor.en- 
kentrolle,

die Ergebnisse analytischer Arbeiten;

eie Entscheidung über c:e notwendige Übernahme der 
weiteren Kontrolle eir.̂ r Person durch das MfS bzw. 
über die Einleitung unterstützender Maßnahmen des MfS
zur „rnor.ur.'
cer

der V’irks amkeit der Personenkonrrolüe 
durch Einsatz geeigneter IM/GMS ;

e ."..tWirkung an der Festlegung differenzierter
Verantwortungen für die DurcnJrunrung r - erscr.en-
kcntrcl'le entsprechend der Gefährlichkeit der Person 
und den günstigsten Möglichkeiten für eine wirksame
Kontrolle;

A - c .“6 '3- n fl US O ’ <Tw ---0 cer cuali fizi ertön inliai tlich en

un d aetho disc i • - ^ ̂  V,u n - der Xcr.Trol imaßr. dmn en

17,5basoncere Gcv/tihrleistur.^ der erforderli C.. cn Trj-

v_ Cr:oitdt und der * »» - W C »lUui: cual ifizierter Met ho den

. A Kc  ̂berva cion , Aufnahme i n V— —- t *■ C*. * - . . igsir.ittel 5
c* cHgffung zuv ssiger Aus V, .v* -f: .X w** . - tspersor.en i.l iiJ. bei +■ c • w o
. 'w'-ii . W. . - V- 'reizeitbereich); 

das Einwirken auf eine reibungslose und unverzügliche

Kopie BStÜ
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sariat VIII bzv. Offizier für Personenkontrolle der 
Kriminalr,oIi zei'bei Feststellungen , die Anzeichen 
für beabsichtigtes ungesetzliches Verlassen sein 
können;

- das Herbeiführen eines roch größeren Verständnisses 
für die Bedeutung und Aufgaben der Personenkontrolle 
der Volkspolizei für die Vorbeugung und Aufklärung 
des ungesetzlichen Verlassens bei den leitenden Kadern 
der Bienstzweige Kriminalpolizei und Schutzpolizei, 
bei den Kommissariaten VIII der Kriminalpolizei bzw. 
den Offizieren für Personenkontrolle und die Einfluß­
nahme auf die dementsprechende Anleitung der Kontroll- 
beauftrauten durch sie.

Die Realisierung dieser Aufgaben in ihrer Gesamtheit er­
fordert vor allem den zielgerichteten Einsatz von OibE 
sowie IM/GMS in leitenden Positionen der Volkspolizei, 
speziell der Kriminalpolizei. Zugleich ist es erforder­
lich, daß alle operativen Kräfte im Sicherungsbereich, 
sofern sie über die entsprechenden Wirkungsmöglichkeiten 
verfügen, im Rahmen der allseitigen Ausnutzung zur Lösung 
dieser Aufgaben beitragen.

Es ist notwendig, daß alle grund s ä t z 1 i c her. Ab sprachen 
im operativen Zusammenwirken r.it dem Leiter des VPKA bzw. 
der. Leiter der Kriminalpolizei des VPKA geführt werden. 
Sie sollten vor -allem die Orientierung auf die Sch wem unk 
die Grundfragen der Arbeitsweise, die Auswertung festge- 
.• teiltet Mängel sowie den Einsatz geeigneter Kräfte betre 
fen. In diesem Zusammenhang wird nochmals darauf hinge- 
-des als Leiter der Kriminalpolizei solche Kader
erforderlich sind, die über Voraussetzungen zur Herstellu 
inoffiziellen oder zuverlässigen offiziellen Kontakts vor 
£ wi f* o n •
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wortung fil:

der Kriminalnoliz-.i ir.
.zieren für Pcrocr.ü .-

-orij;". ..'K.-.. _rr.ez obliegt die Verant- 
Jrganisiorur.g ces Sesar.fDrozePses der

- r ..er; ̂ ro— vdber c:
-~L>er.. Leiter) sowie die Analvse der ;.'irkzaz.keit.

Die Leiter der Kommissariate VIII bzw. die Offiziere 
für Perscnenkontrolle besitzen vor: ihrer ?'U^kticn günstige 
Voraussetzungen > urr. die speziellen Interessen des ZfS 
entsprechend der. o.e. Aufgaben irr. operativen Zusammen-.
wirxer. zurenzusetzen Desr.e_z ist es erici

.sung der Au-gaber.stellur.g "
rür der.. lir.satz zuverlässiger Kräfte zu sorgen und zweck- 
ir.e -iig, sie a_s i./. zu gewinnen zzv. OibL aj.s „eitcr ces

II einzusetzen. Dadurch können für die
Potenzen erseniossar werden, die über

cie vorzeugung und .-.urk_^rung des ungesetziicner. Venassens

%
trolle ei es wichtiger, personellen Schwerpunktes (gefähr­
liche 'ichtsbrecher, kriminell Gefährdete, Rückkehrer/ 
Zuzieh.-_r.de) bedeuts arr. sind.
Liner. Schwerpunkt des operativen Zusammenwirkens mit den 
Kommirsaraiaten VIII bildet die Einflußnahme auf die rasche 
und qualifizierte Schaffung von Voraussetzungen für die 
..rbei-- mit IX durch ausgewählte und bestätigte Kriminalisten 
dieses Bereichs sowie die Abstimmung und Unterstützung bei

Ln sprechend der Aufgabenstellung de:
in ~i~^i bei der Durchführung der Kontrolle

Liehen bzw. gefährdeten Personen, dievon zes
mit her,<v ... .icn :r. .nttein ur.z ..e“nccen r.icn 
unziir« : rh, r. •

;der nur
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%

und des.-alb ::'._t IM und speziellen Mitteln und Methode: 
bc.eitet werden niüsuen, ist-ein enges operatives Zu- 
sar„"cnv:irker. mit dieser Arbeitsgebiet unerläßlich.

Auf Cer Gru:. '.läge der Festlegungen in der DA 1/74 des
Ministers» für Staatssicherheit ist es vor allem darauf
zu richten,

- uuf die '• estimrung der Schwerpunkte für den Einsatz 
der Kräfte und Mittel des Arbeitsgebietes I er.~- 
aprachönd Zur pcii ti s-ch-operativen Lage einzuwirken. 
Blondere Bedeutung hat die operative Kontrolle

- solcher Personen, uie wegen Straftaten des ungesetz­
lichen Verlassens oder wegen anderer Straftaten 
gegeu die staatliche Ordnung oder die allgemeine' 
Sicherheit unter Anwendung konspirativer Begehungs- 
we_sen vorbestraft sind, enge Verbindungen zu Bürgern 
nichtsozialistischer Staaten/Westberlinern - ein- 
ichi' ,ilich RückVerbindungen - unterhalten bzw. 
Gruppierungen negativer Jugendlicher angehören;

- diu Bearbeitung von Personen in Kontrollmateriai
de.. ‘ reeitsgecietes I auf ertlicher Ebene abzustimnen 
ur.̂  vor Weiterbearbeitung in Kriminalakten die dafür 
vorgeschriebene Abstimmung durchzusetzen;

- Einfluß auf die schwerpunktn-äßige Schaffung, die 
Ausbildung- und der. zielgerichteten Einsatz der IM 
des Arbeitsgebietes I und auf die restlose zweck­
entsprechende Nutzung all seiner speziellen Mittel

- unter Maurung der Geheimhaltung und Konspiration 
durch Einleitung vor. Maßnahmen des MfS, insbesondere 
-er. Einsatz geeigneter IM, das Arbeitsgebiet I bei 
ü̂ r Bearbeitung von Kontrcllmaterial zu unterstützen, 
geeignete Ausgangsmaterialien zur Weiterbearbeitung

Kopie BStÜ
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an das Ar;oitsgehiet I zu übergeben oder ggf. K.on- 
trollmaterial zur iveiterbsarbeitung durch «Jas MfS
■ zu übernehmen;

- auf die ständige Qualifi2 ierung der Kriminalisten 
des Arbeitsgebietes I hinzuwirken, speziell im Er­
kennen auch der gerings'^n Anzeichen für beabsichtigtes 
ungesetzlic’nes Verlassen.

Im operativen Zusammenwirken mit dem Leiter der Hauptab­
teilung Kriminalpolizei des MdI und den Leiter:-, der 
Kriminalpolizei der BDVP/des PdYP Berlin steht die Bera­
tung von Grundsatzproblemen zur Erhöhung der Wirksamkeit 
der Per-onsnkontrolle im Vordergrund. Auf der Basis von 
Einschätzungen, Analysen, Kontroilergebnissen usw. sollten 
Vorschläge für eine noch intensivere und qualifiziertere 
Kontrolltätigkeit bei Konzentration auf solche Personen 
und Personenkreise unterbreitet werden, bei denen nach 
den vorhandenen Informationen zielgerichtete Maßnahmen 
zur Vorbeugung von Straftaten des ungesetzlichen Verlassens 
erforderlich sind.

In der .-.nleitenden und kontrollierenden Tätigkeit gegen­
über den BDVP und VPKJ\ sollten die eingeleiteten Kon- 
trollmaßnahnen und die erzielten Ergebnisse kritisch 
eingeschätzt und entsprechende Verallgemeinerungen vor­
genommen werden.

Das operative Zusammenwirken zu Einzelfragen und hinsicht­
lich der Kontrolle bestimmter Personen hat in der Haupt­
abteilung Kriminalpolizei mit der Abteilung II und in den 
Abteilungen K der BDVP mit den Dezernaten III, die für 
die Anleitung und Kontrolle der Kommissariate VIII bzw. 
der Offiziere für Personenkontrolle in den VPKÄ verant­
wortlich sind, zu erfolgen.
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*
1.2.2.5. Aufgaben des operativen Zusammenwi rkeiis zur

weiteren Qualifizierung der Kontrolle von Straf- 
getangenen und Verhafteten, insbesondere zur 
rechtzeitigen Aufdockung und Verhinderung aller 
Handlungen, die auf Grenzdurchbrüche bzw. das 
ungesetzliche Verlassen der DDP. in anderer Form 
gerichtet sind, vor. allem von Rückfailhandlur.gen

Für die weitere Qualifizierung der Kontrolle von Straf­
gefangenen und Verhafteten unter des Aspekt der rechtzei­
tiger. Aufdeckung und Verhinderung aller Handlungen, die 
da5 ungesetzliche Verlassen der DDR zun Ziel haben, gewinnt 
das zielgerichtete operative Zusammenwirken der zuständigen 
Diensteinheit der Linie VII mit dem Organ Strafvollzug und 
den Arbeitsgebieten I und II der Kriminalpolizei zunehmende 
Bedeutung. Dabei geht es vor allem um

- die weitere Qualifizierung der operativen Kontrolle 
von ausgewählten Strafgefangenen und Verhafteten
mit politisch-operativ bedeutsamen Merkmalen und Ver­
dachtshinweisen , die zur potentiellen Reserve des 
Klassenfeindes gehören und bei besonderen Situationen 
und Anlassen zu provokatorischen bzw. tertforistischen 
Handlungen neigen, insbesondere um die

- rechtzeitige Aufdeckung, Aufklärung und Verhinderung 
aller auf Ausbrüche, Entweichungen, Geiselnahmen, 
andere Angriffe gegen Leben und Gesundheit oder pro­
vokatorische Demonstrativhandlungen gerichteten 
Pläne und Absichten und der in diesem Zusammenhang 
geplanten bzw. beabsichtigten Angriffe gegen die
St atsgrenze der DDR.

Kopie BStÜ
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3ci der Organisierung des operativen Zusammenwirkens
ist es erforderlich,

- die Besonderheiten beachten, die sich aus den 
Straftaten, der Vollzugsart sowie der daraus resul­
tierenden Spezifik der SV-Einrichtung und einer 
hohen Auslastung der Verwahrkapazitäten für die 
Gewährleistung der sicheren Verwahrung der Straf­
gefangenen und Verhafteten sowie ihre Kontrolle 
ergeben;

- die politisch-operativen Maßnahmen zweckmäßig mit 
den für die Arbeitseinsatzbetriebe von Strafge­
fangener. zuständigen Diensteinheiten zu koordi­
nieren.

Die Aufgaben im operativen Zusammenwirken müssen von 
den Leitern der dafür zuständigen Diensteinheit diffe­
renziert bestimmt und vorrangig über OibE und IM in 
Leitungsfunktionen durchqesetzt werden.

Für das Arbeitsgebiet T der Kriminalpolizei, Arbeits­
richtung 4 (nachfolgend Arbeitsrichtung 1/4) sind we­
sentliche Grundprinzipien und -erfordernisse des opera­
tiven Zusammenwirkens und des auf die hier behandelten 
Schwerpunkte zu konzentrierenden Einsatzes der IM sowie 
speziellen Mittel und Methoden der Arbeitsrichtung i/4 
in der DA 2/7 5 des Ministers für Staatssicherheit sowie 
in den Befehlen 0051/74 und 0053/74 des Ministers des
Innern und Chefs der DVP <?ere<relt.«.>

Auf dieser Grundlage kommt es entsprechend den bei 
den Untersuchungen zum Schwerpunkt gewonnenen Erkennt­
nissen vor allem darauf an, politisch-operativ Einfluß 
zu nehmen auf
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die exakte Bestimmung der Schwerpunkte für die 
operative Tätigkeit der Arbeitsrichtung I/- ur.d 
die scßwerpunkftmääi gö Auswahl der Strai 
die durch operative Ma-nahmen unter Kontrolle 
stellen sind. Das betrifft vor alle-. Strafgefangene, 
die wegen Verbrechen gegen die DDR, speziell wegen 
staatsfeindlicher. Menschenhandels, wegen ungesetz­
lichen Grenzübertritts ur.d anderen Straftaten gegen 
die staatliche Ordnung, v/egen Gewaltverbrecher und 
Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit verur­
teilt wurden, zu Gewalttätigkeiten und Renitenz 
neigen, als Antragsteller auf'Übersiedlung nach 
nichtsozialistischen Staaten/Westberlin bzw. auf 
Entlassung aus der Staatsbürgerschaft der DDR in 
Erscheinung treten oder Absichten zur. ungesetzlichen 
Verlassen nach Entlassung aus der. Strafvollzug 
äuüern;

die ständige Qualifizierung und Vervollkommnung der 
operativen Tätigkeit der Arbeitsrichtung I/i, ins­
besondere auf die Schaffung und den Einsatz geeig­
neter IM unter ausgewählten Strafgefangenen zu deren 
zielgerichteten Sicherung und Kontrolle;

die qualifizierte Bearbeitung bzw. VJeiterbearbeitung 
von Krirr.ina 1 akter. zur schnellen und umfassenden 
Klärung vor. operativ relevanten Verdachtshinweisen 
auf ?läne und Absichten zur. ungesetzlichen Verlassen­
der DDR wänrenc oder nach der Haft, auf weitere Ge­
setzen Verletzungen oder qualifizierende Handlungen} 
auf Mittäter und -wisser. Eir.geschlosser. darin ist die 
Weiterbearbeitung solcher Verdachtsmomente, die im 
I ihrer, des Ermittlungsverfahrens nicht geklärt werden 
kennten bzw. zu denen die Beweismittel fehlen;

die exakte Durchführung der Personenkontrolle gemäß 
DV C31/70 ces Ministers des Innern und Chefs der DV?

Kopie BStÜ
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gegenüber solcher. Strafgefangener., bei denen au:
Grund ihre; Verhaltens während der Durchführung ces 
Ermittlungsverfahrens die Möglichkeit besteht, caÄ 
sie
. Ausbrüche, Entweichungen, Geiselnahmen oder 
andere Gewc.lthandiur.gen beabsichtigen,

. sich renitent verhalten werden,

. provokatorische Demor.strativhanclungen begehen,

. wichtige Verbindungen verschweigen;

- die Sicherstellung stabiler Infornationsbeziehungen 
zur Linie VII und ihre weitere Vervollkommnung, ins- 
bet; r.cerc zur unverzüglichen Abstimnung der erforder­
lichen KaShahir.e'B. zur Untersuchung ur.d weiteren Bear­
beitung operativ bedeutsamer Feststellungen, Vor-y 
•kc. mnisse und Erscheinungen, zur Gewährleistung 
einer ununterbrochenen Lagebeurteilung und Hcrausar- 
beitung politisch-operativer Schwerpunkte.

Es ist Aufgabe der Leiter der Abteilungen VII der 3V/V, 
die Leiter der Dezernate I der Abteilungen Kriminalpoli­
zei der BDV?/des PdV? Berlin dabei zu unterstützen, die 
Kriminalisten der Arbeitsrichtung 1/^ ständig weiter 
klassenmäßig zu stärken, zur hohen revolutionären Wachsam­
keit und verantwortungsvollen Durchführung ihrer dienst­
lichen Pflichten zu erziehen. _hrc operativer. Kenntnisse 
und Fähigkeiten sind dahingehend weiterzuentwickeln, daß 
sie in der Lage sind, ir. jeder Situation _m engen operative: 
Zusammenwirken mit der, zuständigen Mitarbeitern des MrS 
iif die geringsten Anzeichen für operativ relevante Hand­
lungen politisch richtig ur.d taktisch klug zu

Kopie BStÜ 
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Das operative Zusammenvi rken mit den \rbeitsrebiet II 
der Kri rr.a I-c2 : ti-: wird insbesondere von der Notwendig­
keit bestimmt, eine höhere '.Yirksankeit der operativen 
Tätigkeit unter Verhafteten in den Untersuchungshaftan­
stalten herbei Zufuhren, um in stärkeren Maße bereits dort 
die entstehenden Absichten tu Ausbrüchen und Entweichungen 
bzw. anderen Handlungen, mit den Ziel des ungesetzlichen 
Vcrlassens der DDR frühzeitig aufzudecken und ihre Reali­
sierung zu verhindern.
Das erfordert zugleich das engere Zusammenwirken mit der 
Arbeitsrichtung 1/4, an die iveiterbearbeitung von Ver- 
dachtshinv/eisen nach Einweisung in den Strafvollzug naht­
los zu sichern.

Die Hauptanstrengungen in operativen Zusammenwirken mit 
den Organ Strafvollzug müssen konzentriert werden auf

- das Erreichen einer durchgehend höheren Wirksamkeit 
dieses Organs bei der Gewährleistung der Sicherheit 
und Ordnung in den Vollzugseinrichtungen, bei der 
Organisation und Durchführung einer ständig zuver­
lässigen Beaufsichtigung und vorbeugenden Kontrolle 
ausgew .hlter Gefangener;

- die konsequente Durchsetzung der getrennten Unter­
bringung von Rückfalltätern;

- die Sicherung, daß solche Gefangenen, die

. ständig als Unruhestifter in Erscheinung treten,

. sich bev.-aßt den Vollzugsmaßnahmen widersetzen,

. kriminelle Gruppen bilden und unerlaubte Ver­
bindungen mit den Ziel hersteilen, im Anschluß 
an beabsichtigte Ausbrüche bzw. Entweichungen 
die DDR ungesetzlich zu verlassen,

isoliert und alle zulässigen Mittel zu ihrer Diszi-
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P-inierung in Anwendung genracnt werden;

eine höhere Wirksamkei der Erzieher im Strafvollzug. 
Mit dem Ziel einer größerer erzieherischen und vor­
beugenden Wirkung ihrer Tätigkeit ist es erforder­
lich, daß sie das Informat ionsaufkommen über die 
Strafgefangenen erhöhen, insbesondere über deren 
Verhalten während des Arbeitseinsatzes, und dazu 
erweiterte Informationsnöglichkeiten schaffen, z.B. 
durch enge Zusammenarbeit mit ständigen Beschäftigten 
im Produkt ionsbereich von Strafgefangenen sowie 
Nutzen der Erz iehungs trcspräche . F.s muß Hinfluß auf 
ein er.'-.cs Zusammenwirken zwischen Erziehern und 
Kriminalisten der Arbeitsrichtung 1/4 genommen werden, 
um bei Erfordernis die unverzügliche Aufnahme der Per- 
sonenkontrolle bzw. der Bearbeitung in Kriminalakten 
zu sichern;

die weitere Befähigung der SV-Angehörigen zum sicher- 
hcitspolitisehen Denken und taktisch klugen Handeln, 
die immer bessere Erfüllung der ihnen in den dienst­
licher. Bestimmungen des Ministers des Innern und 
Chefs der DVP gestellten Aufgaben und Pflichten zum 
eigenvcrantwortlichen Reagieren auf sicherheits- 
und ordnungsgefährdende Zustände bzw. Aktivitäten 
von Strafgefangenen und Verhafteten sowie die all- 
zeitige und konsequente Nutzung der ihnen dazu über­
tragenen Befugnisse;

üe Auswertung der sich aus der Lageeinschätzung, 
aus verhinderten eder erfolgten Straftaten sowie be­
deutsamen Vorkommnissen ergebenden Schlußfolgerungen 
und Erkenntnisse, insbesondere zur Erhöhung der 
,\0‘.Viexität des Zusammenwirkens zwischen dem Organ 
Strafvollzug und der Arbeitsrichtung 1/4, bei klarer 
Abgrenzung der Verantwortung, zur Gewährleistung 
der Sicherheit in den Strafvollzugseinrichtungen.
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Im operativen Zusammenwirken nit den Leitern der Abtei­
lungen bzw. Arbeitsgruppen Strafvollzug der P.DVP sowie 
der SV-Einrichtung.cn ist zu sichern, daß alle in Rahnen 
der Dienstdurchführung festgestellten Hinweise und Ab­
sichten, die Ausweisung bzw. Entlassung aus der DDR zu 
erzwingen, insbesondere von Gefangenen, von denen auf Grund 
einer verfestigten feindlich-negativen Grundeinstellung 
weiterhin die Gefahr verbrecherischer Handlungen gegen die 
innere Sicherheit und Ordnung sowie gegen die Staatsgrenze 
ausgeht, unverzüglich erfaßt und qualifiziert aufbereitet 
werden.
Dar.it soll, soweit keine zwingenden Ausschlußsründe vor-^ o

liegen, parallel zu den politisch-operativ notwendigen 
Maßnahmen gesichert werden, daß bei diesen und anderen 
begründeten Ausnahmefällen in analoger Anwendung der nit 
Schreiben des Genossen Minister vom 6. 9. 1974 bestätigten 
Grundsätze über das Verfahren bei diesbezüglichen schrift­
lichen Anträgen die Möglichkeiten zur Durchführung spe­
zifischer Maßnahmen der Hauptabteilung IX bzw. Hauptabtei­
lung VII geprüft werden können.

Durch operative Einflußnahme auf das Organ Strafvollzug 
und die Abteilungen für Innere Angelegenheiten der ört­
lichen Staatsorgane ist Sorge zu tragen, daß die Wieder­
eingliederung Strafentlassener, insbesondere der wegen 
Handlungen gemäß §§ 105, 213 StGB verurteilten u.a. Per­
sonen, bei denen auf Grund der begangenen Straftat oder 
ihres Verhaltens mit der Gefahr des ungesetzlichen Verlassens 
gerechnet werden muß, wirkungsvoll mit hohem vorbeugenden 
Ei'fckt vorbereitet und durchgeführt wird. Auf die zuver­
lässige Kontrolle solcher Personen wird hingewiesen.

Kopie BStÜ
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/
1.2.2.6. Aufgaben, und Erfordernisse des operativen Zusas- 

menwirkens T.it der Volkspolizei ur.d den Organen 
für Innere Angelegenheiten zur Lösung einiger 
sich in der gegenwärtigen Situation aus Staats­
bürgerschaf tsf ragen ergebenden Aufgabenstellungen, 
insbesondere zur Verhinderung des ungesetzlichen 
Verlassens der DDR

%
Die Wirksamkeit der Erfüllung der Aufgaben der Volkspolizei 
und der Organe für Innere Angelegenheiten zur Vorbeugung, 
Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens 
der DDR im Zusammenhang ir.it Staatsbürger schaftsfragen wird 
wesentlich von der Qualität des operativen Zusammenwirkens 
zwischen diesen Organen und den zuständigen Diensteinheiten 
des MfS mitbestimmt.

Die Ergebnisse der Forschung zum vorliegenden Vorhaben 
lassen erkennen, daß es darauf ankommt, insbesondere die 
nachfolgenden Probleme in den Mittelpunkt des operativen 
Zusammenwirkens auf diesem Gebiet zu stellen.

Für die Erhöhung der Wirksamkeit dar Arbeit der Volkspoli­
zei und der Organe für Innere Angelegenheiten auf diesem 
spezifischen Teilgebiet ist es von wesentlicher Bedeutung, 
daß im operativen Zusammenwirken die Bemühungen der ver­
antwortlichen Leiter der Organe des operativen Zusammen- 
virkens^zur weiteren Qualifizierung und operativ wirksameren 
Gestaltung der politisch-ideologischen Arbeit unterstützt 
werden.
.,nbei kommt es insbesondere auf die Herausbildung einer 
festen Einsicht an, daß

Aufgaben, Probleme, Widersprüche und 
die sich aus oder im Zusammenhang mit
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Staatsbürgers chafts fragen ergeh er. kör.r.en, größeres 
politisches Aufgaber.vc.rstündris ur.d ein hohes 
operatives Vermögen erfordern} un die Ansatzmög- 
lichkeiten des Gegners im Einzelfall als auch in 
ihrer Komplexität richtig ur.d allseitig zu erfassen,
entsprechend :r.rcr operativer, 
beurteilen und. zu behandeln;

deuxur.s exajet zu

%

- der Gegner alle Möglichkeiten nutzt, um Widersprüche 
zwischen den sozialistischen Staat und seinen Staats­
bürgern zu erzeugen, wobei die in den letzter. Jahren 
entstandenen und weiter wachsenden internationalen 
Komur ikationen der DDR aus der. Reiseverkehr ur.d
aus der Zunahme der Tätigkeit diplomatischer und 
Press _ Vertreter aus nichtsozialistischen Ländern 
eine besondere Rolle spielen;

- bei der Losung der Aurgaben ces rechtzeitigen Er­
kenners und vorbeugenden Verhinderns des ungesetz­
lichen Verlasser.s der DDR sowie bei der Erschließung 
der Möglichkeiten zur Ir.fomationsgewinnung aus der

Staatsbürg;gerschartstragen davor, aus­
zugehen ist, daß solche selten ohne eine Kopplung 
r.it anderen operativ-relevanter. »Erscheinungen auf­
tret en.

Die operativen Erfahrungen, welche bei der Durchsetzung 
des Befehls CC53/7<r des Ministers des Innern und Chefs 
der DV? in seinen untrennbaren Zusammenhang mit der 
Durchsetzung spezifischer Festlegungen in den Anweisungen 
^~/o7, 02/6S, C~2/71 und 0'~,9/7'-+ des Ministers des Innern 
und Chers der DV? bei der Informationsgewinnung zu Staats- 
*■ ir^erschaftsangelegenheiren in ihrer Kopplung mit anderen 
operativ-relevanten Fragen gesammelt wurden, besagen, daß 
nie Mehrzahl wertvoller Informationen für das rechtzeitige 
Erkennen und vorbeugende Verhindern des ungesetzlichen

Kopie BStÜ
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Verlassens der DIR durch o e rs c r. 1 '1 ch e A.:.u 3s p r ■ ob er. ä r—
zieit wirc •

Im operativon Zusanur.. ĉ nw j.rker. ~u-~ deshalb.ci c r w e s e rvt—
i * _L eher. Erho r. ux: r c o s Niveaus dieser Aussprach er. stärke r e
öodeutur.g beig ';rr.es sen w e
Dab_i geht es zugleir»V . ,?' düs d.'-- --- • - -“O ge Erreichen
s abi1er 0rgar.isaticns forrr.er. und zweckrr.ä -j --------------

var'T_£rN+’jsr zur Gewährleis T. CT rs > ~ ~ r~Ö " -chst lückenlosen
ID fassung aller relevar.t In. ror'';.a“ i ^r , ihre 3yste~a-
v_ JLsierung und operctIV Vcrgleichende Auswertung sowie
eine wes er.tliche Verkürzur.g der xnforr.ationswege.

.".u.3 de.. Zusaninienhängen zwischer. ein-zölr.er. Re  ̂O ** ■> * —--- 3
uas 16rer.den Er.tscheidur.ger. in Sta

schafts fragen sowie cen caoei zu beachtender. operaxiv-
~ CVü ” ‘J Ancatzpunkten für den Gegner zur Organi—

sation ces Staats :emG-i cnen Mens chenhandels und ces
ur.^eserz::cr.tr. verlasser.s der DDR ergeben sich ebenso
OC C6UTS cLJTLCi wie vi e1s chichti ge Korr.plexe vor. A•ergaben,
die irr. operativen ZuScururtenwirKen jederzeit j-witungsrr;uic»i
s _ cr.e'- werGcn müs 5 er.

Solche operativ- relevant er. Ansatzpunkte stehen insbe­
sondere irr. ZuscEEenhänö rr.it

der zeitlichen Dauer des Aufenthaltes von Ausländern 
aus nichtsozialistis-chen Staaten in der DDR,

- der. Reiserr.öglichkeitcn aus der bzw. in cie DDR,

- .er. Regelungen zur. Erv/erb bzw. zur. Verlust der 
Ztaatsb^rgerscnart cer DDa ,

- den Möglichkeiten zur Eheschließung von DDR-Bürgern 
ir.it Aus _-r.cem ur.c in — usarrjr-ennang ccrr.it den Modaütats

Kopie BStÜ
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%

z-ira irw

- der. Vorhandensein vor. Bopp e1s t aat1 ern und Staaten­
losen auf rer: Terri corium der DDR.

Entsprechend den operativer. Erfahrungswerten ist ein 
Teil dieser Personenkreise durch seine Bindungen an DDR- 
Bürger als auch seine Verbindungen zu Dienststellen und 
Institutionen des nichtsozialistischen Auslands im 2u- 
sa~.rr.er.hans mit staatsfeindliche::. Menschenhandel, unge­
setzlich ezi Verlassen der DDR sowie antisozialistischen . 
Denionstrativhandlungen angefallen, insbesondere dann, 
wenn bestimmte Ersuchen an die Volkspolizei bzw. Organe 
für Innere Angelegenheiten auf Grund ihrer inneren Zu­
sammenhänge mir den Staatsbürgerschaftsrecht der DDR 
ab lehne nd ents ch i eder. wurden.

Die im einzelnen im operativen Zusammenwirken dazu ab­
zustimmenden Aufgaben und Maßnahmen sind sehr unter­
schiedlich. Insgesamt kommt es aber vordringlich auf 
die ünverzüglichkeit und Vollständigkeit der Information 
gegenüber dem MfS und innerhalb der Organe des MdI, auf 
die tiefgründige und allseitige Einschätzung der Folgen 
ablehnender bzw. zustimmender Entscheidungen .sowie auf 
die kluge Festlegung der daraus notwendigen taktischen 
und vorbeugenden Maßnahmen an.

Entsprechend der Wichtigkeit des komplexen Handelns 
auf dem behandelten Gebiet ist es notwendig, daß die 
Leiter der für das operative Zusammenwirken verant­
wortlichen Diensteinheiten der Linie VII mit geeigneten 
politisch-operativen Mitteln und Methoden Einfluß nehmen 
auf die exaktere und effektivere Gestaltung der Führung 
_r.d Organisation des Zusammenwirkens zwischen den opera­
tiven Dienst uv/ei gen der Volkspolizei, vor allem ?aß- 
und Meldewesen und Kriminalpolizei, sowie den Organen
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für Innere Angelegenheiten zur Erhöhung ihrer Wirksam­
keit bei der Vorbeugung, Verhinderung, Aufdeckung und 
Aufklärung von Handlungen des ungesetzlichen Verlassens 
der DDR einschließlich der damit unmittelbar in Zusammen­
hang stehenden politisch-operativ richtigen Erfüllung der 
Aufgaben, die sich aus dem Staatsbürgerschaftsrecht ergehen

1.2.5. Oie Verwirklichung des operativen Zusammenwirkens 
nach Linien und Leitungsebenen

Die Verwirklichung des operativen Zusammenwirkens mit der 
Volkspolizei und anderen Organen des MdI auf dem Gebiet 
der Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetz­
lichen Verlassens der DDR und der Bekämpfung des staats­
feindlichen Menschenhandels wird von den im Entwurf der 
Dienstanweisung des Ministers für Staatssicherheit über 
"die grundsätzlichen Aufgaben der Diensteinheiten des MfS 
im operativen Zusammenwirken mit der Volkspolizei und an­
deren Organen des MdI" niedergelegten Prinzipien bestimmt. 
Für ihre Durchsetzung entsprechend den konkreten Erforder­
nissen der politisch-operativen Lage und Aufgabenstel­
lungen tragen die Hauptabteilung VII, die Abteilungen VII 
der BV/V und die Kreisdienststellen die Hanntverantwortur.g,
Ihnen obliegt es, die politisch-operativen Aufgaben in 
Einheit vor.

- politisch-operativer Sicherung der einbezogenen• X o c->
Kräfte und der Prozesse des operativen Zusammenwirkens,

v
- ständigen "bcrorüfunc* und Befähigung der einbezogenen
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Kr'lrte m  Kombenaticr; vor» irvo:.ezeellen und orfiziellcn 
Maßnahmen,

- umfassender Durchseteung der politisch-operativen 
Problemstellungen und Aufgaben des Z usarmer. wirkens ,

- zweckmäßiger politisch-operativer Einflußnahme auf 
die Sicherstei len«; des Informationsbedarfs des MfS

durch zus etzen.
Bei der Hauptabteilung VII, den Abteilungen VII der 3V/V 
und der. Arbeitsgruppen bzw. Mitei beitem der Linie VII 
der Kreisdienststellen muß der Gesamtüberblick über das 
opera-ci\ - Zusairjr.cnwirken irr. jev/eiligen Zuständigkeits­
bereich gesichert werden. Diese Diensteinr-eiten haben 
des operative Zusammenwirken auf diesem Gebiet organisch 
in den Gesamtrahmen des operativer. Zusammenwirkens mit 
der Volkspolizei und anderen Organen des Kdl einzuordnen.
Met dem Zeel, die Komplexität und Abstimmung auf allen 
Linien ur.d Ebenen zu erreichen, sind die Hauptabteilung VII 
und die Abteilungen VII der BV/Y in Rahmen ihrer Zuständig­
keit der.it beauftragt, das operative Zusammenwirken 
sowohl uf der Linie VII als auch mit den anderen be­
teiligten Linien des MfS zu koordinieren.
Es ist sehr bedeutsam, daß diese Aufgabenstellungen in 
der Linienorientierung oder im Zusammenhang mit anderen 
Maßnahmen der Hauptabteilung VII, z.B. mit der Planorien­
tierung, bei Besprechungen mit den Leitern der Abtei­
lungen VII cer BV/V usw., die erforderliche Berücksichti­
gung finden.

:.r.: r-. Zeenste.: r.heiten des MfS, die unmittelbar mit 
--e Volkspolizei und anderen Organen des MdI zusammer.- 
:u wirken haben, tragen differenzierte Verantwortur.rer.:
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#

V V- y\~• j r> wt- 7 ^ V
*1 i—- . *.

V> • -f- ves

- die Hauptar>t<
r? V\ ■+- £* Cii-/ LC“ *1 • i n >7 “ — 1

XIX in be zu£ au: Cie ::aupt-

die Abteilungen XIX der SV/V in bezug auf die 
Transportpolizuiämter, -reviere, Einsatzkompanien 
der Transportpolizei sowie dis*!’’asserschutzin- 
'spektionen und -reviere; i

- die Hauptabteilung VIII in bezug auf die Dienst­
stelle I/U und die Abteilungen VIII der B7/V in 
bezug auf die VK-Transitkommandos sowie die Biens- 
steilen I/U in den Bezirken.

Bin direktes operatives .Zusammenwirken auf Teilge­
bieten der politisch-operativen Arbeit ohne eigene 
Abwehraufgaben führen durch:

- cie Hauptabteilung VI und die Abteilungen VI der 
27/V mit bestimmten Bereichen von PaB- und Melde­
wesen im MdI und in den EBV?/irr. PdV? Berlin hin-
s ehtlich Reicesperren und Regimefragen im 
überschreitenden Reiseverkehr;

’enz-

- die Hauptabteilung IX bzw. die Abteilungen IX 
dv-r 5V/V -it der Abteilung II der Hauptabteilung 
Kriminalpolizei des MdI bzw. der. Dezernaten II 
d^r Kriminalpolizei der BBV?/des PdV? Berlin hin­
sichtlich der fachlich-qualifizierten Anleitung 
zum Ermittlungsverfahren.

rchsetzung der HauptVerantwortung de: jinie ‘.;ii
is. es notwendig, caS die Leiter der unter 1. und 2. ge­
nannter. Biensteinheiten ihre grundsätzlichen Aktivitäten
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in operativen Zusammenwirken zur Gewähr 
abgestimmten und wirksamer. Vorgehens mi 
der Hauptabteilung VII bzw. der. Leitern 
lungen VIT cer 3V/7 koordinieren.

eistun^ n es
ÖTr> T .r> i

der Abtei-

Die vorgenannten Hauptabteilung en und Abteilungen so-
/•> teilen nässen in bezug auf die o.a.

Ziel- und Aufgabenstellung sowie Schwerpunkte des opera­
tiven Zusammenwirken^ mit der Volkspolizei und anderen 
Organen des MdI vor allen gewährleisten:

1. auf der Ebene MfS - MdI

die Abstimmung aller zentralen sicherheitspoli­
tischen Probiene zu den Aufgaben und Schwerpunkten 
der Volkspolizei und der anderen Organe des MdI 
Lei der Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung 
des ungesetzlicher. Verlasser.s und zu den anteili­
ger. Aufgaben bei der Bekämpfung des staatsfeind­
lichen Menschenhandels;

die Ableitung von Schlußfolgerungen aus der. 
dienstlichen Bestimmungen des MfS, die für die 
Aufgabenerfüllung durch die DV? und die anderen
Organe des MdI von W

die zentrale Abstimn
Stimmungen und Orier.'
Inr.err. und Chei’s c*2 2T
tret-er, in Verbin dun,
dUl Gl.C AUrnähme von
xive Zusamr.erwirken :

nerungen des Ministers ces 
D v ? unc soir.c
 ̂~ j ;

-t u O c —j

e ■* 0-jn̂ r.on r i*•>

die Einflußnahme auf die gründliche Analyse der 
La~e bei der Verbeugung, Aufklärung ur.d 7erhir.de-
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des ungesetzlicher. Verlassene durch
;.;ie die Ableitung vor. Schlußfolgerungen für de: 

vor. Weisungen, die neuen Erferdernissen
Rechnung tragen; 

die Besti vang und Präzisierung des Informations- 
MfS und die Sicherung seiner Reali-

sicrung;

- cas operative Zusammenwirken mit dt_r nichtstruk-
:??e des MdI -.5 Beten^

005S/7  ̂des Ministers des Innern und Chefs der 
DV? durch die Hauptabteilung VII zur Abstimmung 
pl .n~’lßig zu realisierender Grundsatzauf gaben 
der Volkspolizei ur.d anderer Organe des MdI.

;f der Ebene BV/V - 3DV?/?dV? Berlin

das operative Zusammenwirken mit den Führungs­
kadern der Volkspolizei und anderen Organen des 
MdI im jeweiligen Bereich;

Abstimmung d
tel der Volks;

en':sprechend den
eperativer. Lage

- die Einflußnahme
v_*. . 1 Kontrolle de:
7T v» voller. Durch:
sti:mmungen;

. vJ U.IV

des Einwirken auf die ständige Analyse und Lage­
beurteilung über die Wirksamkeit des komplexer. 
Handelns der operativen Kräfte;

cie zestimr.u’ 
tionseeearxs 
Reaiis ierur.g

:nc - r&zisierur.g aes miornd-
des M x S und cie eic.r seine:
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■; Aus IC ser. ladeentsprochen der Konkretisie-
-• . — V..1 "! . ■ r- '*■>-. . >*n * 7 "  —• ̂ — >_ * —  ̂- ‘ V _ _ . . ■ • C. — _ . . —V*. v_ vj. i «.v u*
• • • '•».',r« *  w v/ — *w — j

- u
.d geci ,neter i-ur.rungc.-cacer m

.. ’K'/v; a /vl:/::sä/t?;-
?.DVP/?dv? 
d c G r* u r. c -

;r Lösung cor Aufmabenst ellur.g ,:'-’er ist
,■5 :: .

I

c.es operative s.usanx.enwir*er. mit der r.icht- 
.trukturmäßiger. Arbeitsgruppe der BDV?/ees ?J7? 
erlin Eefehl 00.53/7tf des ‘-'.ir.isters des
nr.ern und Chefs der DV? durch die Abteilungen*
• II zur Abstimmung der Durchsetzung planmäßig 
zu realisierender Irur.dsatzaufgaben in jeweili­
gen Verantwortungsbereich,.

U - O r'  ̂2 ̂ P V — y p 4̂ A

das operative Z us armer wirken rat der. Füftrurgs- 
kacern, insbesondere mit der. Leiter 
-ine.T Stellvertreter Operativ (nu:
.er Kategorie I), der'. Stabschef ur.d der. Leiter

rer ues V?KA,

polizei zur Abstimmung rrur.csätz-
zeit ragen und unmittelbarer operativer

.e Abstimmung des Einsatzes der Kräfte und
Volkspolizei und der anderen Organe

.W. . V-» - *»-n * v» «-• . v» v» - •-» —.. ~  - -Ol •. m. ~ ___ o z» i_ «. i-

Lage im. jeweiligen
».C.
Pereich

.n - _LU.-nar.mo aut cie cual* Ge-
' or. Sachprczcr.^ zur Vor-

Vr.'
—e _. • e :. o de.. v i v.-._•_ .■ o
"un' er.u vernincerun

,t5c:; wiener, <, erj.assens sowie z^r _osur.g
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% ^
\ teili5er Aufgaben bei cor Bekämpfung des

3 raats reirdlichcr. h-r.s chenhar.dels durch die 
Volkspolizei;

- das Einwirkar. auf die ständige Analyse und 
Lagebeurteilung -her die Wirksamkeit des 
ko~.p_exen r.ancelns der operativer. Dienstzwoige 
ur.d das Ablciten dementsprechendor Entschei­
dungen für der. Einsatz der Kräfte und Mittel;

- die Bestimmung und Präzisierung des Infor-
ma .ionsbedarfs des MfS und die Sicherstellung 
seiner Abdeckung. f.
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~-~zr. Linier. er. ' i . nsteirsheiten des MfS sind
te^ , Maßnahmen zur Vorbeugung, Aufklärung

;derung des ungesetzlicher. Verla:cssc.ns cer j.< so-
WZ. 6 Zw.

die irr. 
und ar.

ces

#

aatstemdlicher. Menschenhandels, 
operativen Zusammenwirken mit der Volkspolizei 
ieren Organen des MdI gelöst werden müssen, vor. 
r die Verwirklichung der Einheit von politisch- 
ver Abwehrarbeit und operativem Zusammenwirken 
. — agen 3ereach zuständigen Dier.steir.heit̂  reaii- 
2 u lasser.. Diese mu-i ihrerseits das erforderliche 
ve Zusammenwirken für die übrigen Linien ur.cf 

nsteinheiten wahrnehr.cn und den erforderlicher. Rück- 
.u.5 der Ergebnisse gewährleisten.

O -> cj 1

3 iorer.
eperat:
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i> ' 2 i. v ..cs Antrags-, Prüfungs- 
der DYP roi Reiscn in•unu ucne.-ni•*ung-s ver t anrens -er u\ •> 

dringenden Par.i 1 ienuage ieger.heiten nach nichtsozia­
listischen. Staaten und Westberlin zur Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassens der DPR.

Das ar. !/. Oktober '972 erfolgte Inkrafttreten cor Be­
schlüsse des Ministerrates der DDR zur. Vertrag zwischen 
der DDR und 3er BRD über Fragen des Verkehrs, mit denen 
Borgern der DDR Reisen in dringenden Familienangelegen- 
heiter, r.ich nichtsozialistischen Staaten und Westberlin 
ermögliw. t wurden, stellte einen konstruktiven Beitrag 
der DDR zur ''eiteren Verwirklichung der Beschlüsse des 
XXIV. Parteitages uer KPdSU unc des VIII. Parteitages 
uer SED zur Sicherung des Friedens und zur Entspannung 
in ».jro — dar .

ur Sicherung der politischen Zielstellung dieser Re-
gelungen ur.a -ur VerLinderung i e g 1 iC ..•: ^brauchs >
i ns .■ > e s o r. /7> ■>" O r'** aas ungesetzlic.e Verlassen der f) r»
unterne:. n r“. dic Angehörigen der DVP ir. engen Zusar.men­
wirken . .t —  ftr>n a ncieren Sicher'-.e i t s o r g a■"* n Ti >ri.i--W . . y -- t S-s .:st s -
und WirtS Cha sorgar.cn, Betrieher. und Einrichtungen große
Anstreng• in en. Sie nutzen dabei die auf Grund der Be-
s c r. 1 ü sso des V

V III . Parteitages der SÜD auf In «. V Live
d.-r Arbeiter Xns sc entstandene Bewe e r?  T T » g der Wcv >•- .\1 5 *Z. ”

lur hohe Ordnung und Sicherheit.
i-ic gegebenen Orientierungen, insbesondere der Befehl 
'•39/"4 und dij durchgeführten Dienstbesprechungen des 
VLnistcrs des Innern und Chefs der DVP, lösten vielfäl­
tige Initiativen aus.

aggressiven, revanchistischen imperialistischen Kräfte
in der BRD entwickeln versterte und uifxerenzierte Aktiva■
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: w

.nsvtsoncerotuten, uti die neuen ! - ;euu im^n^en -iTrans itver k onr, die u ■. f a n: r >.• i c a V- t: n reis cts ö glich k o i t n
in die sov.'i

Ziele auszunutzen.

ideologisch bee in flu ">1

Intensiv und planmäßig v/ercien Bürger der DDR vor allen
>t, um die Bereitschaft zun ungese 

xicaen Verlassen der DDR zu vreckcn bzw. zu vertiefen.
c a « -lorGegner konzentriert seine Angriffe nesonders auf

Angehör■' - der technischen, medizinischen und nädago- 
gischen ntclligenz, auf Jugendliche ur.c Jungerwachscne 
Ir knüp.:z an Einstellungen und Verhaltensweisen von Vor
~ astrat tun unci Kriminell ueränrueten an, un sie zu ge­
waltsamer. Gr er. zausbrüchen u.a. Provokationen zu veran­
lassen.

%

Die Auswirkungen dieses systematischen und in letzter 
Zeit stark verschärften Kampfes ivide-rspiegeln sich auch 
bei /.eisen in dringenden raniliena^gelegenheiten.
Xacn Za / i er. an gäben des MdI haben 635 DDR-Bürger in der 
Zeit vo 17. Io. 1972 bis 31. 3. 1975 derartige Reisen 
zum ungc etzlichen Verlassen der DDR mißbraucht. Der An­
teil der DDR-Bürger, die von solchen Reisen ungesetzlich 
nicht r rückkehrten, an den Personen, die insgesamt das 
ungesetzliche Verlassen der DDR vollendeten, betrug 1974 
'7,5 Prozent. Bezogen auf die Gesamtzahl von 1974 vurden 
C-e m f  brauchten Reisen begründet zu ca.

^coensgefanr^. icnen :.r Kränkungen, 
Eheschließungen und -Jubiläen,

. . .  4 —  _ .*
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1975 zeichnen-
A -i

er. srei'er...-. :e:iuenzen ab. Irr. I 
.•.hl cor Personen, -io unter Mißbrauch von

Reisen nee n ramx i '.er. angeiögennei Z CT: cie. ,;. II. i *"*
ssen haben, im Yergleich zun ♦ i _ «.i1 1 07^ i i ~t

ent gestiegen. Der Anteil am ungesetzl ichen
ü..« w betrug ca.

Handlungen des ungesetzlichen Verlassens 
Mißbrauch von Reisen in dringenden Par.il

. u  . \. v.; w v «
1 0 ^ur»cc" e 1"! O 1 1 e r

•.-.'orcon m  der Mehrzahl von erheblicher TatIntensität und

htzeitige Aufdeckung ist 
ahmen möglich. Die Tau- 
2 s besonders hinterhältig 
humanitäre Seite der 
legenheiten berühren, oft 
auf die DYP ausgeübt wird. 
Teil kompliziert i.st und

oo 1- i^ ’ ;heit genrägt. Meist wir
* uff inien verschleiert, ihre rec
ers ̂ curCh intensive Prüfungsma3r.
s chungshanilungen sind deswegen a
zu bev:erten, weil sie häufig die
Reisen -rn dringender. Familienar.ge
i ■ i JLo  *> i . » r*"r*ristigen Terminen Druck
s*. ~t 

— e ÜDer-rüfung auf V.'ahrhe it zum
I« ̂ 1 Abiei*.nungen die Gefahr besteh

-;en . * i- DDR verwendet werden.

.So ers nleichen sich viele Täter ;
in ̂t dr3 t chen Attesten, in denen
krnr.kun  r* . -s vorgetäuscht werden um
i  i* i ci o r p TV

t v  i } bzw. V.estber 1 in wohnha
i r ■v» r \  ?  -7 Ü ' * CT ” bzw. verantwortungslo:

.che :.r- 
die ihnen von ihren 
:er. ;• rvandten bei

bê c.-.af. . und zu-.eschickt wurden

: e s e t z i i c n e n ■>. <
h-'rebnis von b:

en .1 rj ̂ d i v Jer rntschlu.j zum un-
DD < aut dieser, 'de g e hnufi; in
0 5nrf* Ar C. 1-1 r C f: ' jRH-Bfirg ."i r*
T> lange vor der ä o i s e konkrete

;roz t ungs nanu lunqer. geplant uns auren^efänrt worden ,

derlicne r.

.teil aucn r.io Antrag' — ■ :ê -ur.g au: ..usrexse
;er. zur . rlangen cer
■ Iuger. war.
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1U i. Ci SK / OS t ’v'C •
oder V; r Telefon c-rhc'-'’ ic'te Aktivitäten, un Verwandte 
bzw. Arzte in der 2?.D zur Re sehe; f fung fingierter T)oku- 
nente für die Vorige ' .: '. r Antragste 1 lung zu bewege?

%

urch gekennzeichnet,. )xe f.»er nr t;. c *. :oit 
da.” Tat er in mehreren ::äi! :-r. nach Vollendung ih 
iung vor. der „.-.is die Aus s chleu sun g ihrer in 

-.11 ier.ange :.2r igcr. organisierten.
f  i rrl .'i i t ,'1r>r ''lÄr crli or»«'ir*i-P

rGT o x ic^ener.

is'c vcr:ie:r.r
tausiunrung die i-aauie, msoescr.uere die Kinder, 

der Folgezeit neue Problemeoraus - nnen sicr. tr.
(Schleusungen, Anträge aut FaniiienzusammcnireJiruns, ::r.te

;;~nd-w A

der r)F)y?
. ̂  .3 ttj nL .ivv.

r ur.ter-

:rließ
die Kinder

rr ’Jr.ter-

nun kt bilde

Reisen in a

DDR au
O T 0
s:snu

- di?.br . .uh
- *. Ai. •—— T> T*Vex ja

CIO * .. _• .■ «̂/
DDR ■s

ergeben. Einen weitere:
o . 1 Ti r c ~ a ̂  ̂  ̂  - o 1

•sonellen Schwer-

iringenden Familienangelegenheiten können auch 
m e  r. des geenerircher. Vorgehens gegen die

O?.-Bürgern während ihres Aufenthaltes

- nac/.r i rhter.dienstliche Bearbeitung der Bürger der

P.m .::'I ' enan Gelegenheiten die DDR ungesetzlich ver-
i/ssen nab er. :h das 3efra?ungswesen i~ Rahnen der
' :rchführung des sogenannten "Bundesnotaufnahnever-

.. u;. c .. .\ .. ^ von Bürgern der DDR in der BRD oder

Kopie BStÜ
AR 3



W S  JHS 001 - 209/75 - Blatt 91

Westberlin mit dem Ziel der Abschöpfung von 
Informationen, insbesondere von Staats- und 
Dienstgeheimnissen, oder zwecks Anwerbung bzw.
Schulung für Spionagetätigkeit.

Sie bieten außerdem Gelegenheit, während des Aufent­
haltes ungesetzliche Weiterreisen in dritte Staaten zu 
unternehmen.

Bei der Bekämpfung und Zurückdrängung des ungesetzlichen 
Verlassens der DDR unter-Mißbrauch von Reisen in dringen­
den Familienangelegenheiten sind Ergebnisse erreicht 
worden, wozu auch die DVP ihren Beitrag geleistet hat.

Die Untersuchungen ergaben jedoch, daß von der DVP dabei

- noch nicht alle ihre Potenzen zur gründlichen 
Prüfung der Antragsteller und der umstände der 
Beantragung ausgeschöpft werden, insbesondere bei 
der Personenaufklärung sowie bei der Nutzung der 
volkspolizeilichen Unterlagen,

- im Ergebnis dessen zum Teil Entscheidungen ohne 
ausreichende Grundlagen getroffen werden.

Das widerspiegelt sich u.a. auch darin, daß die Anzahl 
der Ablehnungen, die auf Grund der Prüfungsfeststellungen 
der DVP ausgesprochen wurden, rückläufig ist, während sie 
insgesamt ansteigt.

Die genannten Faktoren begründen die Bedeutung und Not­
wendigkeit, die Durchführung des Antrags-, Prüfungs- und 
Genehmigungsverfahrens bei Reisen in dringenden Familien­

Kopie BStÜ
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angelegte,weiten v.eiter zu fjualnizieren, uni wirkungsvoller 
das ungesetzliche Verlassen der DDR und andere Handlungen,, 
die unter Mißbrauch dieser Reisen begangen werden können, 
zu verhindern.

*

Die nachfolgenden Schlußfolgerungen, Notwendigkeiten und 
t-r.Oidernisse sind aut das Erreichen einer höheren opera­
tiven Wirksamkeit der DVP, insbesondere des Dienstzweires 
Paß- und Meldewesen, in diesem Verfahren gerichtet, 
haben jedoch auch Bedeutung für die Qualifizierung der 
Entscheidungen bei Ausreisen ai\s anderen Gründen.

Kopie BStÜ
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2.1. Die Erfordernisse zur höheren operativen Wirksam­
keit der DVP bei der Prüfung und Entscheidung über 
Anträge auf Reisen in dringenden Familienange- 
legenheiten

Die wichtigste Voraussetzung, um

- dem Mißbrauch der P.eisen in dringenden Familienan­
gelegenheiten für das ungesetzliche Verlassen der 
DDR immer weiter einzuschränken und gänzlich auszu­
schließen, sowie andererseits

- keine ungerechtfertigten Ablehnungen zuzulassen,

sind Entscheidungen über Anträge auf der Grundlage aus­
reichend gesicherter Obernrüfungsergebnisse.

In der DV 40/74, dem Befehl 0059/74 und weiteren Weisungen 
des Ministers des Innern und Chefs der DVP, die für die 
Durchführung des Antrags-, Prüfungs- und Genehmigungsver­
fahrens gelten, werden verbindliche Festlegungen für die 
Beschaffung der dazu erforderlichen Informationen getrof­
fen. Sie betreffen im wesentlichen die Aufklärung

- der Zugehörigkeit des Antragstellers zum 
antragsberechtigten Personenkreis,

- der wahren Antragsgründe,

- von Gründen, die der Genehmigung des Antrages — 
er.tge^enstehen, insbesondere Sicherheitsinteressen, 
auch wenn die KD des MfS keine Einwände gegen die 
beantragte Reise erhoben hat.

Kopie BStÜ
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*

Die Verwirklichung dieser Festlegungen erfordert vor 
allen das komplexe Zusammenwirken aller operativen 
Dienstzweige der DV? auf der Ebene VPKÄ, insbesondere 
von Paß- und Meldewesen, Schutzpolizei (A3V) und Kri­
minalpolizei , sc*.-;ie die ko-piexe Organisation aller 
Maßnahmen, die Bestandteile des Antrags-, Prüfungs­
und Genehmigungsverfahrens sind, unter Beachtung des 
Hauptkettengliedes, der Aufklärung des Antragstellers.

Zur vollen Durchsetzung der Weisungen und mit dem Ziel 
der weiteren Erhöhung der operativen Wirksamkeit der 
DV? im Antrags -, Prüfung.?- und Genehmigungsverfahren 
hei Reisen in drir.gen-den Familienangelegenheiten, vor 
allem zur nachhaltigen Verhinderung und Bekämpfung 
des ungesetzlichen Verlassens der DDR, ist es erfor­
derlich, die volkspolizeiliche Tätigkeit in folgenden 
Richtungen zu qualifizieren:

1• Höhere Qualität der Arbeit mit dem Antragsteller

Der Bürger, der den Antrag auf eine Reise in 
dringenden Familienangelegenheiten stellt, steht 
im Mittelpunkt des gesamten Antrags-, Prüfungs­
und Genehmigungsverfahrens.
Es muß daher selbst als erste Informationsquelle 
genutzt werden, um

- vorliegende Ablehnungsgründe von vornherein 
festzustellen und damit unnötigen Bearbeitungs­
aufwand zu vermeiden,

- so viel als möglich Grundlagen für die Ein­
schätzung des Wahrheitsgehalts der Angaben im 
Antrag - insbesondere derjenigen, welche die
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Berechtigung zur Reise stützen - und für die 
Festlegungen gezielter Oberprüfungsmaßnahnen 
zu schaffen sowie deren Durchführung, vor allem 
die Aufklärung der Person, zu erleichtern,

- in Ergebnis bereits in diesen Stadium Anzeichen 
für das beabsichtigte ungesetzliche Verlassen 
der DDR rechtzeitig zu erkennen und die Reali­
sierung dieses Vorhabens zu verhindern.

•Die gegenwärtige Praxis zeigt, daß auf diesen Ge­
biet noch beträchtliche Mängel existieren und An­
träge zum Teil ohne irgendwelche Fragestellungen 
an der. einreichenden Bürger entgegengenommen werden.
Deshalb ist es notwendig, daß die Antragstellung 
zu einem ausführlichen Gespräch mit dem Bürger ge­
nutzt wird.
Eine wichtige Voraussetzung dafür besteht darin, 
organisatorisch zu sichern, daß vor Beginn des Ge­
sprächs die Überprüfung des Bürgers in-der Haupt- 
kartei der Kreismeldekartei ermöglicht wird, um 
Grundlagen für eine gezielte Gesprächsführung zu 
schaffen. Die in der Meldestelle des VPKA Aschers­
lebe bei der Ab-fertigung von Bürgern angexvandre

A \Methode könnte dafür als Lösungsweg gelten.

Die inhaltliche Zielsetzung muß differenziert, 
unter Berücksichtigung der Persönlichkeit ces An­
tragstellers und der durch die- Karteiüberprüfung 
gewonnener. Hinweise auf Gefahrenmomente für den 
'ißbraüch der Reise zum ungesetzlichen Verlassen 
der DDR, bestimmt werden. Dafür sollte folgender

"L^Die Volkspolizei 1974, Heft 16 , S. 24
Kopie BStÜ
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Rahmen gelten:

- Prüfung der Zugehörigkeit des Bürgers zun 
antragsberechtigten Perscnenkreis sowie des
Vorliegens der gesetzlich geforderten Reise-

.. , 1) gründe;

- Prüfung der schriftlichen Zustimmung zur 
Reise durch die Arbeitsstelle von Berufs­
tätigen ;2 ̂

- Feststellung von Personen, bei denen Sicher- 
heitsir.teresser. vorliegen, insbesondere An­
gehörige der bewaffneten Organe und Geheim­
nisträger, unter den Verwandten 1. Grades des 
Antragstellers in der DDR;

1) Vgl. Anordnung über Regelungen im Reiseverkehr 
von Bürgern der DDR vom 17.10.1972 in der Fas­
sung der Anordnung Nr. 2 vom 14.05.1973
(G3l. I Nr. 28, S. 269):
§ 1 i'l'j Dringende Familienangelegenheiten sind 

Geburten, Eheschließungen, silberne und 
goldene Hochzeiten, 60-, 65- und 70-jährige 
Ehejubiläen, lebensgefährliche Erkrankungen 
ur.d Sterbefälle. Das Vorliegen dieser Gründe 
ist durch Urkunden bzw. amtsärztliche Bestä­
tigungen nachzuweisen.

§ i (3) Genehmigungen zur Ausreise ... können
den in der DDR wohnhaften Großeltern, Eltern, 
Kir.üern und Geschwistern (auch Halbge- 
schwisterr.) erteilt werden.

2) Vgl. Anordnung über Regelungen im Reiseverkehr 
von Bürgern der DDR, a.a.O.
§ 3 (1) Bei der Beantragung vor. Ausreisen nach 

nichtsozialistischen Staaten und Westberlin 
haben Berufstätige eine schriftliche Zu­
stimmung ihrer Arbeitsstelle vorzulegen.
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Prüfung auf Verdachtsmomente für beabsichtigtes
ungesetzliches Verlassen unter Mißbrauch der
Reise, vor allen', in folgenden Richtungen:

. Ausreisen von Verwandten 1. Grades im gleichen 
Zeitraum (in nichtsozialistische und sozialisti­
sche Staaten sowie nach Westberlin);

. verdächtige Kontakte zu dem als Reiseziel an­
gegebener. Verwandten (z.B. Treffs in sozialisti­
schen Ländern oder an der Transixstrecke)

. mögliche Beeinflussungen zum ungesetzlichen . 
Verlassen der DDR auf Grund der Persönlichkeit 
der Besuchsperson (z.B. ehemaliger DDR-3ürger, 
Straftäter gemäß § 213 StGB, nach BRD/WB ent­
lassener Amnestierter, Angehöriger der Polizei, 
des Bundesgrenzschutzes bzw. der Bundeswehr, 
der Justiz oder anderer staatlicher Stellen in 
der BRD/ir. WB; Unternehmer, Gewerbetreibender 
oder Großbauer; hauptamtlicher Mitarbeiter anti­
kommunistischer politischer Organisationen)

. I -sitztümer, Guthaben, Hinterlassenschaften 
außerhalb der DDR, die Anlaß zum ungesetzlichen 
Verbleib in der BRD/in W3 sein könnten #-

. geringe oder fehlende verwandtschaftliche Bin- 
cu:._̂ n des Antragstellers in der DDR

. verdächtiges Verhalten während der Antragstel­
lung bzw. des Gesprächs (Unsicherheit, Nervosi­
tät , widersprechende Angaben, mangelnde Aus­
kunftsbereitschaft, Versuche, Druck auszuüben 
bzw. zu drohen, Herausstreichen progressiver 
Einstellung bzw. von Verdiensten, übertriebene 
Scibs-Sicherheit);
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:rsg von Anhaltspur.kten, .dâ  der Bürger die 
DD?, in .der BRD/in WB nicht würdig vertreten 
wird (Geisteskrankheiten, asoziales Verhalten, 
offen geäußerte feindliche Einstellung gegen­
über der DD?.).

Irr. Gesuräeh sollte von der Notwendigkeit zur Er­
gänzung der Angaben des Antrages ausgegangen werden, 
.^s Erreichen der inhaltlichen Zielstellung ist 
durch eine taktisch kluge und psychologisch ge­
schickte 'Gesprächsführung auf der Grundlage eines 
verbindlichen Rahnen-Fragespiegels (siehe Anlage)
7.n sichern. Die Ergebnisse sine schriftlich niecer- 

Lesen.
Während und nach cerr. Gespräch dürfen dem Bürger 
aus taktischen Gründen keinerlei Reaktionen gezeigt 
werden, aus denen ihm Schlußfolgerungen möglich 
sind, ob sein Antrag genehmigt oder abgelehnt wird.
Es muß gewährleistet sein, daß die Aussprache in 
einer vertrauensvollen, korrekten Atmosphäre und 
individuell erfolgt. Dabei soll der Antragsteller 
soürer.. caft eine gerechtfertigte Entscheidung an- 
gestr- bt wird und seine Angaben deshalb gründlich 
geprüft werden. Dadurch muß zugleich eine vorbeugende 
Wirkung erzielt werden.
Sofern die Möglichkeit dazu besteht, sollte nit dem 
Bürger bereits bei einer Vorsprache zwecks Erkun­
dung nu-_n den Reiseformalitäten o.ä. (z.B. bei 
langfristig planbaren Reisen) ein Gespräch geführt 
werden, um frühzeitig Informationen zu erlangen und

Prüfungshandlungen zu gewinnen.
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Das Ergebnis eines solchen Vorgesprächs muß 
ebenfalls schriftlich festgehalten und für das 
Gespräch bei der Beantragung ausgewertet werden.

Weitere Aussprachen mit den Antragsteller, insbe­
sondere bei Ablehnungen, sind so zu führen, daß 
sie über dessen nunmehr folgenden Absichten Auf­
schluß geben und gegebenenfalls die Einleitung 
von Maßnahmen zur Verhinderung von ungesetzlichen 
Handlungen, insbesondere des ungesetzlichen Ver­
lassens der DDR oder von Demonstrativhandlungen, 
ermögliehen.

Zur Realisierung dieser hohen Forderungen, womit 
bedeutende Reserven für eine höhere operative Wirk­
samkeit erschlossen werden können, ist es notwendig, 
daß

- für die Bearbeitung der Anträge auf Reisen in 
dringenden Familienangelegenheiten einschließ­
lich der Gespräche mit den Antragstellern nur 
solche Offiziere von Paß- und Meldewesen ausge- 
wär.Lt und eingesetzt werden, welche die er­
forderlichen hohen politischen und fachlichen 
Voraussetzungen besitzen. Deshalb sollte in 
der DV 50/74 ausdrücklich geregelt werden, daß 
damit in den VPKA der Kategorie I und II spe-. 
ziell einzusetzende Offiziere für Reiseangelegen­
heiten, in den übrigen VPKA die Leiter Paß- und 
Meldewesen und ihre Stellvertreter zu beauftragen 
sind; __

- diese Offiziere systematisch zur qualifizierten 
Erfüllung ihrer Aufgaben befähigt werden,z.3.
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durch regelmäßige Schulungen bei der Kriminal­
polizei über Begehungsweisen zur Vorbereitung 
des ungesetzlichen Verlassens der DDR, über 
taktische ur.d psychologische Fragen des Ver­
haltens bei Gesprächen, sowie durch Vermitt­
lung von Kenntnissen auf anderen für die quali­
fizierte Erfüllung ihrer Aufgaben erforder­
lichen Gebieten (wie Zivilrecht, Krankheitsbe­
zeichnungen) .

Dazu.wäre es auch möglich,.

. diese Offiziere zur Qualifizierung befristet 
zu den Offizieren für Straftaten des ungesetz-

■ liehen Grenzübertritts des Arbeitsgebietes III 
der Kriminalpolizei zu kommandieren,

. als Offiziere für Reiseangelegenheiten ge­
eignete erfahrene Kriminalisten einzusetzen, 
die aus gesundheitlichen Gründen den Anfor­
derungen des kriminalpolizeilichen Dienstes 
nicht mehr voll gewachsen sind,

. geeigneten VP-Veteranen, die v/ährend ihrer 
Dienstzeit leitende Funktionen bekleideten 
oder K-Angehörige waren, die Durchführung 
der Gespräche mit den Antragstellern zu über­
tragen;

die Antrags- und Prüfungsunterlagen zu einem Vor­
gang zusammengefaßt werden, der von der Antrag­
stellung bis zur Entscheidung bzw. Rückgabe des 
Personalausweises nach Beendigung der Reise von 
einem Offizier bearbeitet wird, um Informations­
verluste auszuschließen. In Fällen der Nichtrück­
kehr vor.- Reisen in dringenden Familienar.jelegen-

Kopie BStÜ
AR 3



VVS JHS 001 - 209/75 - Riatt 101

heiten ist dieser Vorgang der Kriminalpolizei 
als Grundlage für das Ermittlungsverfahren zu 
übergeben, während dessen Bearbeitung auch 
Lücken der Antragsprüfung aufzudecken und im 
Ergebnis zu schließen sind;

- für die Gespräche geeignete Räumlichkeiten 
festgelegt werden, die eine gründliche indi­
viduelle Durchführung ermöglichen.

2, Volle Ausschöpfung und Vervollkommnung der 
Informationsspeicher

Im Zusammenhang mit der Tätigkeit der operativen 
Dienstzweige der DVP wird eine Vielzahl von per­
sonenbezogenen Informationen gespeichert. Für die 
Vorbeugung und Bekämpfung des ungesetzlichen Ver­
lassens der DDR haben diese differenziert Bedeutung. 
Besonderen Wert haben Informationen über Verhaltens­
weise". und Merkmale vor. Personen, die Indizien für 
Vorbereitungs- oder Versuchshandlungen sein können 
oder auf eine Gefä'nrdungsSituation hinweisen.
Das erfordert generell, derartige Informationen 
lückenlos, mit rationellem Kraft- und Zeitaufwand 
zu erfassen, zugriffsbereit zu speichern und so­
wohl für die komplexe Lagebeurteilung auf diesem 
Gebiet als auch für gezielte, personenbezogene 
Maßnahmen zu verdichten und zu vergleichen.
deshalb bilden die Informationsspeicher eine wich- 
t_ge Grundlage für cie Durchführung des Prüfungs­
verfahrens bei Anträgen auf Reisen in dringenden
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Familienangelegenheiten, aber auch in anderen 
Fällen, z.B. bei der Prüfung von Anträgen zur 
Hinreise ins Grenzgebiet. Ihre Bedeutung ist bei 
Reisen in dringenden Familienangelegenheiten be­
sonders hoch, da mit ihrer Hilfe ein Teil der 
Pcrsonenaufklrirung, des Hauntkcttengliedes für 
sichere Entscheidungen, verwirklicht wird.

Die lückenlose Führung aussagekräftiger Informa­
tionsspeicher - vor allem der' Haupt- und Neben­
kartei der Kreismeldekartei, der Reisekartei und 
der Personenkartei der Kriminalpolizei - so’.-.'ie die 
restlose Ausschöpfung und kontinuierliche Erwei- 
terung ihres Informationsgehaltes sind daher unab­
dingbare Erfordernisse.

Die Realisierung dessen wird jedoch gegenwärtig 
durch 'felgende Umstände erschwert:

1. Die releavanten polizeilichen Angaben über 
eine Person müssen durch Anfrage bei einer 
Viel ahl von Speichern ermittelt werden, z.B.

innerhr. des VPKA

- -Karteien des Paß- und Meldewesens 
(Haupt- und Nebenkartei der Kreismelde­
kartei, Reisekartei)

- Unterlagen der Kriminalpolizei 
(Personenkontrollunterlagen, Kartei des

- Offiziers für Straftaten des ungesetzlichen 
."renzübertritts, Anzeigentagebuch, Fahn­
dungsunterlagen)

. .i _ -' f —•• 
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- Unterlagen des Erlaubniswesens 
(Registrierung der Funktionäre von 
Vereinigungen und Religionsgemein­
schaften sowie andere Registrierungen)

- Unterlagen der Schutzpolizei über 
Personen, die auf Grund bestirnter 
ünistände kontrolliert wurden

- Unterlagen der Verkehrspolizei über 
Kfz-Verkäufe oder festgestellte Treffs 
an Transitstrecken

- Eingaben wegen abgelehnter Anträge 
auf Ausreise oder auf Einreise ins 
Grenzgebiet, Unterlagen über Ordnungs­
widrigkeiten (z.B. Verletzung der Grenz­
ordnung )

außerhalb des VPKA

- Personenkartei und operativ-krimi- 
nalpoiizeiliche Registrierung bei 
BDVP, Abt. K, Dez. VI

Der Prozeß zur Durchsetzung der mit Befehl 
005 9/74 gestellten Aufgabe für die operativen 
Dienstzweige der DVP, zielgerichtet Hinweise 
auf Anzeichen für beabsichtigtes ungesetzliches 
Verlassen der DDR sowie Gefährdungssituationen 
dafür zu erarbeiten, ist noch nicht abgeschlos­
sen. Dadurch werden insbesondere Hinweise auf 
bedeutsame Verbindungen, wie
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- enge persönliche Kontakte zu eingereisten 
Bürgern nichtsozialistischer Staaten bzw. 
Einwohnern Westberlins,

- fortgesetzte persönliche Beziehungen mit 
in der DDR lebenden Ausländern,

- Verlöbnisse zwischen DDR-Bürgern und Bür­
gern nichtsozialistischer Staaten bzw. Ein­
wohnern Westberlins,

- enge Verbindungen zu Angehöriger, der Ver­
tretungen nichtsozialistischer Staaten in 
der DDR, anderen bevorrechteten Personen 
bzw. akkreditierten Journalisten,

- Treffs auf den Transitstrecken oder im so­
zialistischen Ausland mit Bürgern nichtso­
zialistischer Staaten und Einwohnern West­
berlins u.ä.

nicht ausreichend bzw. spät bekannt.
Die personenbezogene Aufbereitung und Verdich­
tung erarbeiteter Hinweise erfolgt in unter­
schiedlicher Qualität und Form, wodurch bestehen­
de Zusammenhänge nicht genügend sichtbar werden.

Die Speicher der Volkspolizei enthalten, nicht 
eine Reihe von wichtigen Angaben aus der Tätig­
keit anderer Staatsorgane/Einrichtungen, die 
für die Aufklärung und Entscheidung bei Reisen 
in dringenden Familienangelegenheiten bedeutungs­
voll sind.
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Diese können erst durch Nachfrage bei anderen 
Staatsorganen/Einrichtungen festgestellt werden.
Das geschieht jedoch in der Regel nur, wenn 
konkrete Hinweise vorliegen.
Solche wichtigen Informationen können z.3. 
enthalten sein in Unterlagen

- der Abteilungen Innere Angelegenheiten 
(Staatsbürgerschaftsfragen, kriminelle 
Gefährdung u.ä.) /

- der Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen 
(Asozialität, soziale Gefährdung, medi­
zinische Betreuung u.ä.)

- der Referate Jugendhilfe 
(Unterhaltsfragen, Gefährdung Jugend­
licher u.ä.)

- von Dienststellen der Zollverwaltung 
(Zollstraftaten oder -verstoße)

- von Banken/Geldinstituten 
(Kontenauflösungen, Anmeldung von Erb­
schaften oder Bankguthaben in der 3RD/ 
in Westberlin u.ä.)

- der Abteilungen Finanzen 
(bedeutende Steuerschulden u.ä.)

- des Staatsanwaltes
(Strafregister, Gesetzlichkeitsaufsicht,
Eingaben u.ä.)

- des Staatlichen Notariats 
(Erbschaftsangelegenheiten u.ä.)

u.a.m.
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Die 'Zerstreuung bzw. das Fehlen relevanter An­
gaben hat’ besonders nachteilige Folgen für die ■ 
sichere Entscheidung von Reisen mit außergewöhn­
licher Dringlichkeit. Die Auswirkungen zeigen 
sich darum u.a. im hohen Anteil des ungesetzli­
chen Verlassens der DDR unter Mißbrauch von 
Reisen wegen lebensgefährlicher Erkrankungen.
Die personenbezogene Informationsspeicherung 
auf der Ebene VPKä bedarf daher dringend der 
eingehenden Prüfung, ob und inwieweit sie den 
gegenwärtigen operativen Erfordernissen noch 
er.rspricht und in welchen Richtungen und wo­
durch ihr Wert weiter erhöht werden muß.

Zur weiteren Vervollkommnung der Aussagekraft 
der Speicher und zur Erweiterung ihrer Nutzungs­
potenzen für die Prüfung bei Reisen in dringen­
den Familienangelegenheiten werden folgende 
Möglichkeiten gesehen:

%
a.) Zusammengefaßter Nachweis aller polizei­

lichen Registrierungen einer Person (außer 
bei AG I der K) und der sie betreffenden 
Informationen in einer Personenakte nach 
dem Muster der jetzigen Personenakte der K.
Geführue Untersuchungen sowie praktische 
Erfahrungen bestätigen, daß die Angaben über 
einen Bürger vor allem dort vorhanden sein 
müssen, wo Entscheidungen getroffen werden,
d.h. im VPKA. Auf Grund der gegenwärtigen 
Verwahrung der Personenakten solcher Perso­
nen, die kriminalpolizeilich in Erscheinung ge­
treten sind, bei den Dezernaten VI der Abt. K
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der BDVP ist eine Trennung der Unterlagen 
von den Arbeitsprozessen entstanden- Da bei 
der Auskunftserteilung nur gedrängte Fakten 
übermittelt werden können, ist es möglich, 
ca£ aus der Akta ersichtliche Zusammenhänge 
bei der Entscheidungsfindung unberücksichtigt 
bleiben. Außerdem birgt die telefonische Aus­
kunftserteilung der Dezernate VI Gefahren 
für die Geheimhaltung in sich.
Die Personenakte sollte an polizeilichen 
Unterlagen enthalten:

- die gemäß Instruktion C53/7 3 geforderten 
kriminalpolizeilichen Unterlagen (sofern 
zutreffend)

- Duplikate von laufenden Anzeigen und Ein­
leitungsverfügungen zu laufenden Ermitt­
lungsverfahren (unmittelbar nach Eingang 
bzw. Einleitung)

- Duplikate von allen sonstigen polizei­
lichen Erfassungen (Karteikarten, Form­
blätter) - außer AG I der X

- abgeschlossene Akten gemäß DV 031/70 und 
IX/20

- abgeschlossene Eingaben der Person und 
Hinweise auf laufende Eingaben

- sonstiges personenbezogenes Ablagematerial.

Insbesondere ist zu sichern, daß in die Per­
sonenakte unverzüglich ein entsprechender
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Vermerk aufgenommen wird, sobald beim Leiter 
der K eine Information eingegangen ist, die 
Verdachtsmomente für beabsichtigtes ungesetz­
liches Verlassen der DDR enthält, auch wenn 
diese noch nicht überprüft ist, unabhängig 
von der Erfassung der Person in der Personen­
kartei im Dezernat VI der Abt. K der BDVP 
und dem K-Vermerk bei PH.
Von jeder Person, die polizeilich erfaßt ist, 
sollte eine Personenakte im VPKA des Haupt­
wohnsitzes geführt werden.

In der Hauptkartei der Kreismeldekartei 
sollte auch künftig die zentrale personenbe­
zogene Speicherung von Hinweisen auf wich­
tige polizeiliche Erfassungen erfolgen. Die 
Anlage einer Personenakte müßte dort zusätz­
lich vermerkt werden.
Diese Akten könnten in den VPKÄ bei einer 
neu zu schaffenden Personenaktenzentrale nach 
alphabetischem Index geführt werden. Es wäre 
möglich, dieses neue Organ dem Stab/Informa­
tion oder als Arbeitsgebiet VI der Kriminal­
polizei anzugliedern. Ihm könnten zugleich 
Aufgaben zur personenbezogenen Information 
und Auswertung, insbesondere zur Vorbeugung 
und Bekämpfung von Straftaten, übertragen 
werden, was die operative Wirksamkeit der DVP 
generell erhöhen würde.
Organisation und Formen des. Informations­
flusses zu dem neuen Organ wären zu bestimmen. 
Dabei ist insbesondere die Aktualität der ge-
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speicherten Angaben zu sichern.
Auf Grund der hohen Konzentration vertrau­
licher polizeilicher Informationen bei diesem 
Organ müßte seine sichere Unterbringung ge­
währleistet sein. Die Berechtigung zur AnfragevT» O

dieses Speichers v.'äre zu beschränken (z.?.. 
auf der Ebene VPKA nur der Leiter und seine j 
Stellvertreter; der Leiter der KD des MfS, 
sein Beauftragter und von ihm avisierte MfS- 
Angehörige; die Leiter und von ihnen festge­
legte Offiziere der K, des Paß- und Melde­
wesens und der Schutzpolizei, insbesondere 
die Offiziere für Reiseangelegenheiten und 
die Offiziere für Straftaten des ungesetz­
lichen Grenzühertritts der K).

Die Oezernate VI der K in den BDVP würden 
durch die Schaffung dieses Organs generell 
nicht an Bedeutung verlieren, brauchten je­
doch bei Prüfungen wegen Reisen in dringenden 
Familienangelegenheiten nicht angefragt zu 
werden. Die gegenwärtig von ihnen geführten 
Per onenakten sollten dann dem VPKA des 
Hauptwohnsitzes übergeben und ihr Verbleib 
in der Personenkartei entsprechend vermerkt 
werden.
Durch den zusammengefaßten Nachweis der poli­
zeilichen Registrierungen und Informationen 
über eine Person wäre innerhalb des VPKA 
jederzeit ein konzentrierter und schneller 
überblick über die bei der VP bereits bekannten 
Momente gewährleistet, welche bei der An­
tragsprüfung berücksichtigt werden, müssen.
Es würde sofort und ohne zeitraubende Nach-
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fragen sichtbar, venn ein antragstellender 
Bürger z.B.

- wegen staatsgefährdender Delikte, ver­
suchten oder vollendeten ungesetzlichen 
Verlassens der DDR vorbestraft, gegen 
ihn ein Ermittlungsverfahren deswegen
•eingeleitet bzw. eine Anzeige erstattet 
ist;

- unter Personenkontrolle gemäß DV 031/70 
gestellt wurde;

- "?.it Eingaben wegen Reiseangelegenheiten 
oder Einreise in das Grenzgebiet in Er­
scheinung getreten ist;

- wegen Verdachts der Vorbereitung des 
ungesetzlichen Grenzübertritts durch 
die Kriminalpolizei überprüft wird;

- sein Kraftfahrzeug verkauft hat;
- ■•.'egen Verletzung der Grenzordnung mit 
Ordnungsstrafe zur Verantwortung gezogen 
wurde;

- bei Treffs mit Westfahrzeugen an der 
Transitstrecke festgestellt \vrorden ist.

Die ständige Erfassung und personenbezogene 
analytische Auswertung solcher Informationen 
ist zudem eine wichtige Aufgabe, die gemäß 
Befehl 0059/74 zur vorbeugenden Verhinderung 
des ungesetzlichen Grenzübertritts generell 
erforderlich ist.

T /er eine endgültige Entscheidung über die 
Einführung der Personenakte durch das MdI ge­
troffen v;ird, ist eine Erprobung in einigen VPKS 
zweckmäßi . . . .
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Zusammenführung solcher personenbezogener 
Informationen von anderen Organen/Einrich­
tungen/Betrieben, die für sichere Entschei­
dungen über Anträge auf Reisen in dringen­
den Familienangelegenheiten benötigt werden, 
in der o.a. Personenakte oder in einer Zu- 
satzkartei zur Kreisneldekar-tei.
Erforderlich sind.vor allem Hinweise auf 
Erscheinungen, die Anzeichen für beabsich­
tigtes ungesetzliches Verlassen sein können, 
aber auch Informationen über Personen, die 
aus Sicherheitsgründen nicht ausreisen 
dürfen, z.B.

- Nichtanerkennung der Staatsbürgerschaft 
der DDR,

- angemeldete Guthaben/Erbschaften in der 
BRD/in Westberlin,

- Auflösung von Sparkonten mit größeren 
Gutheben kurz vor der Antragstellung,

- begangene Zollverstöße,
- hartnäckigen Entzug der Unterhaltungs- 
verpflichtungen, Lohnpfändungen, Miets- 
oder Steuerschulden u.ä.

aber auch
- Geheimnisträger,
- andere Personen, bei denen Sicherheits­
interessen die Ausreise nicht zulassen»
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Für die Gewährleistung des ständigen, lücken­
losen Informationsflusses sollten alle Mög­
lichkeiten differenziert bestimmt und genutzt 
werden, so u.a.

- der weitere Ausbau der Informationsfcezie- 
hungen mit der* Abteilungen Innere Angele­
genheiten auf der Grundlage der Erfahrun­
gen, die mit der Anweisung 043/74 gesammelt 
wurden;

- die Zusammenarbeit des Arbeitsgebietes III 
bzw. VII der K mit den Abteilungen Sozial- 
und Gesundheitswesen b^w. den Referaten 
Jugendhilfe der örtlichen Räte;

- der Einsatz von Offizieren operativer 
Dienstzweige zur Sicherstellung der Infor­
mationen von anderen Organen/Einrichtungen 
und solchen Betrieben, deren Angehörige 
häufig als Antragsteller in Erscheinung 
treten;

- der Abschluß von Vereinbarungen mit ande­
ren Organen/3etrieben/Einrichtungen über 
die regelmäßige Übermittlung von relevan­
ten Informationen;

- die Sicherstellung von Verbindungen zur 
Beschaffung von Informationen, wozu offi­
ziell keine Möglichkeiten vorhanden sind, 
durch das Arbeitsgebiet I der X, z.B. zu 
Banken, Sparkassen und anderen Geldinsti­
tuten. *
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•  •

c) Nutzung der Speicher des Arbeitsgebietes I 
der Kriminalpolizei für die Überprüfung der 
Anträge auf Reisen in dringenden.Familien­
angelegenheiten unter Wahrung vor. Geheim­
haltung und Konspiration.

d) Generelle Übernrüfung der Ehepartner, Eltern 
ur.d Kinder von Antragstellern in den Spei­
chern, ob sie für die gleiche Zeit Anträge 
auf Ausreise nach der BRD, anderen nicht so­
zialistischer. Staaten, Westberlin, der VR 
Albanien, der SFRJ oder der Republik Kya
hzv. auf Ausstellung eines Seefahrtsbuches 
stellten bzv. genehmigt erhielten, um Rück­
schlüsse auf Absichten zum ungesetzlichen 
Verlassen der DDR zu ermöglichen.
Sind diese Personen in anderen Kreisen vchn- 
haft, ist fernschriftlich die Überprüfung 
durch die zuständige Dienststelle einzuleiten.
dadurch würde eine wesentliche Lücke der 
Hberprüfung geschlossen.

5. Diq/ Erhöhung des Niveaus der Aufklärung von
An tra g stel1ern

Lie Feststellungen der DV 40/74, Ziff. 5.1.2.4.2..
daß

- die Anträge anhand der im VPKA vorhandenen 
Unterlagen zu überprüfen sind, ob Ablehnungs- 
-ründe vorliegen, und - sofern diese Unterlagen 
nicht ausreichen - weitere Auskünfte einzuholen 
sind ;
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- über Bürger, die das gesetzliche Rentenalter 
noch nicht erreicht haben oder keine Invaliden 
sind, in jedem Fall die schriftliche Meinungs­
äußerung des zuständigen ABV einzuholen ist;

haben in der Praxis zur Unterschätzung der Auf­
klärung der Antragsteller geführt. Ihre Bedeutung 
für die Abgabe einer verantwortungsbewußten Mei­
nungsäußerung wird oft nicht erkannt, wobei der 
in der Weisung verwendete Begriff der "Meinungs­
äußerung" offenbar nicht geeignet ist, Inhalt und 
Umfang der zu lösenden Aufgaben voll sichtbar zu 
machen. Die Verantwortung auf diesem Gebiet ist 
häufig ausschließlich den A3V übertragen worden.

Die Untersuchungen ergaben, daß die gründliche 
Personenaufklärung das Hauptkettenglied ist,um 
Entscheidungen über Anträge auf der Grundlage 
ausreichend gesicherter Oberprüfungsergebnisse 
herbeizuführen und die Möglichkeit, daß die Reise 
zum ungesetzlichen Verlassen der DDR mißbraucht 
werden soll, weitestgehend auszuschließen. Dabei 
hat sich die Durchführung von Ermittlungen über 
den Antragsteller als vcichtigste Methode zur Ge­
winnung der dafür erforderlichen Informationen 
bewährt. Allein die Überprüfung in den Speichern 
und Unterlagen im VPKA ist dafür nicht ausreichend.

Aus Ermittlungsverfahren wegen vollendeten unge­
setzlichen Grenzübertritts unter Mißbrauch von 
Reisen in dringenden Familienangelegenheiten geht 
hervor, daß während der Antragsprüfung vorliegende 
A'-lehnuggsgründe (Verdachtsmomente für die Vorbe- 
rc -tur>g des ungesetzlichen Ycriassens der DDR)

*
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infolge ungenügender Ermittlung des Antragstel­
lers nicht erkannt worden sind.
Zugleich weist die Analyse von Eingaben darauf 
hin, daß Ablehnungen zum Teil deshalb formal und 
undifferenziert ausgesprochen werden, weil die 
in den Speichern und Unterlagen enthaltenen Mo­
mente nicht ausreichend durch Ermittlungen geprüft 
werden und dadurch nicht unter Berücksichtigung 
der Gesamtpersönlichkeit des Antragstellers, sei­
nes gesellschaftlichen Gesamtverhaltens und seiner 
3indur.gen in der DDR eingeschätzt wird, ob die 
Gefahr des Mißbrauchs der Reise bzw. unwürdigen 
Auftretens in der 3RD/in Westberlin besteht.

Zur Gewährleistung einer qualifizierten Aufklärung 
des Antragstellers ist es deshalb notwendig, daß 
die im Befehl 0059/74 festgelegten Ermittlungen bei 
Reisen in dringenden Familienangelegenheiten exakt 
und' differenziert - entsprechend der Persönlichkeit, 
den Ergebnissen der Speicherüberprüfung sowie der 
Aussp; ac'ne - durchgeführt werden. Sie sind insbe­
sondere auf folgende Fragenkomplexe zu konzentrieren:

- Weiche politische Grundhaltung kommt in Äuße­
rungen und Verhalten des Bürgers zum Ausdruck, 
wie ist seine politisch-moralische Haltung 
(z. L. Verbreitung westlicher Lebensweisen und 
Auffassungen, renitentes Auftreten, Isolierung 
von der Gemeinschaft), gab es nach vorangegange­
nen Reisen nach der BRD/Westberlin in dieser"
Linsicht Veränderungen?

Kopie BStÜ
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Welche berufliche Tätigkeit wird durch den 
Antragsteller ausgeübt, wie sind Arbeitsmoral 
und -disziplin; besteht Berührung mit ver­
traulichen oder geheimzuhaltenden Gegenständer 
Tatsachen, Forschungsergebnissen oder sonsti­
gen Nachrichten?

Welche Familienverhältnisse, welche Bindungen 
zur Familie bestehen, insbesondere Verhalten 
zu d^n Kindern?

In welcher Höhe bestehen wofür Zahlungsver­
pflichtungen, wie werden sie realisiert?

- Wie sind die Bindungen in der DDR (z.B. ge­
sellschaftliche Funktionen und Aufgaben, 
Freundschaften, Erwerb oder Vervollkommnung 
von Grundstücken, Einrichtungsgegenständen, 
Kraftfahrzeugen u.a.), insbesondere bei 
ledigen, verwitweten oder geschiedenen Per­
sonen?

- Was ist aus der letzten Zeit über den Verkauf 
von Grundstücken, Pkw, Wohnungseinrichtungen 
usw. (einschließlich Absichten dazu und Dauer- 
nutzungsVerträge) bzw. den Ankauf von beweg­
lichen. leicht transportablen Werten (wie 
echter Schmuck, Briefmarken, Münzen, Pelzbe­
kleidung, kleine Bilder und Skulpturen von 
hohem Wert o.ä.) bekannt?

- Sind Wohnungstausch- oder Verzugsabsichten 
bekannt?

- Weiche Verbindungen zu

'S?

0 .
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. Personen, eie Staatsverbrechen, ur.gesetz-
\liehen Grenzübertritt, StaatsVerleumdung 

oder andere Straftaten gegen die staat­
liche und öffentliche Ordnung begangen haben 
oder dessen verdächtig sind,

. negativen Gruppierungen,

. Personen, die Übersiedlungsanträge nach 
cer 3RB/WB bzw. Anträge zur Eheschließung 
rr.it Bürgern der BRD/Einwohner Westberlins 
"teilten,

. anderen Personen mit feindlicher oder nega- 
t.ver Einstellung,

. Ausländern aus nichtsozialistischen Staaten 
oder Vertretungen solcher Staaten in der DDR,

. Rückkehrern oder Zuziehenden,

. Personen, Personengruppen, Dienststellen oder 
Institutionen in nichtsozialistischen Staaten 
oder 'Westberlin, insbesondere zu ehemaligen 
DDR-Bürgern

si/.d bekannt, welchen Charakter tragen sie?

Was ist über Anträge auf Ausreise oder genehmig­
te Ausreise zur gleichen Zeit (einschließlich 
Übersiedlung) durch nahe Verwandte (Eltern, Kin­
der, Geschwister, Schwager/Schwägerin) bzw. im 
gleichen Haushalt lebende Personen bekannt, auch

Welcher» beruflichen Tätigkeit gehen die o.a. 
r.anen Verwandten nach, wo sind sie beschäftig-!
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(Angehörige der bewaffneten Organe und Ge­
heimnis träger besonders beachten)?

- Was ist über die als Besuchsziel angegebenen 
Verwandten in der BRD oder in Westberlin be­
kannt? (Soziale Verhältnisse, Beruf/Arbeits­
stelle, Vermögen, Einstellung zur DDRi 
Welchen Charakter haben die Bindungen, wel­
cher Verwandtschaftsgrad besteht? Welche 
3esuc'nsreisen erfolgten durch sie (Kontrolle 
des Hausbuches)?

- Was ist über das als Reisegrund angegebene 
Ereignis bei Verwandten 1. Grades, im Haus­
halt lebenden Personen und engen Freunden be­
kannt ?

Für die Durchführung der Ermittlungen und das Er­
reichen einer hohen Aussage müssen alle Möglich­
keiten der DVP genutzt und voll ausgeschöpft werden.

Auf der Grundlage der Ergebnisse der Aussprache 
mit dem Antragsteller sowie der Überprüfung in den 
im VPKA vorhandenen Unterlagen ist im konkreten 
Fall differenziert zu bestimmen, der Einsatz wel­
cher Mittel und Kräfte zur Ermittlung zweckmäßig 
ist. Eine wesentliche Voraussetzung für hohe Er­
gebnisse besteht dabei darin, daß diesen Kräften 
alle wesentlichen Angaben aus der Aussprache bei 
der Antragstellung und aus den vorangegangenen 
Überprüfungen in den Speichern mitgeteilt und kon­
krete Fragen zum Inhalt der Aufklärung gestellt 
werden.
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Für die Durchführung gründlicher Ermittlungen 
wird die Nutzung bzw. zusätzliche Schaffung fol­
gender Möglichkeiten für zweckmäßig erachtet:

a) Ermittlungen durch die ABV

Die ABV besitzen die günstigsten Vorausset­
zungen für eine gründliche Prüfung der An­
tragsteller durch qualifizierre Ermittlungen, 
weil sie auf Grund des Charakters ihrer 
Tätigkeit auf das engste mit der Bevölkerung, 
der Entwicklung des gesellschaftlichen Lebens 
und der sozialistischen Staats- und Rechts­
ordnung verbunden sind.
Gestützt auf die aktive Mitarbeit der frei­
willigen Keifer der DVP haben sie eine hohe 
öffentliche Ordnung und Sicherheit im Ab­
schnitt, vor allem durch eine wirksame 
operativ-vorbeugende Arbeit jederzeit zu­
verlässig zu gewährleisten. Sie verfügen 
über exakte Kenntnisse von der polizeilichen 
Lage im Abschnitt und besitzen einen ständi­
gen überblick über einen Teil der 3ewohner, 
dessen Probleme und Konflikte, insbesondere 
über Strafentlassene und andere Vorbestrafte, 
kriminell gefährdete 3ürger, Rückkehrer und 
Zuziehende, Personen, gegen die Personen- 
kohtrolle angeordnet wurde.
Sie arbeiten bei der Lösung ihrer Aufgaben eng 
mit den Wohn- und Betriebspartei- sowie FDJ- 
Organisationen, den örtlichen Organen der Staats­
macht und ihren Organen, den Betrieben, den Aus­
schüssen der Nationalen Front, den Straßen-und 
Hausgemeinschaftsleitern, den Hausbuchbeauf-



.tragter*, mit der. Scr.iecsxorr~iisiior.er., Volks- 
kor.tr o 11 ausschüssen sowie anderer, gesellschaft­
lichen Kräften irr. Territorium zusammen.
Dadurch sind sie ir. dar Lago, auch rechtzeitig 
Verdachtsmomente für Handlungen zu erkennen, 
die auf der. ungesetzlichen Grenzübertritt ge- 
nentet sine.
Auf Grur.d dieser Möglichkeiten wurde den A3V 
auch mit Befahl 005 3/7 4 des Ministers des Innern 
und Chefs der DVP für die Durchführung einer 
qualifizierten Personenaufklärung eine hohe Ver­
antwortung übertragen. Sie sollten eingesetzt 
werden, wenn auf Grur.d der bisheriger. Überprü­
fungsergebnisse ersichtlich ist, caS sich die 
ü. -.ittlungen unkompliziert gestalten werden, 
keine wesentlichen negativen Momente festge- 
stcllt wurden und Tohnort sowie Arbeitsstelle 
des Antragstellers in ihrem Zusrändigkeitsbe--
- -i. z.cr. il£ :I€n .

A3V sollren darüber hinaus bei allen ~r- 
ittlungen durch andere Kräfte hinzugezogen 

v. erde r..

Auf Grüne der, auch im Zusammenhang mit dieser 
Aufgabenstellung ständig wachsenden Anforde­
rungen ar. die politische und fachliche Befähi­
gung der A3V ist wS notwendig, da.S

- diesen Erfordernissen durch eine er.tsprechen­
de Gestaltung der Ausbildung an der ABV-Schule 
V.’Qlfen Rechnung getragen wird;

_ ie Vorgesetzten mit konkreten
ruf die politisch
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Qualifizierung der ABV auf diesem Gebiet 
hinwirken;

- schrittweise geeignete erfahrene K-Ange- 
hörige, die physisch den Anforderungen des

fß

*

kriminalpolizeilichen Dienstes nicht mehr 
voll gewachsen sind, als ABV eingesetzt;

- ABV zeitweilig zu ihrer Qualifikation in 
die Kriminalpolizei kommandiert werden.

Diese Maßnahmen würden sich auch in anderer 
Hinsicht, insbesondere für die weitere Verbes­
serung der Kriminalitätsbekämpfung, frucht­
bringend auswirken.

b) Ermittlungen durch spezielle Ermittlergruppen 
im Dienstzweig PM

Zur Sicherstellung gründlicher Ermittlungen in 
solchen Fällen, wo Zuständigkeit und Möglich­
keiten der ABV überschritten werden, z.B., wenn 
Wohnort und Arbeitsstelle des Bürgers sich nicht 
in einem Abschnitt befinden, Ermittlungen in 
•^»rschiedenen Abschnitten geführt bzw. nahe Ver-

Aufklärungsprobleme erwarten lassen, sollten 
spezielle Kräfte im Dienstzweig Paß- und Melde­
wesen in den VPKÄ eingesetzt werden. Aus dem 
Volumen der Schutzpolizei könnten dazu in jedem 
VPKA 2 bis 5 Planstellen zugeführt und mit_ge- 
eigneten Kadern besetzt werden, die konkrete An­
zahl ist von den Leitern der VPKA differenziert 
entsprechend der Lage zu bestimmen.

e überprüft werden müssen oder die bis­
herigen Überprüfungsergebnisse komplizierte

.  i

?  V
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Es wäre zweckmäßig, vonn für diese Kräfte eine 
kurzzeitige Ausbildung (1 bis 2 Monate) durch 
die Offiziere für Straftaten des ungesetzlichen 
Grenzübertritts der Xriminalnolizei vorgesehen* o
würde.

c) Ermittlungen durch die Kriminalpolizei

Sie sind gemäß DV 40/74 bzw. 3efehl 0059/74 
erforderlich, wenn

1. der Antragsteller in der Personenkartei 
der K erfaßt ist,

2. durch die Überprüfung in den Speichern 
Verdachtsmomente für.Absichten zum unge­
setzlichen Verlassen der DDR erarbeitet 
wurden.

Mit ihrer Durchführung sollten in den unter 1. ' 
genannten Fällen die Kommissariate VIII bzw. 
Offiziere für Personenkontrolle beauftragt 
werden, da diese Personen häufig bereits vor­
beugend unter Kontrolle stehen. Für die Lösung 
der Aufgabe sollten in diesem Arbeitsgebiet der 
Kriminalpolizei spezielle Zivilermittlergruppen 
geschaffen werden, wenn auf Grund der Höhe des 
Anfalls die Notwendigkeit dazu besteht. Darüber 
wäre von den Leitern der VPKÄ auf Vorschlag der 
Leiter der Kriminalpolizei unter Berücksichtigung 
der Gesamtaufgabenstellung für das Arbeitsgebiet 
VIII zu entscheiden. Die in der Arbeit mit Zivil- 
beobachtergruppe’n der Transportpolizei gesammel­
ten Erfahrungen sollten beim Aufbau dieser Auf­
klärungspotenz beachtet werden.
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In den unter b) genannten Fällen ist durch 
den Leiter der K anhand Charakter und Umfang 
der Verdachtsmomente und der Persönlichkeit 
des Antragstellers zu entscheiden, ob die 
weiteren Maßnahmen durch AG VIII durchgeführt, 
werden können oder die SDezialisierte Bearbei­
tung durch den Offizier für Straftaten des un­
gesetzlichen Grenzübertritts des AG III erfor­
derlich ist. .
Ober den Einsatz von Kräften und Mitteln des 
AG I ist nach Abstimmung mit dem Leiter des 
Kommissariats/Sachgebietes I zu entscheiden.
Um die Möglichkeit zu schaffcn, beschleunigt 
konspirative Ermittlungen über Antragsteller 
durchzuführen, bei denen polizeiliche Ermitt­
lungen auf Grund ihrer Stellung im gesell­
schaftlichen Leben nicht zweckmäßig sind oder 
die vorliegenden Verdachtsmomente erfolgver­
sprechend nur mit solchen Mitteln überprüft 
werden können, wird die Erschließung speziel­
ler Ermittlungspotenzen durch das AG I für 
not\\rendig erachtet. Ober den Einsatz dieser 
Kräfte und Mittel hat der Leiter des Dezerna­
tes I der Abteilung K der BDVP zu entscheiden.

d) Einbeziehung des Betriebsschutzes und der 
Transportpolizei in die Ermittlungen

In den Fällen, wo die Antragsteller in Betrie­
ben/Einrichtungen mit BS-Dienststellen (SSÄ, 
BS-Kommandos) bzw. bei der Deutschen Reichsbahn 
beschäftigt sind, ist es erforderlich, daß 
durch den Betriebsschutz bzw. die Transport­

Kopie BStÜ
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polizei Ermittlungen auf der Arbeitsstelle ge­
führt werden. In Betrieben, in denen Betriebs- 
schutz/Kriminalpolizei vorhanden ist, sollten 
sie durch diese Kräfte vorgenommen werden, in 
den anderen Fällen durch die Leiter der BS- 
Kommandos bzw. die A3V der Transportpolizei.
Auf Grund der Lagekenntnis dieser Kräfte und 
ihrer engen Zusammenarbeit mit den betrieb­
lichen Verantwortlichen würde dadurch eine 
weitere Potenz für die Erlangung von Angaben 
durch Ermittlungen erschlossen.

e) Ermittlungen außerhalb des Kreisgebietes, in 
dem sich der Hauptwohnsitz.befinaet

Zur Erhöhung der Qualität der Aufklärung des 
Antragstellers muß gesichert werden, daß Er­
mittlungen auch außerhalb des Kreisgebietes, 
in dem sich der Hauptwohnsitz befindet, geführt 
werden, wenn das zur Herbeiführung zuverlässi­
ger Angaben für die Entscheidungsfindung er­
forderlich ist. Das kann z.B. zutreffen, wenn

- der Bürger eine Nebenwohnung unterhält und 
am Hauptwohnsitz zu wenig bekannt ist und in 
ähnlichen Fällen;

- aus dem Antragsgespräch oder den Ermittlungen 
im Wohngebiet Hinweise auf berufliche Proble­
me bekannt wurden, sich die Arbeitsstelle 
jedoch in einem anderen Kreis befindet.

Im Interesse aussagekräftiger Ergebnisse und 
der Beschleunigung sollte angestrebt werden,

Kopie BStÜ
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daß die Ermittlungen in solchen Fällen in der 
Regel durch Kräfte des VPKA, das über den An­
trag zu entscheiden hat, bis zu Ende durchge­
führt werden. Dadurch wird gesichert, daß alle' 
Feststellungen im Gesamtzusamnenhang beurteilt 
werden können, und verhindert, daß Anzeichen 
für die Vorbereitung des ungesetzlichen Ver­
lassens der DDR infolge fehlender Übersicht 
nicht erkannt werden. Fernschriftliche Ermitt­
lungsersuchen an andere Dienststellen sollten 
nur dann erfolgen, wenn die Durchführung mit 
eigenen Kräften mit einem unvertretbaren Auf­
wand verbunden wäre.

f) Ermittlungen über Verwandte des Antragstellers

In den Fällen, wo durch die Speicherüberprü­
fungen oder Ermittlungen festgestellt wurde, 
daß Verwandte 1. Grades oder andere nahe Ver­
wandte des Antragstellers

- für die gleiche Zeit Ausreise- bzw. Über­
siedlungsanträge stellten bzw. genehmigt 
erhielten;

- wegen Staatsverbrechens, ungesetzlichen 
Grenzübertritts oder anderer Straftaten 
gegen die staatliche und öffentliche Ord­
nung vorbestraft sind;

ist es erforderlich, daß über diese Ermittlungen 
durchgeführt werden. Dadurch muß geklärt werden, 
ob Zusammenhänge zwischen den geplanten Ausreisen 
bzw. .mit der Übersiedlung bestehen, die den Ver-





«
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dacht des ungesetzlichen Verlassens begründen. 
Der Charakter der Verbindungen mit diesen Per­
sonen, insbesondere die Möglichkeit zur Beein­
flussung zum ungesetzlichen Grenzübertritt 
unter Mißbrauch der Reise in dringenden Fami-.^ 
lienangelegenheiten , ist einzuschätzen.
Anhand des Charakters der Hinweise zu den Ver­
wandten sollte entschieden werden, wer von den
o.a. Kräften mit den Ermittlungen beauftragt 
wird.

4. Verantwortlichere Zustimmung durch die Arbeits­
stellen der Antragsteller

Das Politbüro des ZK der SED konnte in seinem Be­
schluß vom 7. 5. 1S74 "Ober die nächsten Aufgaben 
zur Erläuterung des sozialistischen Rechts sowie 
zur Festigung und weiteren Entwicklung des Rechts­
bewußtseins der Werktätigen" feststellen, daß die 
Arbeiterklasse in vielen Betrieben eine hervor­
ragende Initiative entfaltet hat, um die Aufgaben­
stellung des VIII. Parteitages zu verwirklichen, 
überall im täglichen Leben die Einhaltung des so­
zialistischen Rechts durchzusetzen und die bewußte 
Disziplin zur festen Gewohnheit der Menschen zu 
entwickeln.
Entsprechend ihren in Artikel 3 StGB, § 13 StPO,
§ 7 der Verordnung über die Aufgaben, Rechte und
Pflichten der volkseigenen Betriebe, Kombinate und 
VVS vom 23. 3. 1973^ , im Beschluß des Minister­
rates 'ier DDR über die Verbesserung der Rechts-

1) GBl. I, Nr. 15 , S. 12:
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w  . 1) arbeit in der Volkswirtschaft vom 13. 6. 1974
u.a. Normativen niedergelegren Aufgaben und 
Pflichten machen die Staats- und Wirtschafts­
funktionäre die Gewährleistung von Ordnung, Dis­
ziplin und Sicherheit immer mehr zum festen Be­
standteil ihrer Leitungstätigkeit.
Diese gesellschaftlichen Potenzen gilt es voll 
zu nutzen, um auch eine höhere Qualität der Maß­
nahmen herbeizuführen, mit denen eine verantwor­
tungsvolle Entscheidung über die Zustimmung der
Betriebe/Einrichtungen bei Reisen in dringenden

2 )Familienangelegenheiten gewährleistet wird.

Die im Rahmen der Untersuchung getroffenen Fest­
stellungen führen insbesondere zu der Erkenntnis, 
daß die DVP ihren Einfluß auf diesem Gebiet ver­
stärken muß, um formale Arbeitsweisen zu über­
winden. Gegenwärtig werden vor allem ökonomische 
Kriterien (vertretbarer Urlaub u.ä.) als Maßstab 
angewandt und Sicherheitsfragen meist nur von dem 
Standpunkt beurteilt, ob der Antragsteller un­
mittelbarer Geheimnisträger ist. Dadurch finden 
wesentliche Seiten einer qualifizierten Antrags­
prüfung keine Beachtung.

Es muß erreicht werden, daß in den Betrieben/Ein­
richtungen

- die politische Bedeutung der betrieblichen Zu­
stimmung bei Reisen in dringenden Familienan­
gelegenheiten und die daraus erwachsenden Pflich­
ten und Rechte durch die Verantwortlichen voll-

1) GBl. I, Nr. 32 , 5. 313
2) Vgl. § 3 der A0 über Regelungen im Reisever­

kehr von Bürgern der DDR, a.a.O.
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ständig erkannt werden und die revolutionäre 
Wachsamkeit systematisch gestärkt wird;

anhand der Kaderakte des Beschäftigten, der 
um Zustimmung nachsucht, geprüft wird, ob die 
als Besuchsziel angegebene Person dort genannt 
ist und das Verwandtschaftsverhältnis zur Reise 
in dringenden Familienangelegenheiten berechtigt;

das politisch-moralische Verhalten, die Arbeits­
moral und -disziplin sowie die berufliche und 
gesellschaftliche Aktivität des Beschäftigten, 
seine Berührung mit vertraulichen oder geheim­
zuhaltenden Angelegenheiten und die Gründe der 
beabsichtigten Reise im Zusammenhang mit der 
Gesamtpersönlichkeit umfassend verantwortlich 
eingeschätzt werden;

entsprechend des Ergebnisses dieser Maßnahmen 
verantwortungsbewußt über die Zustimmung ent­
schieden wird.
Kann sie erteilt werden, sollte mit dem Beschäf­
tigter. vor Übergabe der schriftlichen Zustimmung 
eine Aussprache geführt werden, um seine Absichten 
allseitig beurteilen zu können. Muß die Zustim­
mung versagt werden, ist eine Abstimmung mit dem 
für den Hauptwohnsitz des Beschäftigten zustän­
digen VPKA vorzunehmen, sofern daraus für den 
Betrieb keine unbilligen Anforderungen entstehen. 
Danach sind dem Werktätigen die Gründe zu 
erläutern. Erforderliche Auseinandersetzun.gen 
müssen erzieherisch wirksam geführt werden, um 
allen negativen Reaktionen (Kündigung, Demon-
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strativhandlungen, Grenzdurchbruch) vorzubeugen;

- die Information über die Absichten von Be­
schäftigter. zu Reisen in dringenden Familien­
angelegenheiten, denen nicht zugestimmt werden 
konnte, gegenüber der Volkspolizei sicherge­
stellt wird. Solche Hinweise sind umgehend dem 
für den Hauptwohnsitz des jeweiligen Beschäf­
tigten zuständigen VPKA, Abt. PM, als ZXD-Post 
zuzusenden;

- klare Verantwortlichkeiten und Befugnisse
<einschließlich Unterschriftsberechtigungen) 
für die Bearbeitung und Entscheidung des Zu- 
stimmungsverfahrens festgelegt werden, z.B. 
Betriebsleiter/Kaderleiter unter Hinzuziehung 
des Parteisekretärs (bei SED-Mitgliedern) bzw. 
des BGL-Vorsitzenden.

Um diese Ziele zu erreichen, ist es erforderlich,
daß

- durch die VPXÄ auf Leitungsebene auf die staat­
lichen und wirtschaftsleitenden Organe im 
Xreisgebiet eingewirkt wird, damit sie verbind­
liche Festlegungen für die qualifizierte Durch­
führung der Maßnahmen zur betrieblichen Zustim­
mung bei Reisen in dringenden Familienangele­
genheiten in ihrem Zuständigkeitsbereich treffen;

- zwischen den VPXÄ, Abt. PM, und den Betrieben, 
deren Beschäftigte häufig als Antragsteller in 
Erscheinung treten, insbesondere Großbetriebe, 
stabile Informationsbeziehungen geschaffen
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werden, ggf. unter Einbeziehung der Offiziere 
aus anderen Dienstzweigen, denen spezielle Auf­
gaben zur Informationsbeschaffung aus Betrie­
ben/Einrichtungen übertragen wurden (siehe B1.112);

- in Verbindung mit den zuständigen staatlichen 
und wirtschaftsleitenden Organen regelmäßig 
Beratungen mit den Kaderleitern der Betriebe/ 
Einrichtungen durchgeführt werden, auf denen 
Probleme des betrieblichen ZuStimmungsVer­
fahrens behandelt, Erfahrungen ausgetauscht 
und Kenntnisse vermittelt werden;

- bei der Durchführung der Maßnahmen zur betrieb­
lichen Zustimmung, insbesondere bei der Ein­
schätzung der jeweiligen Beschäftigten, diffe­
renziert geeignete zuverlässige Betriebsange­
hörige einbezogen werden, vor allem Parteimit­
glieder und andere fortschrittliche Werktätige 
aus dem Arbeitskollektiv, Brigadiere, Meister, 
andere betriebliche Leiter, Partei- und Gewerk­
schaftsfunktionäre , Mitarbeiter betrieblicher 
und gesellschaftlicher Kontrollorgane, Mit­
glieder staatlicher bzw. gesellschaftlicher 
Sicherheitskollektive, Schöffen, Mitglieder der 
Konfliktkommissionen u.a. ehrenamtlicheauf dem 
Gebiet von Sicherheit und Ordnung arbeitende 
Werktätige.

Es wäre zweckmäßig, wenn die Pflichten der Betrie­
be/Einrichtungen zur Durchführung der o.a. Anord­
nung vom 17. 10. 1972 in einer zentralen staat­
lichen Weisung(mit Geheimhaltungsgrad) verbindlich 
geregelt würden.
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Darin kennte im Interesse einer straffen Ordnung 
und zur Vorbeugung gegenüber der Anfertigung ge­
fälschter betrieblicher Zustimmungen die Heraus­
gabe eines entsprechenden Vordrucks vorgesehen 
werden. Seine Aufbewahrung sollte so geregelt 
werden, da£ er nur den betrieblichen Verantwort­
lichen zugängig ist.

5. Weitere Maßnahmen zur gründlichen Antragsprüfung 
durch die DV?

Die Anwendung ge- bzw. verfälschter Dokumente zum 
Erschleichen von Genehmigungen für Reisen in drin­
genden Familienangelegenheiten, z.B. von Attesten 
mit gefälschter Bescheinigung der Lebensgefähr­
lichkeit der Erkrankung, von ge- bzw. verfälschten 
amtlichen Urkunden oder der betrieblichen Zustim­
mung, läßt auch die Notwendigkeit zum Einsatz 
technischer Mittel zur Aufdeckung von Fälschungen 
erkennen. Dazu müssen die in den V?K~ und 3DV? 
vorhandenen Mittel der Kriminaltechnik stärker ge­
nutzt werden, z.3. für die Betrachtung oder Foto­
grafie der einbehaltenen Dokumente unter Ultravio­
lett- , Ultrarot- bzw. Schräglicht. Außerdem sind 
die für die Antragsbearbeitung eingesetzten Offi­
ziere des ?M durch kriminaltechnische Schulung zu 
befähigen, Fälschungsanzeichen besser zu erkennen.
Geeignetes Nachschlagematerial zur Überprüfung 
von Angaben der Antragsteller, z.B. über lateini- 
s che Krankheit sbe ze ichnunger., aus st ellungsberech- 
tigte Behörden in der BRD für bestimmte Urkunden, 
Amtsbezeichnungen und Dienstsiegel der BRD-Behör- 
den u.a., sollte een zuständigen Offizieren das PM

Kopie BStÜ
AR 3



W S  JHS 001- 200/7 5 - Blatt 132

zur Verfügung gestellt werden.
Zur Klärung von lateinischen oder unklaren Krank­
heitbezeichnungen, die als Begründung der Reise 
angegeben werden, kann sich die Anfrage beim zu­
ständigen VP- bzw. Vertragsarzt als sinnvoll er­
weisen.
In diesem Zusammenhang wäre es zweckmäßig, ein 
Nachschlagewerk zu schaffen über solche Amtsärzte 
aus der BRD/ aus WB, auf Grund deren Atteste Aus­
reisegenehmigungen erteilt wurden, die zum unge­
setzlichen Verlassen der DDR mißbraucht worden 
sind, bzw. deren Atteste als unwahr erkannt wurden. 
Damit würden weitere Grundlagen für das Erkennen 
von Anzeichen für ungesetzlichen Grenzübertritt 
entstehen.

6. Gründlichere Analyse des Prüfungsergebnisses 
und allseitig gesicherte Entscheidungen

Die Ergebnisse der Gespräche mit dem Antragsteller 
sowie der Antragsprüfung und die Einschätzung der 
Arbeitsstelle müssen laufend gründlich analysiert 
werden, um Verdachtsmomente für die Planung oder 
Vorbereitung des ungesetzlichen Verlassens der DDR 
und alle anderen Momente, die Ablehnungsgründe ge­
mäß DV 40/74, Ziff. 10.4.1. darstellen, unverzüglich 
herauszuarbeiten. Vor allem sind h'idersprüche 
zwischen Angeben des Antragstellers und Aufklärungs- ‘ 
ergebnissen durch Vergleich und andere geeignete 
Methoden beschleunigt aufzuspüren.
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Bein', analytischen Durchdringen des Materials kommt 
es besonders darauf an, die in der Anlage 3 zum 
Befehl 00b9/7^ des Ministers des Innern ur.d Chefs 
der DV? aufgeführten Anzeichen für die Planung bzw. 
Vorbereitung des ungesetzlichen Grenzübertritts zu 
prüfen und zu erkennen. Aus Ermittlungsverfahren 
wegen vollendeten ungesetzlichen Grenzübertritts 
unter Mißbrauch von Reisen in dringenden Familien­
angelegenheiten geht hervor, daß solche Anzeichen 
modifiziert u.a. darin bestehen können, daß

- der Antragsteller keine oder nur geringe fa­
miliäre, gesellschaftliche oder sonstige Bin­
dungen in der DDR besitzt, jedoch Verwandte 
oder andere enge Bindungen in nichtsozialisti­
sche Staaten bzw. Westberlin hat. Es ist be­
sonders zu beachten, wenn sich der Antrag­
steller erst nach vorangegangenen Reisen in 
dringenden Familienangelegenheiten von der 
Gemeinschaft isolierte oder westliche Lebens­
weisen bzw. Auffassungen verbreitete,

- nahe Verwandte von ihm für annähernd gleiche 
Zeiträume Ausreiseanträge nach nichtsozialisti­
schen Staaten bzw. Westberlin stellten bzw. 
genehmigt erhielten (einschließlich Übersied­
lungen) ;

- der als Besuchsziel angegebene oder andere Ver­
wandte in nichtsozialistischen Staaten oder 
Westberlin Besitzer von Unternehmen, Handwerks­
betrieben, Ladengeschäften o.ä. sind und auf' 
Grund ihres Alters- bzw. Gesundheitszustandes

Kopie BStÜ
AR 3



VVS JHS 001 - 209/75 - Blat* 134

der Verdacht besteht, daß der Antragsteller 
die Leitung des Geschäfts übernehmen soll;

- der Antragsteller Erbe eines Vermögens oder 
Inhaber eines Guthabens außerhalb dar DDR ist;

- der als Besuchsziel aufgeführte angeblich 
lebensgefährlich erkrankte Angehörige sich un­
mittelbar vor der Antragstellung besuchsweise 
in der DDR aufhielt und keine Anzeichen für 
eine bevorstehende, der Begründung entsprechende 
Erkrankung erkannt wurden oder bei nahen Ver­
wandten in der DDR über eine solche Erkrankung 
nichts bekannt ist;

- der Antragsteller in der Zeit vor der Beantra­
gung Teile seines Vermögens in gut transportablen 
beweglichen Werten, wie echtem Schmuck, wert­
vollen Münzen und Briefmarken, anlegte oder kon­
zentriert hochwertige 3ekleidungsgegenstände, 
wie Pelz- und Lederbekleidung, erwarb

u.a.m.

Deshalb ist es notwendig, das Zusammenwirken so­
wohl zwischen den Leitern des Paß- und Meldewesens 
und der Kriminalpolizei als auch zwischen den Offi­
zieren für Reiseangelegenheiten von Paß- und Melde­
wesen und den Offizieren für Straftaten des ungesetz­
lichen Grenzübertritts des Arbeitsgebietes III der 
Kriminalpolizei enger und operativer zu gestalten. 
Zwischen den letztgenannten Offizieren müssen ständig 
Konsultationen im Verlauf der gesamten Antrags­
prüfung erfolgen, um Feststellungen sofort richtig zu 
bewerten und bei Erfordernis die nahtlose Obergabe
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der Bearbeitung an die Kriminalpolizei zu gewährleisten, 
vor allem bei Anträgen solcher Personen, die in der 
Personenkartei der Kriminalpolizei bzw. Kartei des 
Offiziers für Straftaten des ungesetzlichen Grenzüber­
tritts bereits erfaßt sind oder bei denen Verdachts­
momente zum ungesetzlichen Verlassen der DDP- neu erar­
beitet wurden.
Das betrifft auch das Festlegen taktischer Varian­
ten, z.B. für die Mitteilung von Ablehnungen und 
die Wahl des dafür geeigneten Zeitpunktes.
Für die gründliche allseitige Prüfung erarbeiteter 
Verdachtsmomente sollten vor allem die o.a. neu zu 
schaffenden Ermittlungskräfte des Paß- und Meldewesens 
bzw. der Kriminalpolizei, je nach Charakter, Intensi­
tät und Umfang derselben, eingesetzt werden.

Werden Verdachtsmomente festgestellt, die auf die 
Mitwirkung verbrecherischer Organisationen oder von 
Staatsorganen der BRD bei auf den Mißbrauch von 
Reisen in dringenden Familienangelegenheiten gerich­
teten Handlungen hinweisen, ist sofort die Kreis­
dienststelle des MfS zu informieren.
Die Genehmigung von Anträgen darf erst erfolgen, 
wenn alle Prüfungen abgeschlossen sind und keiner­
lei Anhaltspunkte für die mißbräuchliche Benutzung 
der Reisen in dringenden Familienangelegenheiten 
ergaben.
Die Verantwortung für die volle Durchsetzung dieses 
Grundprinzips tragen die leitenden Offiziere, denen 
gemäß Dienstvorschrift 40/74, Ziff. 10.2.6. Entschei­
dungsbefugnisse übertragen wurden. Von ihnen ist — 
zu gewährleisten, daß die Erteilung einer Genehmi­
gung stets eine verantwortungsbewußt getroffene poli­
tische Entscheidung darstellt. Es muß Sorge getragen
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werden, daß die Entscheidungsbefugnis er Ausreisen 
von Bürgern, die das gc-sc-tziic;'.e :-;entenalter noc.. 
nicht erreicht haben oder keine Invaliden sind, in 
VPXÄ der Kategorie I nicht weiter als bis zu den 
unmittelbaren Vorgesetzten der Offiziere für Reise- 
angelegenheitor. delegiert wirJ.

Bei der Übergabe der Dokumente für der. grenzüber­
schreitenden Verkehr sind die in cer DV 40/7-r festge­
legten Gespräche mit den Bürgern unter Berücksichti­
gung der bei der Antragsprüfung getroffenen Fest­
stellungen zur Gesamtpersönlichkeit differenziert so 
zu führen, daß durch Stärkung des staatsbürgerlichen 
Bewußtseins eine hohe vorbeugende Wirkung gegenüber 
allen gegnerischen Einflüssen und Aktivitäten erreicht 
wird. Sie sind aufzufordern, die DDR würdig zu ver­
treten. Auf Anfragen ist r.itzuteilen, daß ^ie sich 
wegen erlittener Übergriffe und Willkürhandlungen in 
der BRD an die Ständige Vertretung der DDR wenden 
können.

Anhand der Überprüfungen und der Gespräche sollten 
bereits diejenigen bewußten Staatsbürger festgelegt 
werden, mit denen nach Rückkehr von der Reise indi­
viduelle Aussprachen (siehe Ziffer 2.3.) vorzusehen 
sind. Diesen Bürgern ist jedoch davon keinerlei 
Kenntnis zu geben, sie sind in keiner Weise aufzu­
fordern oder anderweitig anzuhaltcn, währer.a ihrer 
Reise gezielte Feststellungen zu treffen und caruoer 
nach Rückkehr zu berichten.
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Die vorbeugender. Maßnahmen gegenüber Personen, 
deren Anträge auf Reiser, in dringenden Familien­
angelegenheiten abgelehnt wurden bzw. die nach 
Vorsprachen von der Antragsteilung Abstand nähme:

_;hend, daß in Ergebnis intensiver Überprü­
fungen und allseitig gesicherter Entscheidungen bei 
Anträgen auf Reisen in dringenden Familienangelegen­
heiten die Möglichkeiten zum Erschleichen von Genehmi- 
.gungen noch mehr eingeschränkt werden, gewinnen vor­
beugende Maßnahmen hinsichtlich der von Ablehnungen 
betroffenen Personen zunehmend an Bedeutung.
Alle ihre Hanldungen, die den Verdacht begründen, daß 
sie die DDR auf ungesetzlichen Kege (Grenzcurchbruch, 
Schleusung, über sozialistisches Ausland) verlassen 
oder durch Demonstrativhandlungen Druck ausüben wollen, 
müssen rechtzeitig erkannt werden.

Das betrifft insbesondere diejenigen, bei denen

%
durch die Antragsnrüfung Verdachtsmomente für deno A o
beabsichtigten Mißbrauch der Reise zum ungesetz­
lichen Verlassen erarbeitet wurden (Täuschungs- 
u.a. Vorbereitungshandlungen, geäußerte Absichten 
u.ä.);

im Ergebnis der Prüfungen Tatsachen bekannt wurden, 
die darauf schließen lassen, daß Absichten zum un­
gesetzlicher. Verlassen der DDR bestehen (abgelehnte 
Obersiedlur.gs- und Eheschließungsanträge, enge 
Westkontakte bzw. Verbindungen zu Ausländern aus 
nichtsozialistischen Staaten oder Vertretungen
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solcher Staaten in der 7.DR, laufende Strafver­
fahren oder rechtskräftige Verurteilungen, Vor­
strafen wegen Straftaten gem. § 212 StGB, unge­
setzliches Verlassen der DDR durch engste Fa­
milienangehörige nach dem 13. OS. 1951 bzw. dem 
31.12.1971, fehlende familiäre oder sonstige 
Bindungen in cer DDR u.ä.)

auf Grund der Persönlichkeitsstruktur (Vorstrafe: 
wegen staatsgefährcer.cer Delikte, Ausschluß vom 
paß- und visafreiem Verkehr und andere Reisesper­
ren, Asozialität u.ä.) die Genehmigung versagt 
werden mußte, ohne daS konkrete Verdachtsmomente 
zum ungesetzlichen Verlassen der DDR vorliegen.

6

Es ist notwendig, daß dabei besonders solche Perso­
nen beachtet werden, die wegen der Ablehnung Eingaben 
und Beschwerden an Partei- und Staatsorgane richteten 
und auch von dort ablehnenden Bescheid erhielten.
Berücksichtigt werden müssen auch die Personen, die 
bei Dienststellen der DVP odög^uf ihren Arbeits- 
stellen wegen Reisen in drin^'-oen Familienangelegen­
heiten vorsprechen, jedoch meinen Antrag stellen, da 
von vornherein keine Aussichten auf Genehmigung be- 
stenen•

Irr. Ergebnis der Untersuchung zu dieser. Probien er- 
geben sich, insbesondere folgende Anforderungen an die 
volkspolizeiliche Arbeit:

- Stabilisierung und Erweiterung der Informationsbe­
ziehungen über Personen, denen Reiseanträge abge-
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lehnt wurden bzw. die nach Vorsprache bei VP- 
Dienststelien oder auf der Arbeitsstelle vor. der 
Antragstellung Abstand nahmen, von den Abtei­
lungen Paß- und Meldewesen der VPKA zur Kriminal­
polizei, Offiziere für Straftaten des ungesetz­
lichen Grenzübertritts in Forn der schriftlichen 
Informationen auf Vordruck PM 2 9 a gemäß Anlage 3 
zun Befehl 0059/74 des Ministers des Innern und 
Chefs der DVP. Zusätzlich sollte bei Beschäftigten 
von Betrieben mit 3S diese Dienststelle von der 
Ablehnung informiert werden;

Gewissenhafte Prüfung dieser Personen ir. den In­
formationsspeichern der DVP mit der. Ziel, Hinweise 
bzw. Verdachtsgründe, die auf eine Gefahr des 
ungesetzlichen Verlassens der DDR oder auf demon­
stratives Auftreten solcher Bürger hindeuten, zu 
erarbeiten bzw. zu verdichten (soweit nicht be­
reits im Rahmen der Antragsprüfung erfolgt);

Verantwortungsbewußte Entscheidung über die Ein­
leitung von differenzierten Maßnahmen zu solchen 
Personen gemäß Befehl 0059/74 des Ministers des 
Innern und Chefs der DVP durch den Leiter der 
Kriminalnoiizc. oder den Leiter des Kommissariates 
III der Kriminalpolizei auf Grundlage der
exakten Einschätzung der erarbeiteten Hinweise und 
Verdachtsgründe unter Beachtung der Persönlichkeit, 
Verhaltensweisen und Bindungen, z.B.

. zielstrebige Bearbeitung der Verdachtsmomente 
im Rahmen der Anzeigenprüfung mit dem Ziel der 
Entscheidung über die Einleitung eines Ermitt­
lungsverfahrens ,
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. Anordnung der Personenkor.trclle gemäß 031/70 
bzw. - nach Abstimmung mit dem Leiter des Kom­
missariates/ Sachgebietes I der Kriminalpolizei - 
gemäß Richtlinie 03/73 des Leiters der Abtei­
lung I der Hauptabteilung Kriminalpolizei,

. Durchführung eines vorbeugenden Gesprächs,

. Erfassung in den Speichern!tteln des Offiziers 
für Straftaten des ungesetzlichen Grenzübertritts 
der Kriminalpolizei und periodische Überprüfung 
der Person durch den ABV.

Durch Pückiniormation an Betriebe und Einrichtungen 
über abgelehnte Reiseanträge können deren Potenzen 
für die Kontrolle der Person in geeigneten Fallen 
erschlossen werden.

Die Kontrollmaßnahmen sind unter strikter V.'ahrung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit auf die Überprüfung 
des Vorhandenseins solcher Fakten auszurichten, die 
Absichten oder Vorbereitungshandlungen zum ungesetz­
lichen Verlassen der DDR zum Ausdruck bringen können.
Oftmals wird die kombinierte, offensive Anwendung 
verschiedenartiger, taktisch aufeinander abgestimmter 
Kontrollmaßnahmen erforderlich sein, um eine nach­
haltige erzieherische und vorbeugende Wirkung zu er­
zielen.
Die Ergebnisse der Kontrollen sind periodisch einzu­
schätzen. Sie sind einzustellen, wenn mehrmals nach­
einander keinerlei Anzeichen auf Absichten bzw. Vor­
bereitungshandlungen hindeuten.
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Es wird ersichtlich, daß die Maßnahmen zur vorbeugen­
den Sicherung von derartigen Personen zu gewährleisten 
haben, daß kein einziger Hinweis, der Schlüsse auf 
Handlungen zur?, ungesetzlichen Verlassen der DDR zuläßt, 
verlorengeht.
Deshalb kommt es auch hierbei auf ein enges leitungs­
mäßig gesichertes Zusammenwirken der beteiligten opera­
tiven Dienstzweige an und auf die zielgerichtete Zu­
sammenarbeit mit anderen Organen, Betrieben und Insti­
tutionen, bei denen nutzbare Informationen eingehen, 
um eine höhere Wirksamkeit bei der Vorbeugung und Be­
kämpfung dieser Straftaten entsprechend dem Grundan­
liegen vier Beschlüsse des Politbüros des ZK der SED 
vom 24. 04. 1973 und 07. 05. 1974 zu gewährleisten.

2.3. Die weitere Qualifizierung aer volkspolizei­
lichen Maßnahmen, die nach Rückkehr der Bürger 
in Reisen in dringenden Familienangelegen­
heiten erforderlich sind

Auf Grund der verstärkten und oft raffiniert verdeckten 
feindlichen Aktivitäten, die DDR unter Ausnutzung der 
erweiterten Kontaktmöglichkeiten zu unterwandern und 
zu zersetzen, ist der umfassende Rechtsschutz für DDR- 
Bürger, die eine Reihe in dringenden Familienangelegen­
heiten unternehmen, außerordentlich wichtig.
hr umfaßt die Erforschung und Aufdeckung aller Versuche
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und Maßnahmen zur Einbeziehung von solchen DDR-Bürger: 
in das feindliche Vorgehen gegen die DDR oder ihre An­
stiftung zu Straftaten gegen die staatliche Ordnung, 
insbesondere zus ungesetzlichen Verlassen der DDR, so­
wie die Feststellung von Übergriffen und Willkürhanc- 
lungen, die an ihnen während des Aufenthaltes in der 
BRD/ in Westberlin begangen wurden. Es muß gesichert 
werden, daß alle Auswirkungen des imperialistischer. 
Systems, insbesondere der politisch-ideologischen Di­
version, erkannt und entlarvt werden und der Schutz 
der betreffenden DDR-Bürger selbst gewährleistet wird.

Daraus sind auch Schlußfolgerungen für die weitere 
Erhöhung der Wirksamkeit der DVP bei der Durchführung 
von in der DV 40/74 angewiesenen Maßnahmen nach Rück­
kehr von Reisen in dringenden Familienangelegenheiten 
zu ziehen. Sie betreffen die folgenden beiden Aufgaben 
komolexe.

1. Höhere Ergebnisse der Aussprachen mit den wieder- 
eingereisten Bürgern sichern

Die Ergebnisse der Untersuchungen geben Anlaß zu 
der Feststellung, daß die Zielstellung der Aus­
sprachen mit den wiedereingereisten Bürgern nach 
Reisen in dringenden Familienangelegenheiten von 
vielen Leitern und Mitarbeitern des Paß- und Me! 
wesens noch nicht voll erkannt wird. Dadurch kommt 
es zur Unterschätzung dieser Maßnahme, die im Er-
gesr.is cessen ort unzureicnend organisiert wi 
und nur zu geringen Ergebnissen führt.

. U.
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bessere Voraussetzungen zu schaffen und sie stärker
_n den ^xiOKOunx i. ^er _ — . — ̂ s? — u. ^un^s c* L—v*.
keit zu stellen.

Zur Vertiefung des Verständnisses für eie hohe 
politische Bedeutung dieser Maßnahme iat es vor 
aller, notwendig, bei den darr.it beauftragter. Kräften 
überzeugend Wesen und Gefährlichkeit cer Politik 
des Imperialismus unter den veränderten Lagebedin­
gungen immer aufs neue zu klären und ihre Klassen­
wachsamkeit ständig weiter zu festigen. Sie sind 
dadurch zu befähigen, alle gegnerischen Einflußnah­
men sowie Auswirkungen des imperialistischen Systems 
und der politisch-ideologischen Diversion auf die 
Bürger, die eine Reise unternommen haben, zu erfor­
schen und zugleich bei geeigneten Bürgern Informa­
tionen zu gewinnen, die der weiteren Entlarvung und 
Aufklärung der Organisatoren und Träger cer poli­
tisch-ideologischen Diversion, cer Menschenhändler­
banden und anderer verbrecherischer Organisationen 
sowie Einrichtungen, die cen subversiven Kampf gegen 
die BOR führen, dienen.
Das erfordert, daß sie auch psychologisch einfühl­
sam bei der Führung der Gespräche vorzugehen im­
stande sind und taktisch-methodische Fragen der 
Gestaltung einer Aussprache beherrschen.

Auf Grund cer hohen Anforderungen an diese Kräfte 
wird es als notwendig angesehen, daß die Ausspra­
chen mit den wiedereingereisten Bürgern nur von 
cen Leitern Paß- und Meldewesen, ihren Stellver­
tretern bzw. - in VPXÄ der Kategorie I und II - 
der. o.a. Offizieren für Reiseangelegenheiten durch- 
geführt werder..
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Inhaltlich sind die Gespräche darauf auszurich.en, 
Angaben in den folgenden beiden Hauptrichtungen in 
Erfahrung zu bringen:

*

a) Angaben, die irr. Gespräch r.it allen Wiedereir.- 
gereisten. erforscht wercen sollten :

- Hinweise auf begangene oder beabsichtigte 
Vorbereitungshandlungen zum ungesetzlichen 
Verlassen der DDR;

- Angaben zur Überprüfung der angegebenen 
Reisegründe;

- Hinweise, die darauf hindeuten, daß der 
Bürger unter den Einfluß der politisch- 
ideologischen Diversion geraten ist, z.B. 
Verherrlichung der LebensVerhältnisse in 
cer BRD;

- Hinweise auf ungesetzliche Weiterreisen 
in Drittstaaten.

Diese Angaben sind vor aller, für die Organi­
sierung vorbeugender Maßnahmen auszuwerten bzw. 
bei cer Entscheidung über spätere Ausreisean­
träge zu berücksichtigen.
Verdachtsmomente, daß der Bürger etwas ver­
schweigt, sind zu dokumentieren und in geeig­
neter Form der Klärung zuzuführen.

b) Angaben, die nur bei bewußten Staatsbürgern der 
DDR erarbeitet werden können:

- Feststellung über die Tätigkeit west-
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Iicher Grer.zorgar.e (wie BGS, Zell, BG? u.a.) 
in Zusammenhang rr.it der Grenzpassage, insbe­
sondere Reg irr.es Verhältnisse;

Aktivitäten von Reportern zur Abschöpfung 
der DDR-Bürger in den.Reisezügen;

meldepolizeiliche Vorgänge und Angaben über
> rrdie Zahlung des s0 5er.ar.nten Begrüßungsgelces ;

- Hinweise über Berührungspunkte mit Feir.d- 
dienststeller., Geheimdiensten , Befragungs­
stellen. Revanchist er. verbanden oder anderer. 
Staatsorganen/Organisationen bzw. deren Be­
auftragte ;

- Hinweise über Kontakt- und Abschöpfungsver­
suche sowie Beeinflussung zur. ungesetzlichen 
Verlassen cer DDR;

- Provokationen gegenüber DDR-3-ürgern;

- Maßnahmen der gezielter, politisch-ideologi­
schen Diversion ge~er. den Reiseverkehr;

- durch Organisationen, Personengruppen oder 
Einzelpersonen gegebene Hinweise zum Er­
schleichen von Reisegenehmigur.gen (Mittel 
und Methoden zur Beschaffung vor. Dokumenten 
u.a.).

- Verhaltensweisen und Kontaktbestrebungen vor. 
ehemaliger. DDR-Bürgern, die ungesetzlich die 
DDR verließen;

- Verhaltensweisen anderer DDR-Bürger, die sich.

Kopte BStÜ
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besuchsweise in nichtsozialistischen Staaten 
und Westberlin aufhalten.

Die erarbeiteten Informationen dieses Komplexes 
sind für die weitere Vervollkommnung der Maßnah­
men zur Vorbeugung und Bekämpfung des ungesetz­
lichen Verlassens der DDR unter Mißbrauch von 
Reisen in dringenden Familienangelegenheiten, be­
sonders für das Antrags-, Prüfungs-und Genehmigungs­
verfahren auszuwerten und danach dem Arbeitsgebiet I 
der- Kriminalpolizei zur weiteren Veranlassung zu 
übergeben.

Durch die Leiter der VPXX ist zu sichern, dc±ß Ge­
spräche zur Erlangung der unter b) genannten An­
gaben unter strikter Beachtung der folgenden Prin­
zipien erfolgen:

- Sorgfältige Auswahl der Bürger- mit denen nach 
Rückkehr differenzierte Aussprachen durchgeführt 
werden.
Die Grundlage dafür bilden insbesondere cie Er­
gebnisse der Aufklärung und der Gespräche vor 
Genehmigung der Ausreise. Bei der Auswahl, auf 
die bereits im Verlauf des gesamten Prüfungs­
und Genehmigungsverfahrens hinzuarbeiten ist, 
sind cie Persönlichkeit des Bürgers, insbesondere 
sein Bewußtseinsstand, Intelligenzgrad und 
Charakter, und sein Verhalten während des Aufent­
haltes in der BRD/in Westberlin als entscheidende 
Faktoren zu berücksichtigen;

- Differenzierung der im Gespräch behandelnden 
Fragenkomplexe.
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Durch gründliche Vorbereitung muß gesichert 
werden, daß cer Inhalt der Fragestellung diffe­
renziert gestaltet wird. Vertrauliche Probleme 
können nur mit bewußter. Staatsbürgern behandell 
werden;

Durchführung der Gespräche auf cer Basis der 
Freiwilligkeit in vertrauensvoller Atmosphäre;

taktisch kluge Gestaltung der Aussprache.
Sie sollte mit allgemeinen Problemen begonnen 
werden und in dem Maße, wie Anknüpfungsmög­
lichkelten vorhanden sind und die Mitteilungs- 
bereitschaft besteht, zu konkreten Problemen 
übergeleitet werden;

Gewährleistung der individuellen Durchführung. 
Solche Gespräche sind erst dann möglich, wenn 
dafür Einzelzimmer zur Verfügung stehen und 
dadurch außer dem Bürger und dem durchführender 
Offizier keine weiteren Personen als Zeugen an­
wesend sind. Das erfordere, in den VPKA schritt 
weise die entsprechenden räumlichen Bedingunger 
zu schaffen.

Mit der qualifizierten Durchsetzung dieser Aufga­
benstellung erschließen sich für die Deutsche 
Volkspolizei Möglichkeiten,

- die Agitations- und Propagandaarbeit der Par­
tei wirkungsvoll zu unterstützen,

- dem MfS eine wertvolle Hilfe zu gewähren,

- Rückschlüsse für eie wirksame Vorbeugung
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und Bekämpfung des ungesetzlichen Verlassens 
der DDR und der politisch-ideologischen Diversion 
zu ziehen.

2. Die Maßnahmen der Deutschen Volkspolizei bei
nicht fristgemäßer Rückkehr von Reisen in dringen­
den Familienangelegenheiten wirksamer gestalten

Mit Nachdruck muß darauf hingewiesen werden, daß 
die Maßnahmen, der DVP bei nicht fristgemäßer Rück­
kehr von Reisen in dringenden Familienangelegen­
heiten gegen\vrärtig nicht den Sicherheitserforder­
nissen entsprechen.

In der Dienstvorschrift 40/74 wird die Überwachung 
der Rückkehr anhand des eingezogenen Personalaus­
weises, die Feststellung der Gründe bei Fristüber­
schreitung sowie die Prüfung des Sachverhalts und 
die Einleitung der erforderlichen Maßnahmen durch 
die Kriminalpolizei bei Nichtrückkehr gefordert. 
Einleitung und Bearbeitung von Ermittlungsverfahren 
werden durch die Gemeinsame Anweisung des General­
staatsanwaltes und des Ministers des Innern und 
Chefs der Deutschen Volkspolizei vom 1S. 04. 1973 
über die Bekämpfung von Angriffen gegen die Staats­
grenze geregelt.1'
Zusätzlich wurde durch Befehl 0053/74 ausdrücklich 
festgelegt, daß die Überschreitung der Wiederein- 
reisefrist durch Paß- und Mel"jwesen unverzüglich 
an die Kriminalpolizei zu melden ist, damit dem 
ungesetzlichen Verlassen der DDR durch nahe Verwandte 
der betreffenden Person durch umgehend einzuleiten­
de Sicherungsmaßnahmen zuverlässig vorgebeuct wird.

1) Vgl. besonders Ziffern 5.-, 13., 16. und IS.
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Bei den Untersuchung .. wurde festgestelit, daß 
diese Weisungen, insbesondere die Forderungen des 
Befehls 0059/7 4 in dieser Hinsicht, nicht konse­
quent verwirklicht werden. Das trifft auch zu auf 
die Anwendung des Ausschlusses vc?. paß- und visa­
freien Reiseverkehr bzw. von anderweitigen Aus­
reisebeschränkungen gemäß DV 015/7 2 gegenüber Ver­
wandten u.a. Rückverbindungen von Personen, welche 
die DDR unter Mißbrauch einer Reise in dringenden 
Familienangelegenheiten ungesetzlich verlassen 
haben, sofern die Voraussetzungen dafür vorliegen.

Es wurden folgende Reaktionsweisen angetroffen 
gegenüber Personen, die nicht fristgemäß von einer 
Reise in dringenden Familienangelegenheiten zu­
rückkehren :
3ei Fristüberschreitungen bis zu 12 Wochen werden 
meist nur bei der Abholung des Personalausweises 
Gründe erfragt bzw. vorgelegte begründende Schrift­
stücke (meist ärztliche Atteste) entgegengenommen 
und ohne weitere Überprüfung auf Glaubwürdigkeit 
akzeptiert.
In der Regel wurden bei längerwährenden Fristüber­
schreitungen Abmeldungen gemäß § 7 (5) der Melde­
ordnung vorgenommen, EV eingeleitet und Haftbefehle 
erlassen. In diesem Fall wird die Person bei Wieder­
einreise

- verhaftet, wenn gegen sie eine Fahncungsaus- 
schreibung gemäß Ziffer 17 der o.a.Gemeinsamen 
Anweisung vom 18.04.73 voriiegt (bei Verbrechen 
gegen die DDR, Gewaltverbrechen u.a. schweren 
Verbrechen);
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- in das zuständige zentrale Aufnahmeheim über­
führt, wenn sie aus anderen Gründen zur Ver­
haftung in Fahndung stand. (Vgl. Ziff. 18 der
o.a. Gemeinsamen Anweisung vom 13.04.1573).
Dem vorläufig eingestellter. ZV wird dort Fort­
gang gegeben.

%

Infolge Nichterforschung der wahren Gründe von 
Fristüberschreitungen bis zu 12 Wochen besteht die 
Gefahr, daß staatsfeindliche Handlungen und andere 
Rechtsverletzungen, die während des unrechtmäßigen 
ausgedehnten Aufenthalts außerhalb der DDR be­
gangen wurden, unaufgedeckt bleiben. Das kann zu 
schwerwiegenden Folgen führen, insbesondere wenn 
die betreffende Person mit imperialistischen Ge­
heimdiensten, Menschenhändlerbanden oder anderen 
verbrecherischen Organisationen in Verbindung ge­
treten ist. Es konnte bereits nachgewiesen werden, 
daß Feindorganisationen gefälschte Dokumente zur 
Begründung der Fristüberschreitung ausstellen.
Hinzu kommt, daß diese Handhabung vordergründig 
nach dem Zeitfaktor orientiert ist und die Ergeb­
nisse der Personenaufklärung aus der Antragsprüfung 
keine Berücksichtigung finden. Den gegenwärtig da­
mit konfrontierten PM-Xräften (VPKA, Abt. PM und 
Meldestellen) fehlen zudem konkrete Kenntnisse und 
echte Möglichkeiten, um während der Abholung des 
Personalausweises Anzeichen für begangene Rechts­
verletzungen im Zusammenhang mit nicht fristgemäßer 
Rückkehr festzustellen.

Zur Gewährleistung der exakten Feststellung der 
Gründe für nicht fristgemäße Wiedereinreise bei
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Reisen in dringender. Familienangelegenheiten wird
folgende Verfahrensweise für zweckmäßig erachtet:

a) Jeder Bürger, gegen den auf Grund der nicht 
fristgenäßen Wiedereinreise Ermittlungsver- 
fahren eingeleitet und Haftbefehl erlassen 
wurde, ist wie bisher entsprechend der Ge­
meinsamen Anweisung von 18.04.1373, Ziff. 17 
bzw. 23, zu behandeln.

b) Jeder andere Bürger, der nach Ablauf der 
Frist von der Reise zurückkehrt und gegen 
der. kein EV vor liegt, ist durch cen Leiter 
Paß- und Melöewesen, seinen Stellvertreter 
oder - in VPKA der Kategorie I ur.d II - 
durch einen Offizier für Reiseangelegen­
heiten zu den Gründen und Umständen der 
Fristüberschreitung bei der Abholung des 
Personalausweises eingehend zu befragen.
(Die Personalausweise sind daher unverzüg­
lich an diese Offiziere zu übersenden, so­
bald sie nicht fristgemäß abgeholt werden; 
die wieder eingereisten Bürger sind an 
diese Offiziere zu verweisen.)
Die Angaben der zurückkehrenden Person sind 
anhand der bisher vorliegenden Unterlagen, 
die vorgelegten begründenden Dokumente (z.B. 
Atteste über Krankheiten) mit geeigneter. 
Methoden (z.B. Prüfung auf Fälschungsan- 
zeichen und Vergleich mit bisherigen Er­
krankungen in Ausweis für Arbeit und Sozial- 
verischerung) zu prüfen.
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Vor. Bürgern, die sich auf eine Erkrankung 
als Überschreitungsgrund berufen, sollte eine 
amtsärztliche Einschätzung ihres Gesundheits­
zustandes gefordert werden.
Anhand des 3efragungsergebnissen sowie aller 
Unterlagen in der Reiseangelegenheit, insbe­
sondere der Personenaufklärung, ist einzu­
schätzen, ob

1. der Verdacht der vorsätzlichen Nichteinhal­
tung der Beschränkungen und Fristen für die 
Auj- bziv. !Viedereinreise begründet und des­
halb

- die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
wegen Verletzung § 213 StGB durch den Offi­
zier für Straftaten des ungesetzlichen Grenz­
übertritts der Kriminalpolizei zu prüfen,

- im minderschweren Fall die Durchführung 
eines Ordnungsstrafverfahrens wegen Ver­
letzung § 8 Paßgesetz erforderlich ist.

Wird von der Einleitung eines Ermittlungsver­
fahrens abgesehen, ist durch den Leiter der 
Kriminalpolizei über die Anordnung der Personen­
kontrolle auf der Grundlage aller in der Reise­
angelegenheit vorhandenen Unterlagen zu ent­
scheiden.

2. Hinweise vorliegen, daß die Person während 
ihres Aufenthalts außerhalb der DDR zu Organi­
sationen, Einrichtungen, Gruppen oder Per­
sonen Kontakt hatte, deren Tätigkeit gegen
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die DDR bzw. ihre staatliche Ordnung ge­
richtet ist oder in anderer Weise in Wider­
spruch zur sozialistischen Gesetzlichkeit 
steht.
Eingeschlossen davon sind Hinweise auf un­
würdiges oder aas Ansehen der DDR anderweitig 
schädigendes Verhalten.
In diesen Fall ist die Person nach Abstimmung 
mit der KD des MfS in ein zentrales Aufnähme- 
heim zu überführen, un eine sachkundige Klärung 
aller Umstände sowie der wahren Gründe der 
Fristüberschreitung zu gewährleisten.
Sofern es zur Entscheidungsfindung erforder­
lich ist, sollte der Offizier für Straftaten 
des ungesetzlichen Grenzübertritts der K oder 
ein Kriminalist des zuständigen Bezirksaufna’nme- 
heimes zur Befragung hinzugezogen werden.

Durch die Anwendung dieser Verfahrensweise bei 
Fristüberschreitungen, die in Ergänzungen zu den 
Dienstvorschriften 40/74 und IX/20 geregelt werden 
müßte, würde erreicht, daß

- bei jeder Überschreitung der Reisefrist eine 
Reaktion eintritt und eine exakte und differen­
zierte Klärung vorgenommen wird, womit zugleich0 0  '

eine vorbeugende Wirkung erzielt würde;

- spezielle Kräfte von Paß- und Meldewesen mit den 
erforderlichen Kenntnissen und Erfahrungen die 
Erstbefragungen durchführen, wodurch Anzeichen 
für Rechtsverletzungen qualifizierter herausge­
arbeitet werden können;
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- die Kriminalpolizei bei Verdacht einer Straf­
tat rechtzeitig einbezogen wird und solche Per­
sonen, bei denen keine Straftat nachzuweisen 
ist, unter Personenkontrolle gestellt werden 
können;

- die spezialisierten Kräfte der Kriminalpolizei 
in den zentralen und Bezirksaufnahmeheirnen zur 
Klärung der komplizierten fälle im engen Zusam­
menwirken mit dem MfS eingesetzt werden.

Diese Regelungen könnten in modifizierter Form auch 
bei nicht fristgemäßer Rückkehr von anderen Reisen 
Anwendung finden.

2.4. Die höhere Qualität des Antrags-, Prüfungs­
und Genehmigungsverfahrens durch wirksame 
Führungs- und Leitungstätigkeit sichern

Die notwendige höhere Qualität aller Maßnahmen der 
Deutschen Volkspolizei im Zusammenhang mit Reisen in 
dringenden Familienangelegenheiten, durch die eine 
nachhaltige Wirkung auf die Vorbeugung und Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassens der DDR erreicht \cerden 
muß, kann nur durch wirksame, sach- und personenbezogene 
Maßnahmen der Führungs- und Leitungstätigkeit herbeige­
führt und langfristig gesichert werden.
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Grundvoraussetzungen für eine den höheren Erforder­
nissen entsprechende Gestaltung des Antrags-, Prüfungs­
und Genehmigungsverfahrens sind

- die Auswahl und der Einsatz geeigneter Kader,

- die Vertiefung des Verständnisses für die hohe 
politische Bedeutung der Verhinderung des unge­
setzlichen Verlassens der DDR unter Mißbrauch 
von Reisen in dringenden Familienangelegenheiten 
und die Entwicklung des operativen Denkens bei 
allen am Verfahren mitwirkenden VP-Angehcrigen.

Den Schwerpunkte für Kaderauswahl und -einsatz bilden 
die Offiziere für Reiseangelegenheiten des Paß- und 
Meldewesens in den VPKÄ der Kat. I unc II. Diese 
Stellen müßten beschleunigt mit befähigten zuverlässi­
gen Kräften besetzt werden, damit die Organisation 
der Prozesse des Antrags-, Prüfungs- und Genehmigungs­
verfahrens durch sie konzentriert durchgeführt werden 
kann und bald spürbare Wirkungen eintreten - Das er­
fordert gezielte Maßnahmen der Leiter und des Kader­
organs in den VPKÄ.

Die Anforderungen an die politisch-ideologische Klar­
heit, das klassenmäßige Verhalten und die revolutionäre 
Wachsamkeit sollten noch stärker Gegenstand von Orien­
tierungen der Politorgare sein und von den Vorgesetzten, 
insbesondere in den VPKÄ, differenziert und zielstrebig 
entsprechend den konkreten Aufgabenstellungen der ein­
zelnen Angehörigen in der politischen Erziehungsarbeit 
berücksichtigt werden.

Die Entwicklung des operativen Denkens ist in den VPKÄ
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durch die Vorgesetzten vor allen in der täglichen Ar­
beit zu fördern und durch gemeinsame Beratungen, ins­
besondere zwischen den Offizieren für Reiseancelesen-o o
heiten des Paß- und Meldewesens und. den Offizieren für 
Straftaten des ungesetz-1ichen Grenzübertritts der 
Kriminalpolizei zu vertiefen.

Auf der Ebene der BDVP/des Präsidiums der Volkspolizei 
Berlin sollten periodisch Lehrgänge mit den verant­
wortlichen Offizieren des Paß- und Meldewesens statt­
finden, auf denen ihre politische und fachliche Quali­
fizierung ständig weiter vervollkommnet wird. Inhalt 
und Gestaltung dieser Lehrgänge und weiterer Maßnahmen 
im Rahmen der dienstzweigspezifischen Fachschulung 
müßten durch die Hauptabteilung Paß- und Meldewesen 
bestimmt werden.

Die regelmäßige Verallgemeinerung erkannter Becrehunrs-V' V> «W' * >
weisen des ungesetzlichen Verlassens der DDR, beson­
ders zum Erschleichen von Reisegenehmigungen, bzw. 
bewährter Methoden ihrer rechtzeitigen Aufdeckung in 
Rahmen der Antragsprüfung hat in diesem Zusammenhang 
hohe Bedeutung.

Bei der Hauptabteilung Paß- und Meldewesen des MdI 
sollten Dokumentationen darüber zusammengestellt und 
in entsprechender Weise für die Tätigkeit der nachge- 
ordneten Dienststellen ausgewertet werden. Die VS- 
Zeitschrift des Ministers des Innern und Chefs der DVP 
sollte stärker zur Information der Chefs der BDVP/des 
Präsidenten der Volkspolizei Berlin und der Leiter der 
VPKA über Probleme, Aufgaben und Erfahrungen bei der 
Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens der DDR unter 
Mißbrauch von Reisen in dringenden Familienangelegen­
heiten genutzt werden.
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Es wird deutlich, daß der Dienstzweig Paß- und Melde­
wesen seine federführende Rolle bei der Gewährleistung 
einer hohen Sicherheit in Verfahren bei Reisen in 
dringenden Familienangelegenheiten voll verwirklichen 
muß, um hohe Ergebnisse bei der Verhinderung des un­
gesetzlichen Verlassens der DDR unter Mißbrauch der­
artiger Reisen zu sichern.
Das erfordert auch ganz besonders eine hohe Qualität 
cer Analyse der Arbeitsprozesse auf diesem Gebiet 
durch die Abteilungen Paß- und Meldewesen cer BDVP 
und VPXÄ, um

- Lücken der Arbeitsweise, z.B. in der Arbeit mit 
dem Antragsteller, bei cer Gewährleistung einer 
hohen Aussagekraft der Speicher und ihrer voll­
ständigen Nutzung, bei der Aufklärung des Antrag­
stellers usw., schnell aufzuspüren und zu 
schließen;

- die sich verändernden Lagebedingungen und Bege­
hungsweisen mißbräuchlicher Ausnutzung rasch zu 
erkennen und die polizeilichen Maßnahmen fort­
laufend in Übereinstimmung damit so zu gestalten, 
daß keine Möglichkeiten zur Vollendung des unge­
setzlichen Verlassens der DDR auf diesem Wege 
offenbleiben und Anzeichen für Vorbereitungs- bzw. 
Versuchshandlungen zuverlässig aufgececkt werden;

- bewährte Arbeitsweisen herauszuarbeiten und für 
ihre rasche Verallgemeinerung zu sorgen;

- das Funktionieren des Zusammenwirkens mit den 
Kreisdienststellen des MfS und zwischen den opera­
tiven Dienstzweigen, insbesondere zwischen Paß-
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und Meldewesen und Kriminalpolizei, sowie der Zu­
sammenarbeit mit den Betrieben/Einrichtungen im 
Verfahren einzuschätzen und auf dem erforderlichen 
hohen Niveau zu gewährleisten.

Es wäre zweckmäßig, wenn die Aufgaben und Maßnahmen 
zur Gewährleistung einer wirksamen Führungs- und 
Leitungstätigkeit hinsichtlich der Prozesse im Ver­
fahren bei Reisen in dringenden Familienangelegen­
heiten, d.n. zur

- Auswahl und zum Einsatz geeigneter Kader,

- politischen und fachlichen Qualifizierung der 
Kräfte,

- Gestaltung der Informationsbeziehungen,

- Gewährleistung der Analyse,

- Sicherstellung des engen Zusammenwirkens mit den 
Kreisdienststellen des MfS, zwischen den operativen 
Dienstzweigen und mit der. Betrieben/Einrichtungen 
u.a.m.

in speziellen Führungsdokumenten der Stellvertreter 
Operativ der Chefs der 3DV? sowie der Leiter der VPKÄ 
bzw. ihrer Stellvertreter Operativ niedergelegt werden. 
Damit ist zugleich zu sichern, daß alle Maßnahmen in 
den Gesamtrahmen der Aufgabenstellung zur Gewährlei­
stung der Sicherheit der Staatsgrenze der DDR richtig 
eingeordnet werden.
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Anlage

Rahmen-Fragespiegel für Gespräche mit Antragstellern 
bei Reisen in dringenden Familienangelegenheiten

- Gehört der Bürger zum antragsberechtigten 
Personenkreis? - Dazu:

. Einsichtnahme in vorzulegende Dokumente, 
eie das Verwandtschaftsverhältnis nachweisen 
(z.B. Geburtsurkunden)

- Entsprechen die Reisegründe den gesetzlichen 
Anforderungen? - Dazu:

. Einsichtnahme in die vorzulegenden Nach­
weise über das Ereignis, weswegen die Reise 
angetreten werden soll.

- Welche Verwandten 1. Grades hat der Antragsteller 
In der DDR, wo sind sie wohnhaft, wo halten sie 
sich während der Dauer der geplanten Reise auf, 
welche berufliche Tätigkeit üben sie aus und wo 
sind sie beschäftigt (Angehörige der bewaffneten 
Organe und Geheimnisträger besonders beachten) ?

- Wer von diesen Verwandten hat Kenntnis über das 
die Reise begründende Ereignis, wodurch erhielt er 
sie? —

- Von wer. sollen während der Dauer der Reise be-
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steher.ce Erziehungspflichten gegenüber Kindern/ 
Jugendlichen wahrgenoraer. werden?
Wer versorgt während dieser Zeit irr. Haushalt 
lebende Kinder o.a. pflegebedürftige Personen?

- War der als Besuchspersor. angegebene Verwandte in 
der BRD/in WB früher in der DDR wohnhaft, wo und 
bis wann, warum und wie erfolgte die Übersiedlung 
(gesetzlich oder ungesetzlich)?

- Hat sich der als Ziel der Reise angegebene Ver­
wandte bereits besuchsweise in der DDR aufgehalten, 
wann, wie oft, bei wem?

- Wann und wo haben sich der DDR-Bürger und sein 
Verwandter zuletzt gesehen?

- Welche Verbindungen würden zwischen dem DDR-Bürger 
und dem zu besuchenden Verwandten unterhalten 
(Besuche, 3rief- bzw. Paketverkehr, Telefongespräche, 
Verbindungen über Dritte), ir. welchen Zeitabständen?

- In welchen sozialen und finanziellen Verhältnissen 
lebt bzw. lebte der Verwandte des DDR-Bürgers in 
der BRD/in WB (berufliche Tätigkeit und Arbeitsstel­
le, Einkommen, Besitz bzw. Hinterlassenschaft, Erben)?

- Kennten für den DDR-3ürger bzw. seinen Verwandten 
während des Aufenthaltes bzw. durch den Besuch vor­
aussehbare Schwierigkeiten oder anderweitige Pro­
bleme entstehen (politische Verfolgungen oder Diskri­
minierungen, finanzielle Belastungen, Beeinträchti­
gung der Gesundheit)?
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3. Einige aktuelle Erfordernisse und Aufgaben für die
Tätigkeit der Volkspolizei und anderen Organe des MdI, 
die sich im Zusammenhang mit der Vorbeugung, Aufklärung 
und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens der DDR 
aus Staatsbürgerschaftsfragen ergeben

3.1. Einschätzung einiger Seiten der politisch-operativen 
AusgangsSituation

Die Staatsbürgerschaft der DDR, die in Übereinstimmung 
mit dem Völkerrecht mit der Gründung unseres Staates ent­
stand und Ausdruck seiner uneingeschränkten Souveränität 
ist, verkörpert die Zugehörigkeit der DDR-Bürger zum 
sozialistischen deutschen Staat der Arbeiter und Bauern. 
Wie jede andere auch trägt sie Klassencharakter.

Im Ergebnis der zielgerichteten ideologischen Arbeit 
unserer Partei, des sozialistischen Staates und der ge­
sellschaftlichen Organisationen ist das sozialistische 
Staatsbewußtsein weiter gereift, wuchs die politisch­
moralische Einheit unseres Volkes. Die übergroße Mehrheit 
der 3ürger der DDR identifiziert sich mit dem sozialisti­
schen Staat und der sozialistischen GeselIschaftsordnung, 
woraus bewußtes Handeln für die Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft er’.%ächst. Die Über­
einstimmung der gesellschaftlichen mit den persönlichen 
Interessen stellt dafür die entscheidende Triebkraft dar.

Diese Einschätzung ist für die Charakterisierung der 
operativen Lage und Situation von größter Wichtigkeit, 
weil es sich bei Staatsbürgerschaftsfragen dem Wesen 
nach um Machtfragen und in diesem Sinne auch um Beker.nt- 
nisfragen handelt.

Kopie BStÜ
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Von diesen Positionen aus v/erden in Gesetz über die 
Staatsbürgerschaft der DDR vom 20. 02. 1967 klare Re­
gelungen vorgenommen.
Damit wird zum Ausdruck gebracht, daß unser Staat willens 
und in der Lage ist, die Interessen seiner Bürger in vol­
lem Umfange wahrzunehmen und nicht zuletzt der Grundge­
danke betont, daß er niemandem das Recht und die Möglich­
keit einräumt, von außen her die Beziehungen zwischen dem 
Staat und seinen Bürgern zu regeln oder zu beeinflussen.

Mit dem auf der 15. Tagung der Volkskammer beschlossenem 
Gesetz zur Ergänzung und Änderung der Verfassung der DDR 
vom 7. Oktober 197 4 wurden weitere wesentliche Voraus­
setzungen geschaffen, um das Staatsbürgerschaftsrecht der 
DDR noch wirksamer durchzusetzen.

Es darf in diesem Zusammenhang nicht übersehen werden, 
daß

- sich auch in Staatsbürgerschaftsfragen der Klassen­
kampf zwischen Sozialismus und Imperialismus wider­
spiegelt ;

- die ständig wachsenden internationalen politischen, 
ökonomischen, kulturellen, wissenschaftlichen, touristi­
schen und sonstigen Kommunikationen der DDR objektiv
zu vielfältigen Kontakten, Beziehungen und Bindungen 
zwischen DDR-Bürgern und Bürgern anderer Staaten 
führen, woraus auch Staatsbürgerschaftsfragen ent­
stehen können.

Dabei sind __

- die prinzipiell übereinstimmenden Rechtsauffassungen 
hinsichtlich Staatsbürgerschaftsfragen im Rahmen der 
sozialistischen Staatengemeinschaft und

Kopie BStÜ
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- die prinzipiell unterschiedlichen Rechtsauffassungen 
in dieser Hinsicht gegenüber den imperialistischen 
Staaten und anderen nichtsozialistischen Staaten 
einschließlich der Entwicklungsländer

zu beachten.

Daraus ergeben sich vielfältige komplizierte ur.d operativ 
bedeutsame Probleme.
Entsprechend der Ziel- und Aufgabenstellung für das vor­
liegende Forschungsvorhaben sollen davon nur diejenigen 
dargestellt werden, die im Zusammenhang mit der Vorbeugung, 
Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens 
der DDR sowie der Bekämpfung des staatsfeindlichen Men­
schenhandels stehen.

Die aggressiven imperialistischen Kräfte in der BRD ver­
suchen mit den verschiedensten Mitteln und Methoden der 
politisch-ideologischen Diversion, der Kontaktpolitik/ 
Kontakttätigkeit und mit anderen subversiven Maßnahmen, 
die enge Verbindung zwischen Staat und Bürgern in der DDR 
zu stören, das staatsbürgerliche Bewußtsein zu zersetzen 
und nationalistische sowie andere antisozialistische Ein­
stellungen zu erzeugen bzw. zu fördern.

Im Sinne des Urteils des Bundesverfassungsgerichts der 
BRD zum Grundlagenvertrag zwischen der DDR und der BRD 
werden mit den annexionistischen und illussionären Thesen 
von der angeblichen Existenz einer "einheitlichen deutschen 
Nation und Staatsangehörigkeit", "innerdeutscher Sonder- 
beziehungen" und einer "deutschen Rechtseinheit" auch 
massive Angriffe gegen die Position der DDR in Staarsbür- 
gorschaftsfragen unternommen. Damit sollen bei DDR-Bürgern 
Schwankungen und ablehnende Haltungen zur Politik der DDR 
hervorgerufen bzw. verstärkt und bis zum offenen Bruch mit

Kopte BStÜ
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der DDR geführt werden. Auf diese V.’eise sollen die Grund­
lagen geschaffen werden sowohl für Handlungen zun unge­
setzlichen Verlassen und zur Teilnahme am staatsfeindlichen 
Menschenhandel als auch für Forderungen nach Übersiedlung 
in die BRD bzw. nach Westberlin und Entlassung ans der 
Staatsbürgerschaft der BOR, zu denen vom Gegner über die 
verschiedensten Kanäle fortgesetzt direkt und indirekt 
aufgefordert wird.

Seit 1974 verstärken die Massenmedien der BRD die Popu­
larisierung erfolgter Übersiedlungen von Bürgern der DDR 
in die BRD und der von diesen Personen angewandten Metho­
den, die Entlassung aus der Staatsbürgerschaft der DDR zu­
erreichen. Diese Kampagne hat das offensichtliche Ziel, 
Bürgern der DDR, die sich mit gleichen Absichten tragen, 
"erfolgversprechende" Verhaltensweisen zu offerieren und 
unschlüssigen Bürgern Mut zu machen, ihre Anträge auf 
Entlassung aus der Staatsbürgerschaft der DDR und auf 
Ausreise in die 3RD zu stellen.

In einer Sendung des SFB vom 17. 1. 75, 19.o5 Uhr, wurde 
z.B. empfohlen, "fehlgeschlagene Fluchtversuche, Gefängnis­
strafen und nervenzermürbenden Kleinkrieg” durchzustehen, 
um die Entlassung aus der Staatsbürgerschaft der DDR zu 
erzwingen. Es werden auch solche Hinweise zur Durchsetzung 
der Übersiedlungsabsicht gegeben, wie "den DDR-Behcrden 
derart viel Ärger machen, daß sie schließlich nachgeben" 
(BBC London, 1o9.74, 2o.15 Uhr) oder "bei Abweisung oder 
Nichtbeantwortung von Anträgen auf Übersiedlung in die 
BRD Öffentlich dafür demonstrieren" (Berliner Morgenpost, 
25.5.74, Stern 22.S.74).

Di_se sichtbaren Zusammenhänge zwischen ungesetzlichem 
Verlassen, der Tätigkeit der kriminellen Menschenhändler­
banden, Staatsb ürgerschaftsfragen und provokatorischen De­
monstrativhandlungen kommen auch in folgendem zum Ausdruck.

Kopie BStÜ
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Charakteristisch für die Begründung von Ersuchen auf 
Obersiedlung, vordergründig nach der BRD und Westberlin, 
ist die Bezugnahme auf den Grundlagenvertrag, auf die 
Aufnahme der DDR als UNO-Mitglied und Hinweise auf ent­
sprechende Konventionen. In einem Teil diesbezüglicher 
Eingaben bringen die Antragsteller u.a. eine offene Ab­
lehnung der gesellschaftlichen Ordnung in der DDR zun 
Ausdruck, drohen ungesetzliches Verlassen der DDR an 
bzw. versuchen durch demonstratives Auftreten in der 
Öffentlichkeit, eine Übersiedlung zu erzwingen.

Diese Erscheinungen, in denen sich anschaulich die Aus­
wirkungen der verbrecherischen Feindangriffe widerspie­
geln, zeigen deutlich, daß der Gegner jede Möglichkeit 
nutzt, um seine langfristige Konzeption zur Trennung der 
DDR von ihren Bürgern und zur Organisierung einer "Massen­
flucht vor den Kommunisten" - als einer der bekannten 
menschenfeindlichen Methoden des Imperialismus im Kampf 
gegen den Sozialismus sowie bei der Vorbereitung und 
Führung von Kriegen - zu verwirklichen.

Die Schärfe der Klassenauseinandersetzung zwischen der 
DDR und der BRD in Staatsbürgerschaftsfragen kommt be­
reits- im entsprechenden Protokollvermerk zum Grundlagen­
vertrag zum Ausdruck, wonach "Staatsangehörigkeitsfragen 
durch den Vertrag nicht geregelt werden (konnten)."
Die DDR geht dabei "davon aus, daß der Vertrag eine Re­
gelung der Staatsangehörigkeitsfiagen erleichtern wird."

Ein wesentliches Angriffsfeld des Gegners bilden auch 
die sich objektiv erweiternden internationalen Kommuni­
kationen der DDR mit nichtsozialistischen Ländern. Die 
sich daraus ergebenden Kontakte, Beziehungen und Bindungen 
zwischen DDR-Bürgern und Bürgern nichtsozialistischer 
Staaten werden im breiten Maße für die ideologische Be-
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flussung, die Durchführung der Kontaktpolitik/-tätig- 
keit, die Organisierung des staatsfeindlichen Menschen­
handels sowie des ungesetzlichen Verlassens, aber auch 
für geheimdienstliche und andere volksfeindliche Zwecke 
genutzt.

Die Breite der sich aus dem grenzüberschreitenden Per­
sonenverkehr ergebenden Kontaktiröglichkeiten wird daran 
sichtbar, daß

17.329.537 Aus- und Einreisen im 2. Halbjahr 1973 und 
16.350.630 Aus- und Einreisen im 2. Halbjahr 1974

stattfanden.
Weiterhin muß berücksichtigt werden, daß mit Stand vom 
31. Dezember 1974 in der DDR 63.358 Ausländer, davon
11.617 Bürger aus nichtsozialistischen Staaten, gemäß 
§ 7 der Meldeordnung ständigen Wohnsitz oder Aufenthalt 
bzw. Aufenthalt aus berufsbedingten Gründen (Studium, 
Berufsausbildung, Berufsausübung) hatten.

Die Auswirkungen dessen zeigen sich u.a. auch in Staats­
bürgerschaftsfragen bei enger Verbindung mit Problemen 
des ungesetzlichen Verlassens. So stiegen die Anträge 
auf Eheschiießungen mit Bürgern nichtsozialistischer 
Staaten,- was zumeist mit dem Erwerb einer anderen Staats­
bürgerschaft verbunden ist, 1974 gegenüber 1972 um 2S4 
auf insgesamt 699, d.h. um 6S,4 %. Dabei betrug, die Stei­
gerung bei Anträgen auf Eheschließungen mit solchen Per­
sonen, deren Wohnsitz sich in nichtsozialistischen Aus­
land befindet, sogar 76,8 %. Im Zusammenhang damit standen 
oft Obersiedlungsvünsche.
Der Anstieg konzentriert sich vor allem auf Eheschiießunqs- 
anträge mit Bürgern bestimmter west- und nordeuropäischer 
Länder (Frankreich, Italien, Niederlande, Schweden, Groß-
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britannien, Österreich), der Türkei und Algeriens.
Unter den Antragstellern befanden sich eine Reihe DDR- 
Bürgerinnen mit Hoch- bzw. Fachschulabschluß.
Andererseits wurden bei 13,8 % der Täter, die in Jahre 
1974 das ungesetzliche Verlassen vollendeten, Verlöbnisse 
und Liebesverhältnisse r.it Personen aus nichtsozialisti­
schen Staaten, in der Mehrzahl mit Bürgern der BRD und 
Westberlinern, festgestellt. Von den wegen Straftaten 
gemäß § 215 StGB Beschuldigten, bei denen solche Verlöb­
nisse und Liebesverhältnisse bekannt geworden sind, war 
75,3 % die Vollendung des ungesetzlichen Veriassens mög­
lich.

Diese Verflechtung macht die potentielle Gefährdung der 
Personen mit solchen Verbindungen für Handlungen des 
ungesetzlichen Verlassens bzw. durch die Tätigkeit der 
kriminellen Menschenhändlerbanden ebenso sichtbar wie 
die Notwendigkeit, bei der Entscheidung von Anträgen auf 
Eheschließung die Vorbeugung des ungesetzlichen Verlassens 
stärker in den Blickpunkt zu stellen.

Ein weiterer gegnerischer Ansatzpunkt in Staatsbürger­
schaftsfragen mit Bedeutung für das ungesetzliche Ver­
lassen besteht im Vorhandensein von PoppelStaatlern mit 
ständigem Wohnsitz in der DDR. Es handelt sich um solche 
DDR-Bürger, die eine weitere Staatsbürgerschaft besitzen. 
(Diese 3ürger sind verpflichtet, der DVP den Besitz aus­
ländischer Personaldokumente gemäß § 7 Absatz 3 der Per- 
sonalausweisordnung vom 23.9.1963 -i.d.F. des Anpassungs­
gesetzes vom 11.6.196S und der Anpassungs-VO vom 13.6.63 - 
zu melden) .

Die wesentlichste Ursache für das Entstehen der doppelten 
Staatsbürgerschaft besteht in der Verschiedenartigkeit des
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Staatsbürgerschaftsrechts in den einzelnen Staaten, 
insbesondere in der unterschiedlichen Ausgestaltung der 
Erwerbsgründe ''z.B. auf Grund de? Geburtsortes oder der 
Abstammung, durch Eheschließung) sowie der Voraus­
setzungen für den Verlust.

In Jahre 1974 wurden vorwiegend von westeuropäischen 
Staaten zahlreiche Noten an das MfAA der DDR übergeben, 
in denen der Versuch unternommen wird, unter Hervorhebung 
"humanitärer Gründe" die Interessen dieser Doppelstaatler 
zu vertreten.

Derartige Praktiken stehen eindeutig im Widerspruch zum 
Völkerrecht und stellen eine Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der DDR dar.
Zugleich versuchen derartige Personen, angebliche Rechts­
ansprüche, u.a. in Fragen der "Freizügigkeit" im Reise­
verkehr geltend zu machen. Eine Reihe solcher Fälle wurde 
zum Anlaß für journalistisch hochgespielte Pressekampagnen 
bzw. "Interventionen" bei der UNO oder ihren Spezialorgani 
sationen genommen.

Mit Stand vom 31. Dezember 1974 waren bei der DVP offi­
ziell als Doppelstaatler registriert:

69 DDR-Bürger, die gleichzeitig die Staats­
bürgerschaft eines sozialistischen Staates 
besitzen, und

. 1.183 DDR-Bürger, die gleichzeitig die Staats­
bürgerschaft eines nichtsozialistischen 
Staates besitzen,

davon u.a.
553 Österreichs,
203 der Schweiz,
133 Frankreichs,
94 der Niederlande,
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73 Italiens,
40 Großbritanniens.

Operative Erfahrungen weisen darauf hin, daß darüber 
hinaus mit einer Dunkelziffer bzw. Latenz auf diesem 
Gebiet gerechnet werden muß, da nicht alle Bürger ihrer 
diesbezüglichen Meldepflicht nachkommen. Das zielge­
richtete Aufspüren derartiger Verstöße ist deshalb eine 
wichtige Aufgabe.

Die DDR handelt hinsichtlich der auf ihrem Territorium 
ständig wohnhaften Doppelstaatler in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht als auch der internationalen Praxis, 
wenn sie diese nur als ihre Staatsbürger betrachtet.
Dieser Grundsatz wurde bereits im Jahre 1950 durch die 
Haager Kodifikationskonferenz zu Fragen der doppelten 
Staatsbürgerschaft fixiert. Im Artikel 5 der Schlußakte 
heißt es dazu: "Jeder der beteiligten Staaten darf den 
Mehrstattler als seinen Bürger betrachten, ohne auf die 
fremde Staatsangehörigkeit Rücksicht zu nehmen."

Daraus ergibt sich auch der Rechtsstandpunkt, daß Doppel­
staatler aus anderen Staatsbürgerschaften keine besonderen 
Rechte und Pflichten gegenüber der DDR geltend machen 
können. Dieser Grundsatz hat auch Eingang in das Staats­
bürgerschaftsgesetz der DDR gefunden (§ 5 Absatz 1).

Besondere Rechtsansprüche, beispielsweise auf ungehinderte 
Ausreisen, leiten sich für diesen Personenkreis keines­
falls ab; auch für die in der DDR akkreditierten Botschaf­
ten gibt es keine rechtliche Grundlage, Ausreisen bzw. 
"Freizügigkeit" für diesen Personenkreis unter Berufung 
auf Staatsbürgerschaftsfragen fordern. zu können.
Dabei ist im sicherheitspolitischen Interesse zu beachten, 
daß die in der DDR akkreditierten Botschaften und bevor­
rechteten Personen aus nichtsozialistischen Staaten ver­
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stärkt versuchen, diesen Personenkreis widerrechtlich 
in ihr "Betreuungssysten" (z.B. Einladungen in die Bot­
schaft zu Festlichkeiten, Aufforderung zur Paßver­
längerung sowie Wehrdienstableistung usw.) einzube­
ziehen.

Es ist offensichtlich, daß sich aus einer derartigen 
Stellung und solchen Beziehungen bestimmter DDR-Bürger 
die Gefahr des Entstehens von Motiven und Absichten 
zum Verlassen der DDR ergibt, die zu Obersiedlungsan- 
trägen,aber auch zu Straftaten des ungesetzlichen Ver­
lassens sowie zun Eingehen auf Angebote der kriminellen 
Menschenhändlerbanden führen kann. Einzelbeispiele dafür 
liegen vor.

Da auch zwischen Staaten mit gleichartigen sozial- 
ökonomischen Ordnungen die Nachteile einer doppelten. 
Staatsbürgerschaft nicht übersehbar sind, besteht bei 
der Mehrheit der sozialistischen Staaten das Bestreben, 
im geneinsamen Einvernehmen die doppelte Staatsbürger­
schaft \-/eitestgehend zu reduzieren und künftige Fälle 
des Entstehens einer doppelten Staatsbürgerschaft zu 
verhindern.
Diesem Ziel dienen die bereits abgeschlossenen bila­
teralen Staatsverträge der DDR mit der UdSSR, der IJVR, 
der VR3 und der CSSR.

Trotz Bemühungen auf internationaler Ebene (einschließ­
lich in der UNO) um einen. Modus, das Problem der doppel­
ten Staatsbürgerschaft befriedigend zu lösen, zeigt die 
Praxis, daß echte Lösungen für die beteiligten Bürger 
und Staaten erst auf der Basis der sozialistischen Ge­
sellschaftsordnung erreichbar sind.
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Eine besondere Rolle spielt auch das Problem der 
Staatenlosigkeit. Mit Stand vom 51. Dezember 1974 varen 
auf dem Gebiet der DDR insgesamt 5.549 Personen ständig 
wohnhaft, die aus sehr unterschiedlichen Gründen keine 
Staatsbürgerschaft besitzen bzw. eine solche positiv 
nicht nachweisen können (Staatenlose). Vergleichsgrößen 
aus anderen sozialistischen Staaten liegen nicht vor.

Geführte Untersuchungen erbrachten, daß dieser Personen­
kreis in den letzten Jahren (1972 - 1974) in geringem 
Maße an der Begehung von Straftaten des ungesetzlichen 
Grenzübertritts beteiligt war. Operative Erkenntnisse 
besagen jedoch, daß Staatenlose trotzdem im Blickpunkt 
der Aufmerksamkeit des Klassengegners stehen und deshalb 
unter stärkere Kontrolle gestellt werden müssen.
Sie können insbesondere dann operativ interessant werden, 
wenn deren rechtlicher Status durch die gezielte Tätig­
keit des Gegners dazu genutzt wird, daß diese Bürger die 
Staatsangehörigkeit nichtsozialistischer Staaten anstre­
ben und damit verbunden Probleme bei Ehegatten und 
Kindern mit DDR-Staatsbürgerschaft, insbesondere Reise­
oder Übersiedlungsersuchen entstehen, aus deren Ablehnung 
Handlungen zum ungesetzlichen Verlassen der DDR erwachseno o
können.

Die gesetzlichen Vorkehrungen der DDR, mit Notwendigkeit 
dem Entstehen von neuen Fällen der Staatenlosigkeit ent­
gegenzuwirken, ergeben sich aus § 6 Absatz 1 des Staats­
bürgerschaftsgesetzes. In den letzten Jahren konnte 
schrittweise eine Reduzierung der in der DDR lebenden 
Staatenlosen erreicht werden.

Von politisch-operativem Interesse sind auch die 
1.159 Bürger aus nichtsozialistischen Staaten sowie 
aus Westberlin, denen im Zeitraum von 1970 bis ein­
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schließlich 2. Halbjahr 1974 die Staatsbürgerschaft 
der DDR verliehen wurde, vor allen wegen ihrer möglichen 
Beziehungen und Rückverbindungen in diese Staaten bzw. 
nach Westberlin.

Die besondere politisch-operative Bedeutung der quali­
fizierten Erfüllung der Aufgaben der DVP und der Organe 
für Innere Angelegenheiten auf den Gebiet des Staats­
bürgerschaftsrechts resultiert demzufolge vorrangig aus 
der Tatsache, daß der Klassengegner, insbesondere die 
kriminellen Menschenhändlerbanden sowie die Inspiratoren 
und Organisatoren des staatsfeindlichen Menschenhandels, 
aber auch feindlich-negative Kräfte in der DDR vielseitige 
verbrecherische Aktivitäten unternehmen, um unsere recht­
lichen Regelungen über die Staatsbürgerschaft für das 
ungesetzliche Verlassen der DDR zu mißbrauchen. Dabei 
finden diese verbrecherischen Kräfte juristischen Rücken­
halt und Schutz im anexionistischen Staatsbürgerschafts­
gesetz der BRD.

Hauptsächliche Ansatzpunkte für den Gegner sind zu­
sammengefaßt :

- der Aufenthalt von Ausländern aus dem NSW in der DDR,
- die Reisemöglichkeiten aus der bzw. in die DDR,
- die Regelungen zum Erwerb bzw. Verlust der Staats­
bürgerschaft der DDR,

- das Vorhandensein von Doppelstaatlern und Staaten­
losen auf dem Territorium der DDR.

Im Ijsanmennang mit diesen Ansatzpunkten zeigen operative 
Erfahrungen eindeutig, daß ein Teil der Personen, die aus 
den unterschiedlichsten Gründen und Motiven Anträge auf 
Entlassung aus der Staatsbürgerschaft der DDR, auf Ehe-
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Schließung und Ausreise aus der DDR, auf "Freizügigkeit" 
im Reiseverkehr u.a. gestellt haben und deren Anträge ab­
gelehnt wurden, im Zusammenhang mit staatsfeindlichem 
Menschenhandel, ungesetzlichem Verlassen der DDR sowie 
antisozialistischen Demonstrativhandlungen angefallen ist.

Bei den Anstrengungen zur wirksamen Anwendung des Staats­
bürgerschaftsrechts der DDR gegen den staatsfeindlichen 
Menschenhandel und das ungesetzliche Verlassen der DDR 
ist deshalb davon auszugehen, daß Staatsbürgerschafts­
fragen selten ohne eine Kopplung mit anderen polizeilich 
beachtenswerten Erscheinungen auftreten.
Das erfordert, die Zusammenhänge zwischen einzelnen Seiten 
der Aufgaben zur Durchsetzung des Staatsbürgerschaftsrechts 
und den Anforderungen an die Arbeit des MdI und seiner 
Organe zur rechtzeitigen Aufdeckung und Verhinderung von 
Handlungen des ungesetzlichen Verlassens der DDR exakter 
herauszuarbeiten und operativ abzusichern.

3.2. Erfordernisse für die Tätigkeit der DVP und anderer 
Organe des MdI bei der Verwirklichung von Aufgaben 
in Staatsbürgerschaftsangelegenheiten im Zusammen­
hang mit der Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassens der DDR

Aus den dargestellten Lagebedingungen, vor allem aus der 
weiteren Verschärfung der Klassenauseinandersetzung mit 
dem Imperialismus, erwachsen ständige neue und steigende 
Anforderungen an die Tätigkeit der DVP und anderer Organe 
des MdI bei der Verwirklichung von Aufgaben in Staats- 
bürgerschaftsangelegenheiten und ihrer zweckmäßigen Ein­
ordnung in die Gesamtaufgabenstellung zur jederzeitigen
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Gewährleistung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
in der DDR.
Es geht besonders darum, daß mit jeder Entscheidung

- die internationale Position der DDR' weiter gefestigt 
und ihr Ansehen weiter gehoben,

- der Rechtsstandpunkt der DDR in Staatsbürgerschafts­
fragen konsequent durchgesetzt,

- die innere Sicherheit und Ordnung der DDR gestärkt,

- eine konsequente Durchsetzung der Befehle und An- 
xveisungen garantiert

wird.

Die Durchführung aller Maßnahmen im Zusammenhang mit 
Antragstellungen auf

- Übersiedlung nach nichtsozialistischen Staaten bzw. 
Westberlin oder auf Übersiedlung und Rückkehr in die 
DDR (einschließlich Familienzusammenführung),

- Eheschließung zwischen DDR-Bürgern und Ausländern 
bzw. Westberlinern,

- Verleihung der Staatsbürgerschaft der DDR bzw. auf 
Entlassung aus ihr, auf ihre Aberkennung und ihren 
Widerruf

bzw. in bezug auf Doppelstaatler und Staatenlose mit 
ständigem Wohnsitz in der DDR muß deshalb als Verwirklichung 
politischer Aufgaben erfolgen.
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Entscheidende Voraussetzung dazu ist die entsprechende 
Qualifizierung und operativ wirksamere Gestaltung der 
politisch-ideologischen Arbeit.

Die Angehörigen müssen weiter systematisch befähigt 
werden, den Klasseninhalt der Politik der Partei in 
Staatsbürgerschaftsfragen in seiner Breite und Bedeutung 
richtig zu verstehen, die sich daraus für ihre Dienst­
durchführung ergebenden Konsequenzen allseitig zu er­
kennen und danach zu handeln. Deshalb muß besonders 
ständig darüber Klarheit geschaffen werden, daß

- der Gegner alle sich bietenden Möglichkeiten nutzt, 
um Widersprüche zwischen den Bürgern und dem so­
zialistischen Staat zu erzeugen und die sozialistischen 
Gesellschaftsverhältnisse in der DDR international 
politisch zu diffamieren;

- dabei die in den letzten Jahren entstandenen und 
weiter wachsenden internationalen Kommunikations­
möglichkeiten aus dem Reiseverkehr und aus der Zu­
nahme der Tätigkeit diplomatischer und Pressever­
treter aus nichtsozialistischen Ländern eine besondere 
Rolle spielen.

In diesem Zusammenhang sind der Umfang und die politische 
Bedeutung der Aufgaben des MdI und seiner Organe noch 
sichtbarer zu machen, die sich aus der Durchsetzung des 
Staatsb ürgerschaftsrechts der DDR unter den Bedingungen 
der gegnerischen Tätigkeit sowohl hinsichtlich der DDR- 
Bürger als auch der Ausländer, Doppelstaatler und Staaten­
losen ergeben.

Besondere Beachtung verdient dabei der komplexe Charakter 
der Aufgaben. Oberzeugend und anschaulich müssen deshalb
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die Verantwortung und die konkreten Anteile der zusam- 
menwirkenden Kräfte der Volkspolizei und anderer Organe 
des >141 herausgearbeitet werden. Die zuständigen Leiter 
müssen Klarheit darüber schaffen, daß die Lösung der 
Aufgaben nicht nur von den Angehörigen der Organe für 
Innere Angelegenheiten und des Paß- und Meldewesens, 
sondern insbesondere auch von den Angehörigen der Krimi­
nalpolizei und des Streifendienstes der Schutzpolizei 
sowie den ABV größeres politisches Verständnis sowie 
hohes operatives Vermögen erfordert.

Diese Problematik muß auch in der Bildung und Erziehung 
an den Schulen des MdI einen wichtigen Platz einnehmen, 
sowohl bei der Ausbildung von Führungskadern, anderen 
leitenden Kadern als auch differenziert in der Offiziers­
ausbildung. Es kommt vor allem darauf an, die politischen 
und operativen Anforderungen und die effektivste Arbeits­
weise auf diesem Gebiet praxiswirksam zu vermitteln.
Eine tiefgründige und allseitige Ausbildung auf diesem 
Gebiet müssen auf Grund ihrer spezifischen Aufgabenstel­
lung insbesondere die Angehörigen des Paß- und Melde­
wesens, die Mitarbeiter der Organe für Innere Angelegen­
heiten, die Angehörigen der Arbeitsgruppen für Ausländer­
kriminalität der Dezernate II der Kriminalpolizei, die 
Angehörigen des Wachkommandos Missionsschutz und die auf 
den Transitstrecken tätigen Angehörigen der Verkehrspolizei 
erhalten.

Der politische Charakter der Maßnahmen in Staatsbürger- 
schaftsangelesjenheiten wird besonders sichtbar an Hando  o

ihrer Bedeutung für die Bekämpfung des staatsfeindlichen 
Menschenhandels, für die Vorbeugung, Aufklärung und Ver­
hinderung des ungesetzlichen Verlassens der DDR sowie 
für die Vorbeugung und Verhinderung provokatorischer 
Demonstrativhandlungen.



Wie die Untersuchungen erbrachten, kommt es grundsätzlich
darauf an, daß

- alle vorhandenen und neu zu schaffenden Möglichkeiten 
im Zusammenhang mit der Bearbeitung und Entscheidung 
von Staatsbürgerschaftsfragen für die Vorbeugung des 
ungesetzlichen Verlassens einschließlich der Beseiti­
gung begünstigender Bedingungen ausgeschöpft werden;

- die sclwerpunktmäßige vorbeugende Überwachung und 
Kontrolle gefährdeter Personen besser gewährleistet 
wird. In diesem Zusammenhang hat die konsequente 
Durchsetzung der polizeilichen Meldebestimmungen, 
insbesondere hinsichtlich besuchsweisen Aufenthalts 
und der Angaben über Nebenwohnungen, besondere Be­
deutung ;

- die den einzelnen Tätigkeiten in Staatsbürgerschafts­
angelegenheiten innewohnenden Potenzen für die In- 
formations^ewinnung zum Erkennen der Aktivitäten deru  o

kriminellen Menschenhändler, von Absichten, Begehungs­
handlungen, Ursachen und Bedingungen zum ungesetz­
lichen Verlassen der DDR sowie von beabsichtigten 
Demonstrativhandlungen vollständig genutzt und neue 
Potenzen in dieser Hinsicht erschlossen werden;

- die in der Anweisung Nr. 049/74 des Ministers des 
Innern und Chefsder DVP festgelegten Informations­
pflichten und -beziehungen zwischen den Organen für 
Innere Angelegenheiten, dem Paß- und Meldewesen, der 
Kriminalpolizei und gegenüber den Diensteinheiten 
des MfS bei Antragstellungen auf Übersiedlung nach 
nichtsozialistischen Staaten bzw. Westberlin, Ehe­
schließungen mit Bürgern solcher Staaten bzw. West­
berlinern sowie Entlassung aus der Staatsbürgerschaft 
der DDR exakt durchsetzt und weiter vervollkommnet 
werden;
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- jede Maßnahme sinnvoll in den Gesamtkomplex der 
Aufgaben und Maßnahmen im Kampf gegen den staats­
feindlichen Menschenhandel sowie das ungesetzliche 
Verlassen eingeordnet wird;

- ein enges Zusammenwirken zwischen den beteiligten 
Dienstzweigen der DVP und anderen Organen des MdI 
sowie den zuständigen Diensteinheiten des MfS in 
allen Phasen der Prüfung und Entscheidung von 
Staatsbürgerschaftsangelegenheiten gewährleistet 
wird;

- zur Lösung der in diesem Zusammenhang stehenden 
Aufgaben, insbesondere zur qualifizierten Gesprächs­
führung mit Antragstellern, politisch und fachlich 
befähigte Angehörige des Paß- und Meldewesens bzw. 
Mitarbeiter der Organe für Innere Angelegenheiten 
eingesetzt werden.

Bezogen auf die einzelnen Schwerpunkte von Tätigkeiten 
der DVP und der anderen Organe des MdI in Staatsb-ürger- 
schaftsfragen erwiesen sich im Ergebnis der Forschung 
die folgenden Anforderungen als besonders wesentlich, 
um eine weitere Erhöhung der Wirksamkeit herbeizuführen.

Bei der Bearbeitung von Anträgen auf Obersiedlung nach 
der BRD, anderen nichtsozialistischen Ländern und West­
berlin, auf Eheschließung mit Eürgern solcher Staaten 
bzw. Westberlinern sowie auf Entlassung aus der Staats­
bürgerschaft der DDR sind die damit im Zusammenhang 
auftretenden sicherheitspolitischen Probleme allseitiger 
und gründlicher sichtbar zu machen und zu prüfen. Das 
betrifft insbesondere die Erforschung und Einschätzung
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der Ursachen und Motive für die Antragstellung sowie 
die im Zusammenhang damit auftretenden Folgen für Sicher­
heit und Ordnung.
Das erfordert, das Antrags-, Prüfungs- und Genehmigungs­
verfahren in den genannten Fällen zur qualifizierten 
Durchsetzung der politischen Zielstellung inhaltlich 
entsprechend den gewachsenen Sicherheitserfordernissen 
weiter zu vervollkommnen.

Im Gesamtkomplex der Maßnahmen zur Vorbeugung, Aufklärung, 
Verhinderung und Bekämpfung des ungesetzlichen Verlassens 
der DDR sowie des staatsfeindlichen Menschenhandels sollte 
sich der Einsatz der Kräfte, Mittel und Methoden nach 
Abstimmung mit der zuständigen Dienststelle des MfS auf 
solche Fälle stärker konzentrieren, in denen Personen

- durch permanent negatives, renitentes oder feindliches 
Auftreten eine "Ausweisung" aus der DDR zu erzwingen 
versuchen;

- durch wiederholte Grenzverletzungen bzw. provokato­
rische Demonstrativhandlungen oder Androhung solcher 
in Erscheinung treten;

- mit politisch-onerativ bedeutsamen Merkmalen, z.B. 
Geheimnisträger, Angehöriger der medizinischen und 
wissenschaftlich-technischen Intelligenz, Kunst- und 
Kulturschaffende sowie ehemalige Angehörige der be­
waffneten Organe der DDR, Aktivitäten der genannten 
Art entwickeln.

Mit dem Ziel, gründlich zu prüfen, ob gleichlaufend mit 
der Antragstellung oder anderen legalen Aktivitäten Vor­
bereitungshandlungen für das ungesetzliche Verlassen der 
DDR begangen werden, kommt es darauf an:
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- die persönlichen Aussprachen mit den Antragstellern

Art und Weise so viel als möglich Informationen zu 
erlangen, die auf Absichten und Pläne des Antrag­
stellers zu ungesetzlichen Handlungen hinveisen bzw. 
als Grundlage gezielter Oberprüfungsnaßnahmen dienen;

- gesicherte Erkenntnisse durch Ermittlungshandlungen 
und Ausschöpfung der Speicher über das Persönlich­
keitsbild der beteiligten Personen, ihr Verhalten 
im Arbeits-, Wohn- und Freizeitbereich sowie über 
die Verbindungen in- bzw. außerhalb der DDR umfas­
sender zu erarbeiten. Das stellt besonders hohe 
Anforderungen an eine weitere Qualifizierung der 
Arbeit der ABV und die Einbeziehung der Freiwilligen 
Helfer der DVP, der Hausbuchbeauftragten u.a. zuver­
lässiger Bürger in die Aufklärung. Für die Durch­
führung komplizierter Ermittlungen wäre auch der 
Einsatz von Ermittlungskräften bei Paß- und Melde­
wesen in den VPKA zweckmäßig, worauf bereits in 
anderem Zusammenhang (vgl* 2.1.) hingewiesen wurde;

- die Ursachen und Motive für die Antragstellung 
durch N’utzung aller Oberprüfungsmöglichkeiten gründ­
licher herauszuarbeiten;

- die erarbeiteten und eingehenden Informationen zu 
den Personen gründlicher durchzuarbeiten, exakt zu 
speichern und zu verdichten, um jegliche Anhaltspunkte, 
die auf ein geplantes ungesetzliches Verlassen der
DDR oder andere negative Aktivitäten und Handlungen 
hindeuten, rechtzeitiger zu erkennen und schneller 
entsprechend der Zuständigkeit der Kriminalpolizei, 
und der zuständigen Dienststelle des MfS zur Bearbei­
tung und Klärung zuzuleiten;

- die Prüfung und Bearbeitung der Anträge qualitäts-

noch qualifizierter zu gestalten, um auf geschickte
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und termingerecht zu gewährleisten sowie durch 
taktisch kluges Verhalten in der Gesprächsführung 
mit dem Antragsteller eine hohe vorbeugende Wirkung 
zu erzielen.

Weiterhin ist zu sichern, daß in den Fällen der Bean­
tragung der Übersiedlung und Entlassung aus der Staats­
bürgerschaft der DDR, in denen sich der Antragsteller 
im Strafvollzug befindet, die Prüfung und Entscheidung 
noch während der Haftzeit erfolgt, um zu gewährleisten, 
daß die Übersiedlung unmittelbar nach der Haftentlassung 
realisiert wird, damit erneute Straftaten ausgeschlossen 
werden.

Um den wachsenden sicherheitspolitischen Forderungen zu­
künftig umfassender gerecht zu werden, sollte die Schaf­
fung einer Ermittlungsakte, in der alle Antragsunterlagen 
zum Bürger, die operativen Prüfungs- und Ermittlungshand­
lungen sowie die getroffene Entscheidung zusammengefaßt 
und dokumentiert sind, geprüft werden. In diesem Zusammen­
hang sollte die Einführung eines Fragebogens für die An­
tragstellung zur Erlangung eines Maximums an Ausgangs­
informationen bei der Antragstellung sowie die Dokumen­
tierung von Lichtbildern über den Bürger der DDR für 
Fahndungszwecke (Schrift- und Bildfahndung) erprobt 
werden. Die dabei gesammelten Erfahrungen könnten die' 
Grundlage für endgültige Entscheidungen sein.

Bei der Entscheidung und Einleitung weiterer Maßnahmen 
zur Bearbeitung solcher Fälle ist es erforderlich, stärker 
zu differenzieren zwischen solchen Personen,

- die einen verfestigten, feindlich-negativen 
Standpunkt besitzen, und solchen,
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- die aus bestimmten Konfliktsituationen, aus Unzu­
friedenheit, besonders über nicht ihren Forderungen 
und Vorstellungen entsprechende Klärung von per­
sönlichen Problemen (wie Wohnungsprobleme, Fragen 
der beruflichen Tätigkeit u.a.), oder aus anderen 
Motiven, die nicht auf einer feindlich-negativen 
Grundeinstellung beruhen,-den Entschluß zur Antrag­
stellung fassen.

3ei den zuletzt genannten Personen ist es notwendig, 
bei geringsten Anzeichen auf beabsichtigtes ungesetz­
liches Verlassen der DDR nach allseitiger Prüfung und 
Abstimmung qualifizierte Vorbeugungsgespräche zu führen 
bzw. durch verstärkte Einflußnahme auf staatliche Organe, 
Betriebe und Einrichtungen begünstigende Bedingungen zu 
beseitigen, um den Rücktritt der Personen von ihrem Vor­
haben für ständig zu erreichen.

In Durchsetzung des Gesamtkomplexes von vorbeugenden 
Aufgaben und Maßnahmen muß stärker dafür gesorgt werden, 
daß

- ir Fällen, in denen nach allseitiger Prüfung die 
Voraussetzungen zur Genehmigung des Antrages vor­
liegen, die Entscheidung umgehend dem betreffenden 
Bürger mitgeteilt wird, damit möglichen Absichten 
zum ungesetzlichen Handeln oder anderweitigen Schaden 
für die DDR vorgebeugt wird;

- bei möglichen Rückverbindungen zu gefährdeten Bürgern 
der DDR differenziert die notwendigen Kontrollmaß- 
nahmen eingeleitet und bis zur Klärung durchgesetzt 
werden.
In diesem Zusammenhang ist in Abstimmung mit dem MfS 
in jedem Falle zu prüfen, ob sich negative Folgen er-
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geben können, wenn aus der DDR übersiedelte Personen 
danach wieder in die DDR einreisen, um zur Abwendung 
von Gefahren für die Sicherheit und Ordnung ent­
sprechend den Weisungen über die Einleitung einer 
Reisesperre zu entscheiden;

zu Bürgern der DDR, bei denen Ausschlußgründe auf 
Obersiedlung, Familienzusammenführung und Ehe­
schließung sowie Entlassung aus der Staatsbürger­
schaft der DDR vorliegen, rechtzeitig wirksame 
Kontrollmaßnahmen eingeleitet und durchgesetzt 
werden, um die Verbindungsaufnahme zu kriminellen 
Menschenhändlerbanden, Handlungen zum ungesetzlichen 
Verlassen der DDR bzw. andere Straftaten vorbeugend 
zu verhindern.
Bedeutsam ist dabei die verstärkte Einflußnahme auf 
staatliche Organe, Betriebe und Einrichtungen zwecks 
Beseitigung solcher Bedingungen, die bereits das 
Entstehen des Ersuchens begünstigten und sich damit 
auch fördernd auf Absichten zu ungesetzlichen Hand­
lungen auswirken;

in solchen Fällen, in denen Personen durch Androhung 
oder Begehung von ungesetzlichen oder demonstrativen 
Handlungen die Durchsetzung ihrer Anträge zu erzwingen 
versuchen, obwohl für deren Genehmigung keine Voraus­
setzungen gegeben sind, allseitig geprüft wird, ob 
nach den dienstlichen Bestimmungen des Ministers des 
Innern und Chefs der DVP, insbesondere des Schreibens 
vom 8. 1 1. 1974, eine Übersiedlung und Entlassung aus 
der Staatsbürgerschaft der DDR im Interesse der Sicher­
heit der DDR oder aus anderen schwerwiegenden Gründen 
angewandt werden..kann. Dabei muß ein enges Zusammen­
wirken mit der zuständigen Diensteinheit des MfS ge­
währleistet werden.
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Die Ergebnisse der geleisteten Forschung weisen ein­
dringlich auf die Notwendigkeit hin, den Personenkreis 
der DDR-Bürger, die zugleich die Staatsbürgerschaft 
eines nichtsozialistischen Staates besitzen, (Don-nel- 
staatler-) besser zu erfassen und vorbeugend unter Kon­
trolle zu halten mit dem Ziel, ihre polizeilich rele­
vanten Aktivitäten aufzuklären, vor allem vorsätzliche 
Nichtmeldung des Besitzes von Personaldokumenten anderer 
Staaten gemäß § 13 (1) d der Personalausweisordnung vom 
25. 9. 1965, beabsichtigtes ungesetzliches Verlassen und 
provokatorische Demonstrativhandlungen. Sie lassen er­
kennen, daß es zweckmäßig ist, dazu folgende Aufgaben- 
und Maßnahmekomplexe vorrangig zu lösen.

Mit solchen Bürgern, die ihrer Meldepflicht gemäß § 7 (3) 
der Personalausweisordnung nachkommen, sollten durch 
befähigte Angehörige des Dienstzweiges Paß- und Melde­
wesen individuelle Gespräche geführt werden, wo sie über 
den Rechtsstandpunkt der DDR an Hand des Staatsbürger­
schaftsgesetztes aufgeklärt werden. Besonders muß heraus­
gearbeitet werden, daß sich für sie keine veränderte 
staatsbürgerliche Stellung, insbesondere keine zusätz­
lichen Rechte ergeben. Wenn diese Bürger von sich aus 
keinen Wert auf den Besitz des ausländischen Personal- 
dokumentes legen, sollte ihnen nahegelegt werden, im 
eigenen Ermessen diese Dokumente der Vertretung des je­
weiligen Staates zu übersenden, weil sich aus der Rechts­
lage keine Notwendigkeit zun Besitz ergibt.

Gleichzeitig müssen derartige Gespräche genutzt werden, 
um die Einstellung des betreffenden Bürgers zur DDR ein­
zuschätzen sowie die Ursachen und Umstände aufzuklären, 
die zur doppelten Staatsb-ürgerschaft sowie zur Erlangung 
des ausländischen Personaldokuner.tes führten.
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Im Zusammenhang damit sollten geprüft werden:

- Charakter und Intensität der Verbindung zur Ver­
tretung des nichtsozialistischen Staates, dessen 
Staatsbürgerschaft als weitere besessen wird, so­
wie zu bevorrechteten Personen aus dem nichtso­
zialistischen Ausland;

- Anhaltspunkte für Übersiedlungsabsichten und alle 
auf deren Realisierung gerichteten Aktivitäten, 
insbesondere unter Ausnutzung der Verbindungen zu 
Vertretungen von bzw. bevorrechteten Personen aus 
nichtsozialistischen Staaten;

- Verdachtsmomente für beabsichtigtes ungesetzliches 
Verlassen der DDR sowie provokatorische Demonstrativ­
handlungen.

Hinweise auf beabsichtigte bzw. begangene ungesetzliche 
Handlungen müssen umgehend der Kriminalpolizei zur Prü­
fung und Bearbeitung zugeleitet werden.

Zur Durchsetzung der Bestimmungen des § 15 (1) d der 
Personalausweisordnung und als Grundlage für die vor­
beugende Kontrolle der Doppelstaatler ist es erforder­
lich, die Anstrengungen zur restlosen Erfassung dieses 
Personenkreises und zur Aufdeckung der von ihnen be­
gangenen latenten Straftaten der vorsätzlichen Nicht­
meldung des Besitzes ausländischer Personaldokumente zu 
erhöhen. Gegenwärtig besteht keine Übersicht über die 
Kriminalität der genannten Art, weil diese in der Krimi­
nalstatistik nicht erfaßt wird.
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Es sollten alle Möglichkeiten in der Tätigkeit der 
Volkspolizei, insbesondere der Dienstzweige Paß- und 
.Meldewesen, Kriminalpolizei und Schutzpolizei sowie 
der Organe für Innere Angelegenheiten genutzt werden, 
um die in der DDR wohnhaften Doppelstaatler festzu­
stellen, z.B.

- Vorsprachen von Bürgern in ir.eldepolizeilichen 
Angelegenheiten,

- Vernehmungen oder Befragungen zur Person,
- Maßnahmen der Personenkontrolle gemäß DV 031/70 
des Ministers des Innern und Chefs der DVP,

- Personenaufklärungen u.a.m.

Auch bei der Zusammenarbeit mit anderen staatlichen 
Organen, wie Jugendhilfe, Gesundheits- und Sozialwesen, 
sind die Möglichkeiten zur Erfassung solcher Personen 
auszuschöpfen.

Anlaß für zielgerichtete Nachforschungen sollten vor 
allem solche Umstände in der Persönlichkeitsentwicklung 
von Bürgern sein, die Ursachen doppelter Staatsbürger­
schaft darstellen können, wie

- Abstammung von einem Vater, der nicht Staatsbürger 
der DDR ist oder war bzw. nicht deutscher Staats­
angehöriger war,

- Geburt ir. Ausland und Mutter oder Vater Ausländer,
- bestehende oder bestandene Ehen von DDR-Bürgerinnen 
mit Ausländern.

Kopie BStÜ
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Auch Feststellungen über Verbindungsaufnahmen zu Ver­
tretungen nichtsozialistischer Staaten, Teilnahme an 
Veranstaltungen solcher Vertretungen oder über Kontakte 
zu bevorrechteten Personen aus solchen Staaten ein­
schließlich akkreditierten Journalisten müssen als 
mögliche Anzeichen für Dorjoelstaatlichkeit ebenso wieo * *
für ungesetzliches Verlassen der DDR beachtet werden.

Hinweise auf das Vorhandensein von Doppelstaatlern 
sollten beim Dienstzweig Paß- und Meldewesen zusammen­
fließen und dort in den Speichern sowie durch Ermitt­
lungen überprüft und verdichtet werden.

Die Registrierung der Doppelstaatler müßte in der 
Hauptkartei der Kreismeldekartei, der Kartei über Aus­
länder und Staatenlose (PM 37) und in den Dezernaten VI 
der Kriminalpolizei vorgenommen werden, um jederzeit für 
alle relevanten Anlässe die Übersicht zu gewährleisten.

In Verbindung mit den Maßnahmen zur Erfassung sollten 
systematisch Verdachtsmomente für Verletzungen des § 13 
(1) d der Personalausweisordnung geprüft sowie bei Fest­
stellung durch die Kriminalpolizei weiter bearbeitet 
werden. Dabei ist sehr differenziert zu entscheiden, ob 
Gründe für die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
gegeben sind.
Im Zusammenhang damit muß aufgeklärt werden,̂ ^.Verdachts­
momente für beabsichtigtes ungesetzliches Verlassen vor- 
1iegen.
Um eine exakte analytische Aussage über die durch Doppel- 
staatler begangene Kriminalität, insbesondere bei Ver­
letzungen der §§ 213 StG3 und 13 der Personalausweisordnung 
zu Sichern, erscheint es zweckmäßig, die Erfassung ent­
sprechender Wert in der Kriminalstatistik vorzunehmen und 
in den Sofortneldungen gemäß Ordnung Nr. 031/73 (Informa­
tionsordnung) des Ministers des Innern und Chefs der DVP
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ausdrücklich zu vermerken, wenn ein beschuldigter DDR- 
Bürger zusätzlich eine weitere Staatsbürgerschaft be­
sitzt.

Bei den Untersuchungen zun Forschungsvorhaben wurde 
festgestellt, daß ähnliche Aufgaben hinsichtlich der 
in der DDR wohnhaften Staatenlosen zu lösen sind.
Hier geht es sowohl um die schrittweise Verringerung 
ihrer Anzahl als auch um ihre straffere Kontrolle, 
damit dem ungesetzlichen Verlassen und anderen Rechts­
verletzungen durch diesen Personenkreis wirkungsvoll 
vorgebeugt wird.

Eine wesentliche Aufgabe zur weiteren Verringerung der 
in der DDR lebenden Staatenlosen besteht darin, die auf 
der Grundlage des Beschlusses des Politbüros des ZK der 
SED Nr. ZK 03-110/74, 2/1722 vom 16. Io. 1974 vom Mi­
nister des Innern und Chef der DVP am 14. Januar 197 5 
gegenüber den Chefs der BDVP und den Stellvertretern 
der Vorsitzenden für Inneres der Räte der Bezirke ange­
wiesenen Aufgaben und Maßnahmen ergebniswirksamer durch­
zusetzen .

Als Hauptmethode sollte dabei der Weg der Verleihung der 
Staatsbürgerschaft der DDR an solche Staatenlose be­
schritten werden, die durch ihr persönliches Verhalten 
und ihre Einstellung zur Staats- und Gesellschaftsordnung 
der DDR bewiesen haben, daß sie würdig sind, Staatsbürger 
der DDR zu werden. Dabei ist das Prinzip der Freiwillig­
keit des Erwerbes zu wahren; in keinem Fall darf Druck 
auf den Personenkreis ausgeübt werden.

Mit der gleichen Zielstellung sollten auch alle Anträge 
von Staatenlosen auf Übersiedlung grundsätzlich - sofern 
keine zwingenden Sicherheitsinteressen oder andere Aus-
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schlußgründe vorliegen - genehmigt werden.

In den Gesprächen mit Staatenlosen zur Regelung ihrer 
Angelegenheiten muß darauf hingearbeitet werden,

- ausführliche Informationen über ihre Persönlichkeit, 
das bisherige gesellschaftliche Verhalten sowie die 
Verbindungen zu Vertretungen nichtsozialistischer 
Staaten und bevorrechteten Personen aus solchen 
Staaten zu erlangen;

- Anhaltspunkte zu prüfen für Absichten, sich zur 
Klärung der Staatsbürgerschaft an die Vertretung 
eines nichtsozialistischen Staates zu wenden 
(insbesondere desjenigen, dessen Staatsbürgerschaft 
zuletzt besessen wurde), die DDR ungesetzlich zu 
verlassen oder provokatorische Demonstrativhand­
lungen zu begehen.

Mit dem Ziel, rechtzeitig jegliche Anzeichen für Ab­
sichten zum ungesetzlichen Verlassen, zu provokatori­
schen Demonstrativhandlungen und anderen Ungesetzlich­
keiten zu erkennen sowie ihre Realisierung vorbeugend 
zu verhindern, ist die exaktere Überwachung der bekannten 
Doppelstaatler und der Staatenlosen erforderlich. Es geht 
hierbei nicht um Maßnahmen ini Sinne der Personenkontrolle 
gemäß DV 031/70 des Ministers des Innern und Chefs der 
DVP, sondern um periodische Überprüfungen des gesell­
schaftlichen Gesamtverhaltens solcher Personen auf Grund 
ihrer Stellung bzw. Gefährdung und der daraus erwachsenden 
Probleme für ungesetzliches Verlassen und andere Ver­
letzungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit.
Im einzelnen sollten insbesondere Feststellungen getroffen 
werden über
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- die Einstellung zur DDR und die gesellschafts­
politische Aktivität,

- die berufliche Tätigkeit, Arbeitsstelle und 
Einstellung zur Arbeit,

- familiäre, gesellschaftliche und materielle Bin­
dungen in der DDR,

- Kenntnisse von vertraulichen oder geheimzuhalten­
den Angelegenheiten,

- die Einstellung zur sozialistischen Gesetzlichkeit,
- Charakter und Umfang der Verbindungen nach nicht­

sozialistischen Staaten und Westberlin, Umgang mit 
Bürgern solcher Staaten bzw. Westberlinern,

- Art, Zweck und Intensität der Verbindungen zu 
Vertretungen nichtsozialistischer Staaten in der 
DDR und Journalisten aus solchen Staaten,

- Verbindungen zu feindlich-negativen Personen, 
Vorbestraften, Asozialen,

- Anzeichen für Absichten zur legalen Übersiedlung 
aus der DDR bzw. zum ungesetzlichen Verlassen.

Als zweckmäßigste Form dafür erscheint die Durchführung 
von Ermittlungen über diese Personen unter Ausschöpfung 
der polizeilichen Speicher, der Zusammenarbeit mit den 
Betrieben und gesellschaftlichen Kräften im Wohngebiet.
Die Verantwortung dafür sollte beim Dienstzweig Paß- 
und Meldewesen liegen analog seiner Zuständigkeit für 
die Überwachung der Eingliederung von Rückkehrern und Zu­
ziehenden gemäß DV IX/20 des Ministers des Innern und 
Chefs der DVP. Geeignete Kräfte dafür wären die unter 2.1. 
näher begründeten Ermittlungskräfte bei den Abteilungen 
Paß- und Meldewesen der VPKÄ, in einfach gelagerten Fällen 
auch die ABV.
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Die Entscheidung über die Zeitabstände, in denen der­
artige Überprüfungen durchgeführt werden, sollte bei den 
Leitern der Abteilungen PM der VPKä liegen. Sie ist ins­
besondere abhängig von der Persönlichkeit des jeweiligen 
Doppelstaatlers bzw. Staatenlosen und seinen Verbindungen 
in nichtsozialistische Staaten. Im Regelfall könnten Über­
prüfungen einmal jährlich, abhängig von der Lage auch 
öfters, durchgeführt werden.

Auf der Grundlage des Ermittlungsergebnisses wäre einzu­
schätzen, welche Maßnahmen erforderlich sind, um beab­
sichtigtem ungesetzlichen Verlassen oder provokatorischen 
Demonstrativhandlungen vorzubeugen, Bedingungen, die ihr 
Entstehen begünstigen können, auszuräumen bzw. um Vorbe­
reitungshandlungen zu unterbinden. Solche können z.B. sein

- Vorbeugungsgespräche,
- Einleitung der Personenkontrolle gemäß DV 031/70 
des Ministers des Innern und Chefs der DVP,

- gezielte Überprüfungsmaßnahmen auf Grund von 
Hinweisen auf begangene Vorbereitungshandlungen.

Die Entscheidung sollte vom Leiter der Kriminalpolizei 
auf Vorschlag des Leiters der Abteilung Paß- und Melde­
wesen getroffen werden.

Nach ähnlichen Gesichtspunkten könnte auch die Kontrolle 
der Ausländer mit ständigem Wohnsitz oder Aufenthalt in 
der DDR (außer akkreditierter diplomatischer Vertreter 
und anderer bevorrechteter Personen) organisiert werden.

Die mit der Eingliederung von Rückkehrern und Zuziehenden 
aus der BRD und Westberlin verbundenen Anforderungen 
sind neben der Gewährleistung einer politisch und organi-
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satorisch auf hohem Niveau stehenden Vorbereitung vor 
allem bezüglich der Sicherung des Erfolges der Ein­
gliederung zu sehen. Das erfordert, die zum Teil noch 
vorhandenen Mängel in der Zusammenarbeit zwischen den 
Abteilungen für Innere Angelegenheiten der örtlichen 
Räte und den Dienststellen der DVP (vor allem den VPKä ) 
zu überwinden.

3.3. Probleme und Konsequenzen zur Führung und Leitung
bei der Verwirklichung der dem MdI und seinen Organen 
obliegenden Aufgaben in Staatsbürgerschaftsfragen, 
die mit der Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens 
der DDR Zusammenhängen

Für die weitere Erhöhung der operativen Wirksamkeit der 
DVP und anderen Organe des MdI bei der rechtzeitigen Vor­
beugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen 
Verlassens der DDR und bei der Verhinderung von Provoka­
tionen sind die mit Befehl 0059/74 des Ministers des 
Innern und Chefs der DVP angewiesenen Maßnahmen von be­
sonderer Bedeutung. Sie sind auch vom Standpunkt der opera­
tiven Anforderungen bei der Bearbeitung und Entscheidung 
von Staatsbürgerschaftsangelegenheiten, vor allem unter 
dem Aspekt der operativen Ansatzpunkte für die gegnerische 
Arbeit, überwiegend zweckmäßig.

Eine aktuelle Aufgabe ist deshalb die Sicherung einer 
noch wirksameren Durchsetzung der befohlenen Maßnahmen 
auf der Kreisebene.

Mit dem Schwerpunkt der Erhöhung der vorbeugenden Wirksam­
keit im Kampf gegen die Erscheinungsformen des ungesetz­
lichen Verlassens beinhaltet dieser Befehl im Prinzip für
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alle Dienstzweige der DVP und andere Organe des MdI 
konkrete Aufgabenstellungen. Er enthält in diesen Zu­
sammenhang auch bestimmte Festlegungen zur Verbesserung 
der komplexen Führung und zur Gestaltung notwendiger In­
formationsbeziehungen innerhalb der und zwischen den 
Dienstzweigen und Organen.

Bei seiner Durchsetzung muß stets von den Hauptaufgaben 
des MdI und seinen Organen ausgegangen und die Verbindung 
mit weiteren Befehlen und anderen Weisungen, in denen 
Regelungen zur Verantwortung und zu den Aufgaben der ein­
zelnen Dienstzweige bzw. Organe bei der Bekämpfung des 
ungesetzlichen Verlassens der DDR aus der Sicht und im 
Zusammenhang mit ihrer spezifischen Gesamtfunktion und 
ihren entsprechenden operativen Möglichkeiten getroffen 
sind, hergestellt werden.
Das betrifft u.a. vorrangig

- die Dienstvorschriften 08/72, 40/74, IX/5, IX/20,
015/72, 11/74 und Anlage, 051/70

- die Anweisungen 049/74, 03/68, 25/68, 042/71.

Diese sowie weitere Befehle und andere Weisungen, in denen 
spezielle Festlegungen zur Verantwortung der Dienstzi'/eige 
der DVP und anderer Organe des MdI zur Vorbeugung, Verhin­
derung und Aufklärung von Handlungen des ungesetzlichen 
Verlassens der DDR enthalten sind, dürfen und können jedoch 
nicht der alleinige Ausgangs- und Bezugspunkt für die Lösung 
dieser Aufgabe und für die weitere effektive Gestaltung 
der Arbeit auf diesem Gebiet sein. Das ergibt sich aus der 
untrennbaren Verflechtung mit der Verwirklichung einer 
Vielzahl anderer operativer Aufgaben, in deren Folge bei 
richtigem Herangehen wertvolle Informationen für die Be­
kämpfung des ungesetzlichen Verlassens der DDP erarbeitet 
oder andere diesbezügliche Maßnahmen durchgeführt werden.
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Es ist deshalb eine vorrangige Aufgabe der Leitungs­
tätigkeit, die Erfordernisse und Aufgaben, welche sich 
aus Staatsbürgerschaftsfragen ergeben, zweckmäßig in 
die Gesamtmaßnannen zur Kriminalitätsvorbeugung und 
-bekämpfung einzuordnen und effektiv zu koordinieren.

In Verwirklichung der Beschlüsse der Partei konnten 
durch die Dienstzweige der DVP und die anderen Organe 
des MdI, insbesondere in den letzten Jahren, auf der 
Grundlage einer ständigen Vervollkommnung der Befehls­
gebung des Ministers des Innern und Chefs der DVP zum 
Schutz der Staatsgrenze der DDR gegenüber der BRD und 
Westberlin sowie zur Gewährleistung der Ordnung und 
Sicherheit auf und an den Transitwegen wertvolle Er­
fahrungen in der operativen Arbeit gesammelt werden.
Die erreichte systematische Erhöhung der Wirksamkeit 
spiegelt sich insbesondere in den zunehmenden Ergebnissen 
bei der Vorbeugung und rechtzeitigen Aufdeckung von Hand­
lungen des ungesetzlichen Grenzübertritts wider.

Die positiven Ergebnisse beweisen, daß die zwischen 
einigen BDVP noch vorhandenen Niveauunterschiede bezüg­
lich ihrer Wirksamkeit nicht auf objektive Umstände 
zurückzuführen sind und es darauf ankommt, die ein­
schlägigen Befehle und Weisungen noch situationsbezogener 
durchzusetzen.

Die Einschätzung des Erreichten läßt erkennen, daß die 
Wirksamkeit sowohl im Einzelfall als auch in ihrer 
Komplexität vor allem entscheidend abhängt

- von einem hohen Niveau der politischen und fachlichen 
Qunlifikation der Leiter sowie des operativen Vermögens 
der operativen Kräfte, das sie befähigt,
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. die Ansatzmöglichkeiten des Gegners richtig 
und allseitig zu erfassen,

. Gefahrennomente für ungesetzliches Verlassen 
frühestmöglich zu erkennen und vorbeugend zu 
beseitigen,

. Anzeichen für Aktivitäten, die auf ungesetzliches 
Verlassen gerichtet sind, im Anfangsstadium auf­
zudecken und deren Weiterführung zu unterbinden, .

. entsprechende exakte Informationen klug und 
zielstrebig zu erarbeiten, in ihrer operativen 
Bedeutung richtig zu beurteilen und demgemäß 
zu behandeln,

. die Anforderungen zur Koordinierung der Maßnahmen 
voll zu beherrschen und ihre Durchsetzung zu ge­
währleisten;

- von der politisch begründeten, o^alifizierten und 
intensiven Aufgabenstellung durch die Leiter und 
anderen Vorgesetzten, der sorgfältigen Anleitung 
der Unterstellten, der straffen Kontrolle und Ab­
rechnung der Aufgabenerfüllung sowie von politisch 
richtigen Entscheidungen auf der Grundlage exakter 
Informationen. Besonders wichtig ist die Fähigkeit 
der Leiter und Vorgesetzten, rechtzeitig die Per­
sonen zu erkennen, von denen Gefahren ausgehen, und 
umgehend die notwendigen Maßnahmen zur zuverlässigen 
vorbeugenden Kontrolle einzuleiten.

Auf diesen en<? miteinander verbundenen Gebieten sindo
noch bedeutende Reserven zu erschließen. Das gilt so­
wohl für die Arbeit der DVP als auch für die Organe 
für Innere Angelegenheiten.
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Derzeitig wird die Mehrzahl der Staatsbürgerschaftsar.- 
gelegenheiten unter Verantwortung der Organe für Innere 
Angelegenheiten bearbeitet und entschieden. Zur Gewähr­
leistung politisch-begründeter Entscheidungen, die ins­
besondere auch den Sicherheitserfordernissen gerecht 
werden, wird eine Vielzahl von Informationen benötigt, 
die im engen Zusammenwirken mit den Dienstzweigen der 
DVP, vor allem Paß- und Meldewesen und Kriminalpolizei, 
beschafft werden müssen.

Solche, für die Entscheidungsfindung bedeutsamen Infor­
mationen x^erden gegenwärtig gesammelt

- durch die Abteilungen für Innere Angelegenheiten
im Zusammenhang mit der Bearbeitung von Staatsbürger­
schaftsfragen (Anträge auf Verleihung/Entlassung, 
Übersiedlung, Eheschließung) und mit den Aufgaben 
zur Eingliederung von Rückkehrern, Zuziehenden, 
Strafentlassenen (auf der Grundlage der entsprechen­
den Einschätzungen der Aufnahmeheime bzw. der Straf­
vollzugseinrichtungen) ;

- durch die Kräfte des Paß- und Meldewesens, der 
Schutzpolizei, der Kriminalpolizei, der Verkehrs­
polizei und der ABV. Die hier zusammenkommenden 
Informationen sind sehr breit. Sie werden durch 
die operativen Kräfte im Rahmen ihrer Tätigkeit 
gewonnen und müssen aus der Gesamtheit der Infor­
mationen selektiert und wiederum zu nächsten opera­
tiven Schritten geführt werden.
Es handelt sich dabei um Wahrnehmungen bei Verfol­
gung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten,- die Be­
obachtung von Kontakten von DDR-Bürgern mit Bürgern 
nichtsozialistischer Staaten, die Einschätzung von Be­
suchern aus solchen Staaten und Westberlin, .Feststei-
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lungcn aus der Bearbeitung von Reiseanträgen nach 
nichtsozialistischen Staaten/Westberlin, Eingaben 
usw.
Das können z.3. sein:
. Rückverbindung zu Personen, die die DDR ungesetz­
lich verlassen haben,

. Verbindungen zu Verwandten und Bekannten, bei
denen sogenannte "gesicherte soziale Verhältnisse” 
vorliegen,

. Kontaktaufnahmen durch Briefe oder persönlich auf 
der Grundlage gleicher Interessen (Briefmarken­
sammler !) ,

. Liebesverhältnisse,

. Besitz oder Aussicht auf Vermögenswerte im nicht­
sozialistischen Ausland,

. Verbindungen bzw. Zusammentreffen mit Personen 
aus nichtsozialistischen Staaten bzw. Westberlin 
in anderen sozialistischen Staaten,

. Verbindungen mit Dienststellen und Einrichtungen 
nichtsozialistischer Staaten;

durch gesellschaftliche Kräfte in den Betrieben und 
Wohnbezirken.
Hierbei sind vor allem die Möglichkeiten der Frei­
willigen Helfer der Volkspolizei, der ehrenamtlichen 
Mitarbeiter der Organe für Innere Angelegenheiten, 
der Hausbuchbeauftragten, in der gesellschaftlichen 
Arbeit aktiven Werktätigen und der Angehörigen der 
Kampfgruppen der Arbeiterklasse im Rahmen der opera­
tiven Arbeit noch wirksamer auszuschöpfen. Dabei muß 
jedoch die zügige Weiterleitung der Informationen 
gesichert sein.



W S  JHS 001 - 209/75 - Blatt 198

Es wird ersichtlich, daß die Organe für Innere Angelegen­
heiten nur zum Teil über die erforderlichen Möglichkeiten 
zur Informationsbeschaffung verfügen bzw. auf die Infor­
mationsbereitstellung durch di? operativen Dienstzweige 
angewiesen sind. Dabei entstehen oft komplizierte Probleme 
für die Einhaltung der Geheimhaltungsbestimmungen.

Die Tätigkeit der Organe für Innere Angelegenheiten trägt 
keinen polizeilich-operativen Charakter. Ihre Mitarbei­
ter besitzen deshalb auch nicht die notwendigen Voraus­
setzungen, um bei der Bearbeitung und Entscheidung von 
Staatsbürgerschaftsfrage allseitig die Erfordernisse zur 
Vorbeugung und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens 
sowie zur Bekämpfung des staatsfeindlichen Menschenhandels 
zu berücksichtigen. Ihre Arbeitsprozesse auf diesem Gebiet 
werden deshalb vorwiegend nach administrativen Gesichts­
punkten gestaltet und geleitet.

Durch die jetzige Festlegung der Verantwortung für Staats­
bürgerschaftsfragen bei den Organen für Innere Angelegen­
heiten besteht auf Grund der Notwendigkeit zur arbeits­
teiligen Realisierung der Aufgaben mit den Dienstzweigen 
der DVP objektiv eine starke Zersplitterung. Das wiederum 
birgt die Gefahr in sich, daß oft lange Bearbeitungs­
zeiten entstehen oder vorhandene Informationen nicht ge­
bührend beachtet werden, was sich begünstigend auf die 
Herausbildung von Entschlüssen zum ungesetzlichen Handeln 
auswirken kann.

Die gegenwärtigen weisungsmäßigen Festlegungen und die 
Organisation ihrer Durchsetzung sichern die objektiv er­
forderliche straffe Führung, Konzentration und exakte 
Koordinierung der umfangreichen und vielgestaltigen Akti­
vitäten und Informationen der verschiedenen Dienstzweige
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der DVP und anderen Organe des MdI, die zur zuver­
lässigen Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens 
im Zusammenhang mit der Bearbeitung von Staatsbürger­
schaftsangelegenheiten von 3edeutung sind, noch nicht 
ausreichend.

Mit dei im Befehl Nr. 0059/74 des Ministers des Innern 
und Chefs der DVP angewiesenen Bildung von nicht­
strukturmäßigen Arbeitsgruppen, die im MdI durch den 
1. Stellvertreter des Chefs des Stabes sowie in den 
BDVP und dem PdVP Berlin durch die Stabschefs geleitet 
werden, wurden Schritte zur besseren Koordinierung der 
Gesamtnaßnahmen der Vorbeugung, Verhinderung, Aufdeckung 
und Aufklärung von Handlungen des ungesetzlichen Ver­
lassens der DDR eingeleitet, welche sich in der Praxis 
bewährten.

Die nichtstrukturmäßigen Arbeitsgruppen konzentrieren 
sich im wesentlichen auf die periodische Einschätzung 
und Beratung von grundsätzlichen Fragen, in deren Ergeb­
nis sie sich auf Grund ihrer Stellung hauptsächlich auf 
Empfehlungen bzw. Vorschläge beschränken. Damit wird 
die notwendige ständige Koordinierung und Organisation 
der unmittelbaren operativen Aufgaben und Maßnahmen von 
diesen Arbeitsgruppen nicht erfaßt und gelöst.
Dazu wären sie jedoch auch bei entsprechender Aufgaben­
stellung objektiv nicht in der Lage, wobei auch wegen 
des kollektiven Charakters dieser Arbeitsgruppen noch 
eine Reihe komplizierter Führungsprobleme bestehen bleiben 
würden.

Die durchgängige Koordinierung der laufenden Aufgaben 
und damit verbundene operative Entscheidungen müssen 
durch die ständige Qualifizierung der Leitungstätigkeit 
gesichert werden, wobei eine effektive Strukturorganisa-
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tion von großer Wichtigkeit ist.

Aus diesen Feststellungen wird deutlich, daß eine den 
operativen Erfordernissen allseitig entsprechende Lösung 
prinzipieller und über derzeitige Regelungen hinaus­
gehender Überlegungen und Entscheidungen bedarf.

Dabei sollte insbesondere von folgenden Grundsätzen aus­
gegangen werden:

- Die wirksame Vorbeugung, Verhinderung, Aufdeckung 
und Aufklärung von Handlungen des ungesetzlichen 
Verlassens der DDR einschließlich der damit im Zu­
sammenhang stehenden politisch-operativ richtigen 
Erfüllung der Aufgaben, die sich aus dem Staats­
bürgerschaftsrecht ergeben, wird den Einsatz und 
die effektive Nutzung der Potenzen der Dienstzweige 
der Volkspolizei sowie der Organe für Innere Ange­
legenheiten und des Strafvollzugs erfordern und in 
der Regel weitestgehend und unmittelbar mit der Ver­
wirklichung ihrer anderen spezifischen Aufgaben 
verbunden sein.

- Die allseitige und vorbildliche Erfüllung der Auf­
gabenstellung setzt bei allen beteiligten Kräften 
in erster Linie ein hohes Niveau in der politisch- 
ideologischen und fachlichen Qualifikation und die 
bewußte unbedingte Bereitschaft zur zielstrebigen 
ständigen Nutzung aller gegebenen operativen 
Möglichkeiten voraus.

- Die politisch-operative Bedeutung des Gesamtpro­
zesses, sein relaciv selbständiger Gegenstand, 
seine innere Kompliziertheit und die Breite der
an der Lösung der Aufgaben beteiligten polizeilichen, 
anderen staatlichen und gesellschaftlichen Kräfte
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verlangen ein hohes Niveau in der ununterbrochenen 
straffen und komplexen Führung und Leitung sowie 
eine stabile Organisation des Zusammenwirkens.
Dabei sind die für das MdI und seine Organe fest­
gelegten generellen Führungsprinzipien und -linien 
strikt zu beachten.

- Bei der effektiveren Gestaltung der Führungs- und 
Arbeitsprozesse auf dem Gebiet der Vorbeugung, Auf­
klärung und Verhinderung des ungesetzlichen Ver- 
lassens der DDR ist insbesondere der Gewährleistung 
einer möglichst lückenlosen ununterbrochenen Er­
fassung, Systematisierung und vergleichenden opera­
tiven Auswertung aller relevanten Informationen 
sowie der unverzüglichen Herausarbeitung, Verteilung, 
Koordinierung, Anleitung und Kontrolle erforderlicher 
operativer Aufträge durch geeignete Maßnahmen der 
Konzentration und Zentralisation dieser Aufgaben be­
sondere Aufmerksamkeit zu widmen.

- Bei der konkreten Ausgestaltung der neuen Lösungs­
wege sind die Unterschiede im spezifischen Charakter 
der Funktion der Ebenen VPKA, BDVP und MdI zu be­
rücksichtigen.

- Durchgängig müssen die besonderen Anforderungen an 
die Gewährleistung einer hohen Wachsamkeit und Ge­
heimhaltung konsequent beachtet und durchgesetzt 
werden.

Deshalb erscheint es im Interesse höherer Operativität 
und Effektivität sowie der straffen Führung des Gesamt­
prozesses zur Realisierung von Aufgaben und Maßnahmen, 
die zur Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des un­
gesetzlichen Verlassens im Zusammenhang mit Staatsbürger-
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schaftsfragen zu lösen sind, zweckmäßig, sie unter der 
Hauptverantwortung eines Dienstzweiges der Volkspolizei 
zu realisieren.

Der Dienstzweig Paß- und Meldewesen käme dafür am 
ehesten in Betracht, veil dieser bereits für Über­
siedlungsangelegenheiten in nichtsozialistische Staaten 
außer BRD und Westberlin und Ausländerfragen zuständig 
ist.

Ein dementsprechend neu zu profilierendes und zu 
strukturierendes Arbeitsgebiet im Dienstzweig Paß- 
und Meldewesen könnte sich zusammensetzen aus

- einer operativen Arbeitsrichtung, die für die Be­
arbeitung der Ausländerfragen und Überwachung der 
im Zusammenhang relevanten Personenkreise (Doppel- 
staatler, Staatenlose, Ausländer) und die Bearbei­
tung von Anträgen auf Übersiedlung, Eheschließung 
und Entlassung aus der Staatsbürgerschaft der DDR 
zuständig ist und eng mit der Kriminalpolizei 
zusammenwirkt;

- einer administrativen Arbeitsrichtung, von der 
die exakte Führung der erforderlichen Unterlagen 
und Speicher, deren Überprüfung und Auswertung 
gewährleistet wird.

Dieses Arbeitsgebiet müßte auf den Ebenen MdI, BDVP/
PaVP Berlin und VPKÄ gebildet werden, wobei der Schwer­
punkt entsprechend, dem Charakter der Prozesse auf der 
Ebene VPKA liegen würde.
Für den Wechsel der Zuständigkeit für Staatsbürgerschafts­
angelegenheiten von den Organen für Innere Angelegenheiten 
zum Dienstzweig Paß- und Meldewesen müßten in den nächsten 
Jahren schrittweise die erforderlichen Voraussetzungen 
geschaffen werden.
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4. Zusammenfassung weiterer Erfordernisse und Aufgaben 
für die Tätigkeit der DVP und der anderen Organe des 
MdI zur Erhöhung ihrer Wirksamkeit bei der Vorbeugung, 
Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen Ver­
lassens der DDR und der Bekämpfung des staatsfeind­
lichen Menschenhandels

Außer zu den in den Abschnitten 1. bis 3. dargelegten 
Themenkomplexen wurden Untersuchungen zu weiteren Erfor­
dernissen für das komplexe Handeln der Dienstzweige der ' 
DVP und der anderen Organe des MdI zur wirksameren Vor­
beugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen 
Verlassens der DDR sowie Bekämpfung des staatsfeindlichen 
Menschenhandels geführt. Sie erfolgten zu den nachstehenden 
Schwerpunkten:

- Die Notwendigkeit der Erhöhung der Wirksamkeit sowie 
die größeren Anforderungen an das Zusammenwirken des 
MdI und seiner Organe mit dem MfS bei rechtzeitigen 
Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetz­
lichen Verlassens der DDR sowie der Bekämpfung des 
staatsfeindlichen Menschenhandels ;

- Die Wahrnehmung der Verantwortung der BDVP und VPKÄ 
für die Gewährleistung einer höheren Wirksamkeit der 
operativen Kräfte der DVP. insbesondere der Kriminal­
polizei, bei der Erarbeitung, Erfassung, Oberprüfung 
und Verdichtung der einschlägigen Ersthinweise;

- Die Gewährleistung einer wirksamen Bearbeitung und 
Untersuchung der einschlägigen Straftaten bzw."Ver- 
dachtshinweise durch die Kriminalpolizei;

- Die systematische Erhöhung der Wirksamkeit der Personen­
kontrolle der DVP zum rechtzeitigen Erkennen verdächtiger
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Handlungen des ungesetzlichen Verlassens der DDR;

- Die weitere Qualifizierung der Kontrolle von Ver­
hafteten und Strafgefangenen während der Unter­
suchungshaft sovie des Vollzuges von Strafen mit 
Freiheitsentzug zum rechtzeitigen Erkennen ver­
dächtiger Handlungen des ungesetzlichen Verlassens 
der DDR, unter besonderer Berücksichtigung des 
rechtzeitigen Erkennens von Rückfalltätern.

Die Forschungsergebnisse zu diesen Schwerpunkten liegen 
der Juristischen Hochschule des MfS ebenfalls vor.
Das konzentrierte Ergebnis wurde vom Forschungskollektiv 
in Form nachfolgenden Grundlagenmaterials für eine dienst­
liche Bestimmung des Ministeriums des Innern erarbeitet.
Dieses Material wurde dem für diese Problematik zuständi­
gen Stellvertreter des Ministers des Innern übergeben.
Er hat es geprüft, eine Abstimmung mit dem zuständigen 
Stellvertreter des Generalstaatsanwalts der DDR veranlaßt 
und entschieden, das Material als Arbeitshinweise zur 
weiteren Durchsetzung des Befehls 0059/74 des Ministers 
des Innern und Chefs der DVP zu erlassen.
Teile des Materials wurden außerdem durch den Minister 
des Innern und Chef der DVP während der Dienstbesprechung 
am 12. 5. 1975 mit den Chefs der BDVP, deren Stellvertre­
tern für politische Arbeit und Stellvertretern Operativ 
sowie mit den Leitern der VPKÄ der Grenzkreise ausgewertet.
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Grundlagenmaterial für eine dienstliche Bestimmung 
des Ministeriums des Innern

Zur weiteren Erhöhung der Wirksamkeit der DVP und anderer 
Organe des MdI bei der Lösung der ihnen im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit zur Vorbeugung, Aufklärung und Verhinderung 
des ungesetzlichen Verlassens der DDR sowie zur Bekämpfung 
des staatsfeindlichen Menschenhandels, zum Schutz der 
Staatsgrenze und der Transitwege gestellten Aufgaben ist 
es erforderlich, daß vor allem folgende Dienstzweige der 
DVP bzw. Organe des MdI ihren Beitrag zum Erreichen der 
gesellschaftlichen Ziel- und Aufgabenstellungen auf diesem 
Gebiet entscheidend vergrößern:

Kriminalpolizei

Entsprechend ihrer Verantwortung und Möglichkeiten sowie 
der daraus abzuleitenden zentralen Stellung bei der Vor­
beugung, Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen 
Verlassens der DDR ist zu sichern, daß

1. die vielfältigen Möglichkeiten der Kriminalpolizei 
zur Erarbeitung von Ersthinweisen gründlich ausge­
schöpft werden, insbesondere

- Bearbeitung von Ermittlungsverfahren wegen Straf­
taten gemäß § 213 StGB (Mittäterschaft, Beihilfe, 
Nichterstatten der Anzeige in Fällen Abs. (2));

- Bearbeitung von Ermittlungsverfahren wegen Straf­
taten, bei denen Zusammenhänge mit ungesetzlichen 
Verlassen zu prüfen sind (z.B. andere Straftaten 
gegen die staatliche und öffentliche Ordnung, unbe-
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fugter Waffen- und Sprengraittelbesitz, Brand­
stiftung, Gewaltverbrechen) unter voller Nutzung 
der strafprozessualen Möglichkeiten für die Prü­
fung von Anhaltspunkten, vor allem der Durchsuchung;

differenzierte Arbeit mit Beschuldigten und Zeugen 
im Ermittlungsverfahren wegen anderen Straftaten, 
sofern diese Personen selbst für Handlungen gemäß 
§ 213 StGB gefährdet sind oder mit Gefährdeten 
Verbindungen unterhalten, sowie mit Personen, mit 
denen ein Vorbeugungsgespräch wegen Absichten zum 
ungesetzlichen Verlassen oder wegen krimineller 
Gefährdung geführt wird;

Nutzung der Zusammenarbeit mit anderen Staatsor­
ganen - wie Jugendhilfe, Volskbildung, Zollver­
waltung - für die Erfassung von Verdachtsmomenten 
und Gefährdungen;

9

2. alle Ersthinweise auf beabsichtigtes ungesetzliches 
Verlassen, auf provokatorische Handlungen in der 
Öffentlichkeit und begünstigende Bedingungen, die 
von den Dienstzweigen der DVP und anderen Organen 
des MdI erarbeitet wurden, von den Offizieren für 
Grenzsicherheit in den VPKA/VPI/TPÄ lückenlos erfaßt, 
unter Nutzung aller Möglichkeiten der Kriminalpoli­
zei, darunter auch der Komm. VIII, sowie der ABV 
sorgfältig überprüft und nach Abstimmung mit dem 
MfS durch die Leiter der Kriminalpolizei differenziert 
entschieden werden (z.B. Anzeigeprüfungsmaßnahmen, 
Einleitung eines EV, Personenkontrollmaßnahmen, Aus­
reisesperre, zeitweiliger Ausschluß vom paß- und 
visafreien Verkehr, Vorbeugungsgespräche, Einfluß­
nahme auf die Beseitigung begünstigender Bedingungen, 
vorbeugende Karteierfassung);
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4 .  durch die differenzierte Anwendung der ständigen
oder zeitweiligen Personenkontrolle gemäß DV 031/70 
des MdI gegenüber den für Straftaten gemäß § 213 StGB 
besonders gefährdeten Personen eine wirkungsvolle 
vorbeugende Kontrolle gesichert wird.
Das betrifft insbesondere einschlägig Vorbestrafte, 
Vorbestrafte wegen anderer Straftaten gegen die 
staatliche Ordnung oder die allgemeine Sicherheit, 
Rückverbindungen und frühere Verbindungen von Voll­
endungstätern, Personen mit engen Verbindungen nach 
nichtsozialistischen Staaten/Westberlin oder zu 
Bürgern solcher Staaten/Westberlinern, abschlägig 
beschiedene Antragsteller auf Übersiedlung nach nicht­
sozialistischen Staaten, Rückkehrer, Zuziehende usw. 
Berücksichtigt \/erden sollten auch die Familienange­
hörigen, im Haushalt lebende Personen sowie andere 
enge Verbindungen solcher vermißter Personen, bei 
denen der noch unbestätigte, jedoch begründete Ver­
dacht besteht, daß sie die DDR ungesetzlich verlassen 
haben bzw. geschleust wurden, um Anzeichen für evtl. 
Folgehandlungen zu erkennen und solche zu verhindern.
Die schwerpunktmäßige Auswahl der Personen, die volle 
Ausschöpfung und ständige Vervollkommnung der Kon- 
trollmittel und -methoden sowie die straffe Organi­
sation der Personenkontrolle durch die Komm. VIII 
der Kriminalpolizei bzw. die beauftragten Offiziere 
haben dabei besondere Bedeutung.
Staatliche Kontrollmaßnahmen gemäß § 48 StGB sind 
umfassend für die Vorbeugung des ungesetzlichen Ver­
lassens sowie das unverzügliche Erkennen von Anzeichen 
für beabsichtigte Handlungen zu nutzen;

5. in der Bearbeitung von Ermittlungsverfahren wegen 
Straftaten gemäß § 213 StGB durch die Dezernate II 
der Kriminalpolizei alle im Zusammenhang mit der

Kopie BStÜ
AR 3
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Straftat stehenden Umstände, wie Begehungsweisen, 
Motive, Mittäter und -tvisser, Ursachen und begünsti­
gende Bedingungen, allseitig und gründlich aufge­
klärt werden, um qualifizierte Voraussetzungen für 
eine wirksame Vorbeugung und die differenzierte 
Festlegung der zweckmäßigsten Maßnahmen zur Einwir­
kung auf den Rechtsverletzer zu schaffen.
Dazu sind die strafprozessualen und kriminalistischen 
Möglichkeiten voll auszuschöpfen, z.B. die Postbe- 
schlagnahne gemäß § 115 StPO und die Durchsuchung.
Die Notwendigkeit strafprozessualer Zwangsmaßnahmen 
ist noch besser mit dem Staatsanwalt abzustimmen.
Die Anwendung der Untersuchungshaft hat entsprechend 
den Grundsätzen der Gemeinsamen Anweisung des General­
staatsanwaltes der DDR und des Ministers des Innern 
und Chefs der DVP über die Bekämpfung von Angriffen 
gegen die Staatsgrenze der DDR vom 18. 4. 1973 zu 
erfolgen. Die rasche Verallgemeinerung gewonnener 
Erkenntnisse, z.B. über neuartige oder modifizierte 
Angriffsmethoden, ist zu sichern.
Bei der Untersuchung vollendeter Handlungen müssen 
die Anstrengungen darauf konzentriert werden,
- Charakter und Intensität früher unterhaltener 
Verbindungen sowie Rückverbindungen und die 
daraus erwachsende Gefahr von Folgehandlungen 
aufzuklären,

- differenzierte Entscheidungen über Kontrollmaß- 
nahmen gegenüber solchen Personen zu treffen,

- Lücken im'Sicherungssystem sichtbar zu machen 
und zu schließen, z.B. im Antrags-, Prüfungs­
und Genehmigungsverfahren bei Reisen in dringen­
den Familienangelegenheiten.

Kopie BStÜ
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Sofern der Ort des ungesetzlichen Verlassens unbe­
kannt ist, sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt im 
operativen Zusammenwirken zwischen den Kreisdienst­
stellen des MfS und den VPKX bzw. den zuständigen 
Abteilungen der Bezirksverwaltungen/Verwaltungen und 
den Dezernaten II der Abt. Kriminalpolizei der BDVP 
gemeinsame Maßnahmen zur Aufklärung des Ortes und 
der Tatmethoden abzustimmen und einzuleiten. Von 
Wichtigkeit sind hierbei die Vergleichsarbeit mit 
festgestellten Spuren an der Staatsgrenze, mit Fest­
stellungen in Vermißtenvorgängen und Unterlagen in 
polizeilichen oder sonstigen Speichern und Samm­
lungen sowie Ermittlungen über die letzten feststell­
baren Aufenthaltsorte und Bewegungsrichtungen der 
Person.
Dabei sind der Wahrheitsgehalt der Aussagen von Fa­
milienangehörigen, im Haushalt lebenden Personen und 
anderen engen Verbindungen sowie deren eigene Gefähr­
dung bzw. Anzeichen für beabsichtigtes ungesetzliches 
Verlassen sorgfältig r.u prüfen;

6. Von den Offizieren für Grenzsicherheit in den VPKÄ/ 
VPÄ/VPI/TPÄ und den Dezernaten VI der Abt. Kriminal­
polizei der BDVP/des PdVP Berlin ständig mit den ge­
speicherten Hinweisen auf Verdächtige und Gefährdete 
analytisch gearbeitet wird.
Das betrifft sowohl die Einschätzung der Relevanz 
der gespeicherten Werte für Anfragen zur Person (z.B. 
bei Anträgen auf eine Reise in dringenden Familien­
angelegenheiten) als auch das Auslösen regelmäßiger 
Überprüfungen der Person;

7. mit Personen, insbesondere Jugendlichen, die keinen 
verfestigten feindlich-negativen Standpunkt besitzen,
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auf Grund von Konfliktsituationen oder anderen 
Gründen das ungesetzliche Verlassen beabsichtigen 
und noch keine strafrechtlich relevanten Handlungen 
zur Durchsetzung ihrer Absicht begangen haben, rechts^ 
zeitig Vorbeugungsgespräche geführt werden, diffe­
renziert unter Teilnahme der Erziehungsberechtigten, 
von Vertretern der Referate Jugendhilfe, der Abt. 
Innere Angelegenheiten, der Schule, der Arbeits­
oder Ausbildungsstelle bzw. anderen erziehungswirk­
samen Kräften;

alle anderen Möglichkeiten der Kriminalpolizei zum 
Vorbeugen, Aufklären und Verhindern des ungesetzlichen 
Verlassens umfassend ausgeschöpft werden, z.B.

- die Organisation einer wirksamen Personenfahndung 
zur unverzüglichen Ergreifung von flüchtigen Tä­
tern (vor allem bei Straftaten gemäß § 215 StGB, 
des unbefugten Waffen- und Sprengmittelbesitzes, 
bei Gewaltverbrechen und Rowdytum) sowie von Ent­
wichenen aus SV-Einrichtungen, Jugendwerkhöfen und 
Einrichtungen des Gesundheitswesens, um das unge­
setzliche Verlassen dieser Personen und ganz be­
sonders Provokationen an der Staatsgrenze zu ver­
hindern ;

- die Einleitung von Maßnahmen zur Schriftfahndung
in erforderlichen Fällen, insbesondere bei Verdacht 
der Vollendung des ungesetzlichen Verlassens;

- die Überprüfung von zugeführten Personen bzw, auf­
gefundenen Sachen, bei denen verdächtige Umstände 
vorliegen;

- die Kontrolle der Personenbewegung in gefährdeten 
Räumen.

Kopie BStÜ
AR 3
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Abschnittsbevollmächtigte der DVP

Die Abschnittsbevollmächtigten haben sich bei voller 
Erfüllung der ihnen in der DV 11/74 des Ministers des 
Innern und Chefs der DVP gestellten Aufgaben vorrangig 
auf die vollständige Nutzung und den weiteren Ausbau 
ihrer Zusammenarbeit mit Freiwilligen Helfern der DVP, 
Hausbuchbeauftragten, mit den Wohnbezirksausschüssen 
der Nationalen Front und anderen gesellschaftlichen 
Kräften im Abschnitt zu konzentrieren.
Damit ist die breite Gewinnung von Informationen über 
Ersthinweise und begünstigende Bedingungen für Straf­
taten des ungesetzlichen Verlassens der DDR zu gewähr­
leisten.

Es ist Sorge zu tragen, daß die Abschnittsbevollmächtigten

- den Einsatz der Freiwilligen Helfer und die Nutzung 
der gesellschaftlichen Kräfte im Abschnitt schwer­
punktmäßig organisieren und auf das Erkennen und die 
lückenlose Kontrolle der für ungesetzliches Verlassen 
besonders gefährdeten Personenkreise richten.
Dabei sind vor allem solche Bürger zu beachten, denen 
Anträge auf Übersiedlung nach nichtsozialistischen 
Staaten/Westberlin, Eheschließung mit Bürgern solcher 
Staaten/Westberlinern, auf Reisen in dringenden Fami­
lienangelegenheiten oder Einreise in das Grenzgebiet 
abgelehnt wurden oder die enge Verbindungen nach 
nichtsozialistischen Staaten/Westberlin bzw. mit Bür­
gern solcher Staaten/Westberlinern unterhalten;

- im Rahmen ihrer operativ-vorbeugenden Tätigkeit syste­
matisch nach Personen forschen, die in solchen Kon­
fliktsituationen leben, aus denen Absichten zum unge­
setzlichen Verlassen entstehen können, und zielstrebig 
auf deren Überwindung hinarbeiten;

Kopie BStÜ
AR 3
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- ihre Ermittlungen über Antragsteller auf Reisen in 
dringenden Familienangelegenhei ten bzw. private Einreise 
in das Grenzgebiet mit hoher Qualität durchführen und 
zielgerichtet Anhaltspunkte für beabsichtigtes ungesetz­
liches Verlassen überprüfen;

- in den Abschnitten an den Transitwegen wirksan zur 
Tiefensicherung, insbesondere zur Gewinnung von Ver­
dachtshinweisen auf Verletzungen des Transitabkommens 
beitragen;

- in den Abschnitten in der Nähe der Staatsgrenze zur ' 
BRD/zu Westberlin im engen Zusammenwirken mit MfS und 
den Grenztruppen einen wirksamen Beitrag zur Tiefen­
sicherung leisten und die Grenzordnung voll durchsetzen, 
insbesondere die Bestimmungen über den Aufenthalt im 
Grenzgebiet.

Schutzpolizeilicher Posten- und Streifendienst

Es ist insbesondere zu gewährleisten:

- die gezielte Kontrolle und Beobachtung gefährdeter 
Räume, insbesondere in der Hauptbewegungsrichtung 
von Grenzverletzern sowie der Zufahrten bzw, Zugänge 
zu den Transitwegen;

- ein wirksamer Beitrag zur Tiefensicherung an den 
Transitwegen sowie in der Nähe der Staatsgrenze zur 
BRD/zu Westberlin, vor allem die Durchsetzung der 
Bestimmungen für die Einreise in das Grenzgebiet durch 
die Kräfte an den Kontrollpunkten;

- die Feststellung von verdächtigen Kontaktaufnahmen 
zwischen DDR-Bürgern und Bürgern nichtsozialistischer 
Staaten/Westberlinern;
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- die Feststellung von Umständen bei der Festnahme 
und Zuführung von Personen, bei Fahndungen und bei 
der Kontrolle der Personenbewegung an Schwerpunkten, 
die den Verdacht von Handlungen zum ungesetzlichen 
Verlassen begründen.

Die Führungs- und Leitungskader aller Ebenen in der DVP 
und anderen Organen des MdI sollten dafür Sorge tragen, 
daß

- sie die Erhöhung der Wirksamkeit bei der Vorbeugung, 
Aufklärung und Verhinderung des ungesetzlichen Ver­
lassens sowie bei der Lösung von Aufgaben zur Bekämp­
fung des staatsfeindlichen Menschenhandels entsprechend 
der Verantwortung dieser Organe stärker in den Mittel­
punkt ihrer Tätigkeit stellen;

- die Entwicklungstendenzen des ungesetzlichen Verlassens 
der DDR, insbesondere die angewandten Tatmethoden, ge­
nutzten Lücken im Sicherungssystem und Täterkreise so­
wie die komplexe Wirksamkeit der Dienstzweige, Organe 
und Methoden bei der Vorbeugung, Aufklärung und Verhin­
derung im MdI, in den BDVP/im PdVP Berlin sowie in den 
VPKÄ/VPÄ/VPI/TPÄ gründlicher und allseitiger einge­
schätzt und verbindliche Schlußfolgerungen für die Ver­
vollkommnung des Vorgehens der DVP und der anderen Or­
gane des MdI gezogen werden;

- die Angehörigen der DVP und anderer Organe des MdI, 
insbesondere der Kriminalpolizei, des Paß- und Melde­
wesens, der Verkehrspolizei, Transportpolizei und 
Wasserschutzpolizei auf den Transitwegen zu stärkerem 
sicherheitspolitischem Denken und zu noch besserem 
Erkennen von Anzeichen für ungesetzliches Verlassen 
und Schleusungen befähigt werden.
Im Vordergrund steht dabei die Befähigung der Leiter.
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Ihnen sind dazu differenziert auch Kenntnisse über 
die Angriffe, Mittel und Methoden der Menschenhändler­
banden und die Möglichkeiten zum Erkennen ihrer Aktivi­
täten zu vermitteln.

Paß- und Meldewesen

Auf Grund seiner Aufgaben zur Gewährleistung der Ordnung 
und Sicherheit im polizeilichen Meldewesen, bei der Aus­
stellung von Dokumenten für den grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr und für den Aufenthalt im Grenzgebiet ver­
fügt der Dienstzweig Paß- und Meldewesen über vielfältige 
Möglichkeiten zum Erkennen von Anzeichen und Verhindern 
des ungesetzlichen Verlassens.

Einen besonderen Schwerpunkt bildet dabei das Antrags-, 
Prüfungs- und Genehmigungsverfahren für Reisen in 
dringenden Familienangelegenheiten, für dessen qualifi­
zierte Durchführung das Paß- und Meldewesen verantwortlich 
ist.

Es kommt besonders darauf an, daß

- alle Anträge ohne Verzögerung mit dem MfS abgestimmt 
werden;

- das Niveau der Aufklärung der Antragsteller, insbe­
sondere zur systematischen Prüfung von Anzeichen oder 
Gefährdungen für ungesetzliches Verlassen, entscheidend 
erhöht wird. Das erfordert
. die lückenlose Führung, vollständige Ausschöpfung 
und ständige weitere Erhöhung der Aussagekraft der 
polizeilichen Speicher, insbesondere der Hauptkartei 
der Kreismeldekartei und der Speicher des Dezerna­
tes VI der Kriminalpolizei der BDVP/des PdVP Berlin;
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. die umfassende Nutzung der Aufklärungsmöglichkeiten 
der Kriminalpolizei, insbesondere der Offiziere für 
Grenzsicherheit und der Komm. VIII, sowie der ABV, 
die qualifizierte Durchführung der Ermittlungen und 
die Erschließung neuer Ermittlungspotenzen bei 
Paß- und Meldewesen und Kriminalpolizei;

. das enge kontinuierliche Zusammenwirken zwischen 
den beauftragten Offizieren des Paß- und Meldewesens 
und den Offizieren für Grenzsicherheit der Kriminal­
polizei ;

die vorbeugende und aufklärende Wirkung der Gespräche 
mit den Antragstellern erhöht wird;

ein höheres Niveau der Prüfung des Wahrheitsgehalts 
der Unterlagen, die die Dringlichkeit und Berechtigung 
der Reise begründen, erreicht wird;

die Einflußnahme der DVP gegenüber den Staats- und 
Wirtschaftsorganen, Betrieben und Einrichtungen mit 
dem Ziel verstärkt wird, die Zustimmung der Arbeits­
stellen zur Reise mit höchster Verantwortung zu er­
teilen sowie die Information an die DVP über Reise­
absichten, die bereits von der Arbeitsstelle nicht 
unterstützt wurden, sicherzustellen;

die Maßnahmen der DVP nach Wiedereinreise in die DDR 
qualifiziert werden, insbesondere
. die Informationsgewinnung über feindliche Aktivi­
täten und operativ-relevantes Verhalten von DDR- 
Bürgern während des Aufenthaltes außerhalb der 
DDR bei differenziert ausgewählten,.progressiv 
eingestellten DDR-Bürgern,

. die Aufklärung der wahren Gründe für die Über­
schreitung der Wiedereinreisefrist.
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Gegenüber Personen, bei denen der begründete Verdacht 
besteht, daß sie eine Reise über die Staatsgrenze der DDR 
zum ungesetzlichen Verlassen mißbrauchen wollen, die ein­
schlägig vorbestraft sind, wiederholt straffällig wurden 
oder bei denen andere in der DV 015/72 des Ministers des 
Innern und Chefs der DVP bestimmte Gründe vorliegen, sind 
die Möglichkeiten zur Anwendung der Ausreisesperre bzw. 
des zeitweiligen Ausschlusses vom paß- und visafreien Ver­
kehr verantwortungsbewußt zu prüfen und zu nutzen.

Für die Erhöhung der Wirksamkeit im Antrags-, Prüfungs­
und Genehmigungsverfahren bei beabsichtigter Einreise in 
das Grenzgebiet sind die exakte Abstimmung mit dem MfS, 
die verantwortliche Einschätzung der Notwendigkeit und 
Umstände der Antragstellung, ein höheres Niveau der Auf­
klärung der Person, für die die Einreise beantragt wurde, 
sowie ein engeres Zusammenwirken zwischen den VPKA der 
Grenzkreise und in der Tiefe der DDR entscheidend.

Bei Anträgen auf Übersiedlung nach nichtsozialistischen 
Staaten, die bei Paß- und Meldewesen gestellt werden, 
hat die umgehende Abstimmung mit MfS zu erfolgen. Auf 
der Grundlage des ausführlichen Gesprächs mit dem Antrag- • 
steiler ist die Kriminalpolizei zu informieren und im 
engen Zusammenwirken mit ihr die Entscheidung über den 
Antrag vorzubereiten. Neben den allgemeinen Sicherheits­
erfordernissen sind die durch die Übersiedlung entstehen­
den Rückverbindungen, deren Auswirkungen und mögliche 
Folgehandlungen zu berücksichtigen. Durch die Kriminal­
polizei sind erforderliche Vorbeugungsmaßnahmen einzu- 
leiten.
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Strafvollzug

Die Tätigkeit des Organs Strafvollzug und der Arbeits­
gebiete I und II der Kriminalpolizei ist darauf zu richten, 
eine durchgängig höhere Wirksamkeit bei der Gewährleistung 
von Sicherheit und Ordnung in den Strafvollzugseinrich­
tungen und Untersuchungshaftanstalten sowie bei der Erzie­
hung der Strafgefangenen zu erreichen.
Dadurch sind Ausbrüche, Entweichungen, Geiselnahmen, an­
dere Gewalttaten und provokatorische Handlungen sowie im 
Anschluß daran vorgesehene Angriffe gegen die Staatsgrenze 
der DDR und Absichten zum ungesetzlichen Verlassen nach 
Haftentlassung rechtzeitig aufzudecken und mit allen Mitteln 
und Methoden zu verhindern.

Deshalb ist darauf hinzuwirken, daß auf der Grundlage der 
verstärkten politisch-ideologischen Erziehung der Ange­
hörigen des Organs Strafvollzug und der Kriminalpolizei zu 
hoher Wachsamkeit und disziplinierter Dienstdurchführung

- alle Weisungen zur sicheren Verwahrung und strengen 
Kontrolle der Straf- und Untersuchungsgefangenen 
voll durchgesetzt werden, insbesondere
. zur ständig zuverlässigen Beaufsichtigung und 
vorbeugenden Kontrolle ausgewählter Gefangener,

. zur getrennten Unterbringung von Rückfalltätern,

. zur Isolierung und zum Einsatz aller zulässigen 
Mittel zur Disziplinierung solcher Gefangenen, 
die ständig als Unruhestifter’.in Erscheinung tre­
ten, sich den Vollzugsmaßnahmet^ \>ridefsetzen, 
kriminelle Gruppen bilden oder /unerlaubte Verbin­
dungen mit dem Ziel der Vorbereitung von Aus­
brüchen bzw. Entweichungen hersteilen;

- die Kontrollmaßnahmen auf Straf- und Untersuchungsge-
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fangene mit politisch-operativ bedeutsamen Merkmalen
und Verdachtsmomenten, die zur potentiellen Reserve 
des Klassenfeindes gehören und bei besonderen Si­
tuationen zu provokatorischen oder terroristischen 
Handlungen neigen, konzentriert werden.
Das betrifft insbesondere wegen Verbrechen gegen die 
DDR Verurteilte, andere Personen mit feindlich-nega­
tiver Grundhaltung, Rückfallgefährdete und Personen 
mit geäußerten Absichten für Straftaten gemäß § 213 
StGB, Täter anderer Straftaten gegen die staatliche 
Ordnung und die allgemeine Sicherheit, Gewalttäter, 
renitente Gefangene und Antragsteller auf Entlassung 
aus der Staatsbürgerschaft der DDR, bzw. auf Übersied­
lung nach nichtsozialistischen Staaten/Westberlin;

jegliche Anzeichen für beabsichtigte oder vorberei­
tete Ausbrüche, Entweichungen, Gewalt- oder provoka­
torische Handlungen sowie begünstigende Bedingungen 
dafür im engen Zusammenwirken zitfischen dem MfS, den 
Arbeitsgebieten I und II der Kriminalpolizei und dem 
Organ Strafvollzug frühzeitig aufgedeckt werden und 
die Verwirklichung mit allen Mitteln und Methoden ver­
hindert wird;

Absichten zum ungesetzlichen Verlassen nach Haftent­
lassung aufgedeckt, durch Arbeitsgebiet I bzw. II 
der Kriminalpolizei aufgeklärt und bei Erfordernis 
nach der Entlassung nahtlos weiterbearbeitet werden;

Anträge und Absichten zur Entlassung aus der Staats­
bürgerschaft der DDR bzw. Übersiedlung nach nichtso­
zialistischen Staaten/Westberlin unverzüglich erfaßt 
und entsprechend den dienstlichen Bestimmungen'quali- 
fiziert bearbeitet werden.
Von besonderer Wichtigkeit sind Hinweise auf Personen, 
die Absichten äußern, daß sie die Durchsetzung ihres 
Vorhabens erzwingen wollen;
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- die staatsbürgerliche Erziehung der Strafgefangenen 
wirkungsvoller gestaltet wird.

Abteilung Innere Angelegenheiten

Die sich aus der Erfüllung wichtiger Aufgaben bei

- der Bearbeitung von Anträgen auf Obersiedlung nach 
der BRD/nach Westberlin, Eheschließung mit Bürgern 
nichtsozialistischer Staaten/Westberlinern sowie auf 
Entlassung aus der Staatsbürgerschaft der DDR, die 
bei den Abteilungen Innere Angelegenheiten gestellt 
werden,

- der Wiedereingliederung Strafentlassener und

- der Betreuung kriminell Gefährdeter '

ergebenden Möglichkeiten zum Erkennen von Ersthinweisen 
auf ungesetzliches Verlassen bzw. provokatorische Hand­
lungen in der Öffentlichkeit sowie zur Beseitigung ent­
schlußfördernder Konfliktsituationen beim genannten 
Personenkreis müssen allseitig genutzt werden.
Im einzelnen steht dabei im Vordergrund:

1. Volle Durchsetzung der Weisungen bei Antragstellung 
auf Übersiedlung, Eheschließung und Entlassung aus 
der Staatsbürgerschaft im o.g. Sinne, insbesondere der 
Anweisung 049/74 und des Schreibens des Ministers des
Innern und Chefs der DVP vom 8. 11. 1974, vor allem\hinsichtlich

- der qualifizierten Gesprächsführung mit den Antrag­
stellern,

- der exakten Erfüllung der Informationspflichten 
gegenüber MfS und DVP,
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- der exakten Vorbereitung von Vorschlägen und Ent­
scheidungen für Übersiedlungen, Eheschließungen 
und Entlassungen aus der Staatsbürgerschaft in 
o.a. Sinne durch die Arbeitsgruppen bei den Lei­
tern der Abteilungen für Innere Angelegenheiten 
der Räte der Kreise, Städte und Stadtbezirke.
Neben den allgemeinen sicherheitspolitischen Er­
fordernissen sind für die Entscheidungsfindung die 
durch die Übersiedlung entstehenden Rückverbindungen, 
die Auswirkungen derselben sowie mögliche Folgehand­
lungen zu berücksichtigen. Durch die Kriminalpolizei^ 
sind erforderliche Vorbeugungsmaßnahmen einzuleiten;

- der Abstimmung mit MfS über Vorschläge auf Über­
siedlung im Interesse der Sicherheit oder aus anderen 
schwerwiegenden Gründen;

- der Abstimmung mit MfS, in welchen Fällen und wann 
dem Antragsteller die Ablehnung seines Antrages mit­
geteilt wird;

- taktisch klugem Verhalten bei der Mitteilung der 
Ablehnung des Antrages.

Vorbeugend wirksame Erziehung kriminell gefährdeter 
Bürger sowie Wiedereingliederung Strafentlassener ent­
sprechend den Grundsätzen der Gefährdeten-Verordnung 
vom 19. 12. 1974, der Anweisung Nr. 62/74 des Ministers 
des Innern und Chefs der DVP und des Strafvollzug- und 
Wiedereingliederungsgesetzes mit dem Ziel,

- Konfliktsituationen und Schwierigkeiten, aus denen 
Entschlüsse zun ungesetzlichen Verlassen erwachsen 
können, vorzubeugen und sie auszuräumen,

- Einflüsse der politisch-ideologischen Diversion,
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westlicher Lebens- und Moralauffassungen zu 
erkennen und zu bekämpfen,

- Kontakte mit Personen aus nichtsozialistischen 
Staaten/Westberlin festzustellen und auf ihre 
Lösung einzuwirken,

- Hinweise auf Absichten und Vorbereitungen zum 
ungesetzlichen Verlassen rechtzeitig zu erkennen.

Die Potenzen der ehrenamtlichen Mitarbeiter der Ab­
teilungen Innere Angelegenheiten, der Betriebe, Ein­
richtungen u.a. gesellschaftlicher Kräfte sind dafür 
zielstrebig zu nutzen.

Andere Dienstzweige der DVP

Es sind insbesondere die Möglichkeiten der Transportpoli­
zei, der Verkehrspolizei, des schutzpolizeilichen Posten- 
und Streifendienstes und der Wasserschutzpolizei für das 
Erkennen von Ersthinweisen auf beabsichtigtes ungesetz­
liches Verlassen sowie für die Bekämpfung des staatsfeind­
lichen Menschenhandels stärker zu erschließen und zu nutzen.

Die Transportpolizei hat sich im Rahmen ihrer Zuständig­
keit im engen operativen Zusammenwirken mit den zuständigen 
Dienststellen des MfS auf die Feststellung und Verhinderung 
der Schleusung von Personen sowie die Vorbeugung, Aufklärung 
und Verhinderung des ungesetzlichen Verlassens zu konzen­
trieren . J
Sie hat dazu insbesondere zu gewährleisten, daß

- in Zügen bzw. an Strecken des grenzüberschreitenden 
und des Transit-Eisenbahnverkehrs Verstecke, versteckte 
Personen und Gegenstände aufgespürt sowie Langsamfahrt­
strecken, Umleitungsstrecken, planmäßige und außerplan-
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mäßige Halte abgesichert werden;

- verdächtige Kontaktaufnahmen zwischen Transitreisenden 
und DDR-Bürgern festgestellt werden;

- das unberechtigte Besteigen oder Verlassen von Transit­
reisezügen verhindert wird;

- im komplexen Zusammenwirken mit den Dienststellen der 
Deutschen Reichsbahn, Freiwilligen Helfern der DVP 
und territorialen Kräften der DVP, insbesondere den 
ABV, eine wirksame Tiefensicherung an den Transit­
strecken sowie an anderen in die Nähe der Staatsgrenze 
zur BRD/zu Westberlin führenden Strecken erfolgt;

- in ihrem Verantwortungsbereich (auf Bahnhöfen, in 
Mitropa-Gaststätten und in Zügen in Richtung Staats­
grenze zur BRD/zu Westberlin, unter dem Eisenbahn­
personal) Gefährdete und Verdächtige für Straftaten 
gemäß § 215 StGB aufgespürt und im engen Zusammen­
wirken mit denterritorialen Kräften der DVP vorbeugend 
kontrolliert bzw. überprüft werden;

- auf die zuständigen Leiter der Reichsbahndienststellen 
eingewirkt wird, die Zustimmung zu beabsichtigten 
Reisen in dringenden Familienangelegenheiten nach 
nichtsozialistischen Staaten/Westberlin durch Beschäf­
tigte der Reichsbahn verantwortungsbewußt zu prüfen.

Die Verkehrspolizei hat bei der lageabhängigen und durch­
gehende- Überwachung und Kontrolltätigkeit im Straßenver­
kehr insbesondere auf den Transitstraßen, allen Zufahrten 
zu ihnen und auf den Straßen in der Nähe der Staatsgrenze 
zur .\T)/zu Westberlin, Anzeichen für ungesetzliches Ver- 
iar r. sowie Schleusertätigkeit frühzeitig zu erkennen.
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Es ist darauf Einfluß zu nehmen, daß sie ihre Hauptan­
strengungen bei der Überwachung des fließenden und ruhen­
den Verkehrs darauf richtet,

- verdächtige Personen- und Fahrzeugbewegungen,

- das unberechtigte Verlassen der Transitstraßen,

- die Aufnahme oder das Absetzen von Personen in 
bzw. aus Transportmitteln des Transitverkehrs,

- Personenverstecke in Kfz (z.B. unter Nutzung der 
Bearbeitung von Straßenverkehrsunfällen), v

- den Austausch von Kfz oder polizeilichen Kennzeichen,

- verdächtige Kontaktaufnahmen zwischen DDR-Bürgern 
und Transitreisenden,

- die Übergabe, Aufnahme oder Mitführung von Gegen­
ständen, die für Schleusertätigkeit bzw. Grenzdurch­
bruch verdächtig sind,

festzustellen und unverzüglich Maßnahmen einzuleiten.
Auf den Transitstraßen ist jede Maßnahme mit der zuständi­
gen Dienststelle des MfS abzustimmen.
Im komplexen Zusammenwirken mit anderen operativen Dienst- 
zweigen, insbesondere mit den ABV, den Freiwilligen Helfern 
der DVP und anderen gesellschaftlichen Kräften, ist zur 
wirksamen Tiefensicherung an den Transitstraßen und in der 
Nähe der Staatsgrenze zur BRD/zu Westberlin beizutragen.

Die Hauptanstrengungen der Wasserschutznolizei auf den 
Trar.sitbinnenwasserstraßen sowie den inneren Seegewässern 
sind aut die Aufdeckung und Verhinderung der Schleusung 
von êrsor.er, sowie des ungesetzlichen Verlassens zu konzen-
t ' ' i  0 T c n «

Sie hat dazu im engen operativen Zusammenwirken mit den
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zuständigen Dienststellen des MfS insbesöndere

- vordächtige Bewegungen von Personen, Wasserfahrzeugen
u.a. schwimmfähigen Personentransportmittel zu über­
prüfen ,

- verdächtige Kontaktaufnahmen zwischen DDR-Bürgern 
und Besatzungsmitgliedern Von Transitschiffen fest­
zustellen, insbesondere an Landgangorten, sowie Land­
gang außerhalb der davür vorgesehenen Orte bzw. Orts­
teile nicht zuzuiassen,

- die Liegeplätze von Transitschiffen zu überwachen, 
das Betreten der Schiffe durch unbefugte Personen 
sowie das Liegen von Transitschiffen außerhalb der 
festgelegten Plätze zu unterbinden und aufzudecken,

- die in Fahrt befindlichen Transitschiffe zu über­
wachen und Abweichungen von der vorgeschriebenen 
Fahrtroute zu verhindern,

- Leichter- und Koppelstellen, Schleusen und Sperr­
stellen schwerpunktmäßig zu sichern.

In komplexen Zusammenwirken mit anderen operativen Kräften 
der DVP, Freiwilligen Helfern der DVP sowie anderen staat­
lichen Organen und gesellschaftlichen Kräften ist eine 
wirksame Tiefensicherung an den Transitbinnenwasserstraßen 
zu gewährleisten.
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Q u e l l e n n a c h w e i s

Der Quellennachweis zum vorliegenden Teilforschungs- 
thema ist Bestandteil des Quellennachweises zum Gesamt­
forschungsvorhaben und kann dort nachgelesen werden.
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